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Von Gitta Düperthal | Immer wieder wird die gesetzlich vorge-
schriebene Presse- und Informationsfreiheit bei Polizeieinsätzen
eingeschränkt: Je stärker Bürgerprotest in Krisenzeiten, desto
rüder der Umgang mit Pressevertretern! Bei den Castor-Protesten
im November hatte das der Bildjournalist Michael Schittenhelm
aus Lindau am Bodensee zu spüren bekommen. Als er das bru-
tale Polizei-Vorgehen gegen Demonstranten im Wendland mit
seiner Digitalkamera festhielt, befahlen ihm Beamte mit eindeu-
tigem Drohgebaren, seine Aufnahmen sofort zu löschen: „Mit
den Herren der Bundespolizei wird nicht diskutiert“. Warnungen
des Fotografen und Freelancers, der für lokale Blätter in Bayern
und für Bild unterwegs war, das sei Zensur, ignorierten sie.
Selbst Wohlverhalten bringt nichts: Im Vorfeld hatte Schitten-
helm eine Akkreditierung zur Polizei geschickt, um wegen seiner
langen Anreise sicherzustellen, zum Einsatzort vorgelassen zu
werden – „wohl wissend, dass Kollegen das nicht richtig finden,
weil auf diese Weise der Presseausweis entwertet wird“. Zwei
weitere Journalisten wurden laut Auskunft des Ermittlungsaus-
schusses verletzt, obgleich sie Westen mit der Aufschrift „Presse“
trugen.
Es gibt viele Methoden, Pressearbeit zu behindern: Zum Beispiel
unterzogen Polizisten während journalistischer Recherchen im

Flüchtlingswohnheim Zella-Mehlis Besucher mit aufwändigen
Ausweiskontrollen – was die Flüchtlinge einschüchterte. Erst
nach heftigem Streitgespräch zogen sie ab. Verbreitete Unsitte
ist, bei Anfrage um Stellungnahme auf die Polizeipressestelle zu
verweisen, selbst wenn vor Ort gerade nichts zu tun ist – die
verweist dann wieder zurück. Oder: Auskunft erteilende Beamte
wollen partout ihren Vornamen nicht nennen, wie kürzlich bei
der Bundespolizei Erfurt.
Welche Konsequenzen sind zu ziehen? Können nur Journalisten
mit Risikobereitschaft solche Jobs übernehmen – mit Gefahren-
zulage oder Entschädigung für vermehrten Rechercheaufwand?
Oder wäre darauf zu dringen, Polizisten über den einer Demo-
kratie angemessenen und gesetzeskonformen Umgang mit
Journalisten besser aufzuklären? Vermutlich wäre leider selbst
dann nicht davon auszugehen, dass sie im Einsatz bei Demon-
strationen Pressegesetze einhalten. Doch zumindest wäre für
Diensthabende Beamte unschwer zu erkennen, dass die Frage
nach dem Vornamen keine Schikane ist, sondern Bestandteil
präzise recherchierter Berichte. Fordern wir also, dass bevorzugt
kritische Journalisten als Referenten in der Aus- und Fortbildung
der Polizei ihre Arbeit darstellen. In freier Debatte – auch mit
den Herren der Bundespolizei.

Rüder Umgang
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Von Günter Herkel | Ein Großverlegersohn, der öffentlich die
Printerzeugnisse des väterlichen Unternehmens niedermacht –
sowas hat es in der deutschen Verlagsgeschichte noch nicht
gegeben. Kein Wunder also, dass diese Provinzvariante von
Dynasty die hiesigen Medien wochenlang in Atem hielt. Dass
sich Konstantin Neven DuMont ausgerechnet die Bild-Zeitung
als Forum seiner Suada gegen Daddy auserkor, ist allerdings ein
besonders bizarres Detail dieses Kasus. Interessant vor allem
die Begründung für dieses gemeinhin als geschäftsschädigend
angesehene Verhalten: Er habe doch keine andere Wahl, in
Köln gebe es ja außer Papas Zeitungen nur noch die des Haupt-
wettbewerbers Springer. So weit ist es in der vermeintlich so
blühenden deutschen Presselandschaft inzwischen also gekom-
men. Die Bild-Zeitung nicht nur ein Ventil für die Austragung
der Generationsrevolten aufmüpfiger Millionärssöhne gegen
patriarchalische Väter, nein, angesichts einer ständig schrump-
fenden Medienvielfalt sogar das vielleicht letzte Refugium kriti-
scher Geister schlechthin.
Dazu passt auch eine weitere erstaunliche Episode. Seit Mitte
September berichtet Emma-Herausgeberin Alice Schwarzer in
einer exklusiven Kolumne über den Kachelmann-Prozess. Und
zwar in der Bild. Alice, die Ikone des deutschen Feminismus,

living next door to Bild? Wer solches in den 70er Jahren vorher-
gesagt hätte, dem wäre vermutlich fortgeschrittene Demenz
attestiert worden. Dabei hatte sich dieses Bündnis schon vor
drei Jahren angebahnt, als Schwarzer sich Bild für eine Image-
Kampagne an den Hals warf. Begründung damals: Neben Leuten
wie Gandhi oder Willy Brandt solle doch auch mal eine leben-
dige Frau wie sie in der Werbung auftauchen. Ihre Bild-Kolumne
verteidigt Schwarzer mit dem Argument: Wenn sie nur noch für
feministische Blätter schreiben dürfe, bliebe ihr ja nur die
Emma.
Mit Bild gegen Sexismus und für Frauenrechte – genauso gut
könnte im Schlachthaus plötzlich die Tierschutzwoche aus-
brechen. Dachten wir wenigstens bislang. Aber der Bild-Losung
„Wir sind Papst“ entspricht das Schwarzersche Verdikt „Ich bin
Feminismus!“. Und so zieht sie – Unschuldsvermutung hin,
Vorurteilsbestätigung her – regelmäßig auf Seite 8 über den
angeklagten Wettermann her, während ergänzend die Bild-
Stamm-Klientel sich an den Pin-up-Girls von Seite 1 aufgeilt.
Konstantin und Alice – zwei besorgniserregende Phänomene
einer galoppierenden Pressekonzentration. Wann muss auch
Günter Wallraff wieder bei Bild anheuern? Bundeskartellamt,
übernehmen Sie!
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Und wieder ist ein Jahr wie im Flug
vergangen. Ein kurzer – keineswegs
vollständiger – Rückblick zeigt, das
M mit vielen Themen mitten drin war
im öffentlichen Medien-Leben. Und
damit scheint die medienpolitische
Zeitschrift von verdi auf einem guten
Weg zu sein – wie ein erster Blick
auf die Ergebnisse der M-Leser-Um-
frage zeigt. So haben sehr viele der
Befragten eine ganze Menge Lesens-
wertes zur Medienpolitik in M ge-
funden aber auch bekundet, das es
noch mehr sein könnte. Eine detail-
lierte Auswertung folgt.
Das ganze Jahr über berichtete M
über die Aktivitäten von Freien unter-
stützt durch ver.di. Im Mittelpunkt:
Bessere Honorare, die mit den ge-
meinsamen Vergütungsregeln für
freie Journalistinnen und Journalisten
an Tageszeitungen Anfang Februar in
Kraft traten (M 1–2). Doch nur in
wenigen Verlagen werden sie ohne
Einschränkungen angewandt – des-
halb die dju-Kampagne „Fair Pay“,
die in der gemeinsamen Aktion mit
dem DJV im zweiten Halbjahr für
„Faire Zeitungshonorare“ mündete.

Recherche ist 2010 ein Dauerbrenner
in M. Hier kann man den Bogen
schlagen vom Thema Datenjournalis-
mus in M 3 (mit einem kurzen Bei-
trag über Wikileaks) bis zum Bericht
in der aktuellen Ausgabe über den
24. Journalistentag der dju und der
Fachgruppe Medien in ver.di. „In die
Tiefe!“ geht der diesjährige Journa-
listentag mit 240 Teilnehmern für
eine notwendige professionelle
Recherche als Basis für Qualitätsjour-
nalismus (S. 14 bis 18).
Der Rundfunk, ob öffentlich-recht-
liches oder privates Fernsehen und
Radio, unterliegt in diesem Jahr vie-
len Veränderungen: Die geräteab-
hängige Rundfunkgebühr ist passé,
ab 2013 gibt es eine Haushaltsab-
gabe. Trotz Zustimmung, reißt auch
die Kritik nicht ab. M berichtete seit
Ausgabe 6-7 darüber. Der Wandel
zum Hybrid-Fernsehen (M 4) und zu
3DTV mit einem kleinen IFA-Ausflug
(M 8-9) warf die Frage auf, ob die
Inhalte hinter der rasant fortschrei-
tenden Technik zurückbleiben? Und
nicht zuletzt das Digital Radio. Wird
es mit eigenem Übertragungsweg

kommen, Mitte Dezember werden
die Weichen gestellt (S. 8 – 11).
Sind die Verlage auf dem Weg zum
digitalen Kiosk, fragte M in der No-
vember-Ausgabe beim Blick auf die
Zeitungszukunft. Die Urheberrechts-
debatte um Beiträge im Netz findet
sich in vielen M-Artikeln. An dem
jüngsten ver.di-Positionspapier ent-
zündete sich eine harsche Debatte –
Frank Werneke äußert sich in der
aktuellen M (S. 6) in einem Offenen
Brief dazu. Beim Leistungsschutz-
recht für Presseverlage steht ver.di
für die Beteiligung der Urheber an
künftigen Erträgen (M 6–7).
Das nächste Jahr wird für Verdianer
ein Konferenzjahr. Ende Februar
stehen die Bundeskonferenzen der
dju und der Fachgruppe Medien im
Kalender – und wir feiern 60 Jahre
Deutsche Journalistinnen- und Jour-
nalisten-Union (dju). Im Herbst findet
der ver.di-Bundeskongress statt.
Die M-Redaktion wünscht Frohe
Weihnachten und ein erfolgreiches
Jahr 2011!
Karin Wenk,
verantwortliche Redakteurin

Das ganze Jahr mitten drin

editorial
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➧ DGB-Israelreise 2011
Politik, Gesellschaft und Medien in Israel
2. bis 10. April 2011
Das DGB-Bildungswerk Bayern bietet eine Studienreise nach Israel an. Ziel
ist es, ein differenziertes Bild von Israel und der Situation im Nahen Osten zu
bieten. Inhaltliche Schwerpunkte sind: Israel im Überblick, Einblick in die Me-
dienlandschaft, Selbstbehauptung und Überleben, Besuch des Golans und
des ersten Kibbutz, die Shoah und der Nahost-Konflikt, sowie eine Einfüh-
rung in die aktuelle politische Lage in den Palästinensischen Gebieten.

➧ Workshop Reportagefotografie
13. bis 19. Juli 2011 in Hannover
Die Reportage ist und bleibt die Königsdisziplin in der Fotografie.
Die Reportagefotografie stellt jenseits der Beherrschung fotografischer Tech-
nik die größten Anforderungen an den Fotografen. Der rote Faden muss
erkennbar sei, die Geschichte sollte Rhythmus haben, sie muss auserzählt
sein, sollte keinen Stilbruch aufweisen und darf keine Redundanzen haben.
Last but not least soll sie in spannenden Bildern erzählt sein.
Das Seminar vermittelt erste Fähigkeiten und Grundlagen in der Reportage-
fotografie. Die Teilnehmer erlernen das Basiswissen und fotografieren eine
eigene kleine Reportage. In täglichen Korrekturen lernen sie außerdem
Grundlagen der Gestaltung, Technik und des »Magischen Moments«.
Am Ende des Seminars stehen die Präsentation der einzelnen Arbeiten
und die Abschluss-Besprechung. Die Teilnehmer sollten Grundkenntnisse
der Fotografie und des Journalismus mitbringen. Mitzubringen sind eine
digitale Systemkamera und ein Laptop.
Leitung: Prof. Rolf Nobel, FH Hannover, Abt. Design und Medien
Ort: Fachhochschule Hannover und Umgebung
Abteilung Design und Medien (Studienrichtung Fotografie im modernen
Design-Center), Expo Plaza 2, 30539 Hannover
Teilnehmerzahl: Maximal 20 KollegInnen. Der Workshop richtet sich an
hauptberufliche Fotografen. Über die Teilnahme entscheiden Reihenfolge
der Anmeldung und Qualifikation
Anmeldung: Bis zum 10. Februar 2011 an: ver.di Bundesverwaltung /
RS 4 – dju Geschäftsstelle, 10112 Berlin, z.Hd. Andje Raudszus,
E-Mail: andje.raudszus@verdi.de
Unterkunft: 12 Pensionszimmer in der Nähe sind reserviert bei:
Pension Messe-Blick, Hildesheimer Str. 144, Hannover-Laatzen,
Tel. 0511 / 823 70 50, Ü/F 35,00 Euro
Seminarkosten: dju/ver.di-Mitglieder: 300,00 Euro (zzgl. Übernachtung /Ver-
pflegung), Nichtmitglieder: 400,00 Euro (zzgl. Übernachtung / Verpflegung)

Arbeitslosenversicherung
für Freie neu geregelt
Mit dem „Beschäftigungschancengesetz“, das im Juli das Parla-
ment passierte wurde auch die freiwillige Arbeitslosenversiche-
rung für Selbständige, die nach bisheriger Regelung zum Jahres-
ende ausläuft, verlängert und neu geregelt. Neu ist, dass die Bei-
träge beträchtlich steigen: Sie können 2011 bei knapp 40 Euro
im Monat liegen, ab 2012 sind sogar bis zu 80 Euro zu berap-
pen. Neu festgelegt ist auch, dass nicht beliebig oft zwischen
Selbständigkeit und Arbeitslosengeldbezug gewechselt werden
kann. Wurde Arbeitslosengeld zweimal bezogen, ist ein neuer-
licher Weg in die Versicherung versperrt. Außerdem: wer die Auf-
nahme in die freiwillige Arbeitslosenversicherung beantragt,
bindet sich fünf Jahre. Attraktiv bleibt die freiwillige Weiterver-
sicherung für unständig und auf Produktionsdauer Beschäftigte
bei Rundfunk, Film und Fernsehen. Alle anderen, die sich bis-
her zu günstigen Beiträgen selbst versichert hatten, müssen
nun abwägen, ob sich die künftig teure Angelegenheit für sie
wirklich lohnt. Wer nach den bisherigen Bedingungen abgesi-
chert war, kann seine Versicherung ausnahmsweise zum 1. Janu-
ar 2011 kündigen, die Frist dafür endet am 31. März 2011.
www.mediafon.net unter Ratgeber/Sozialversicherung ■

Wir freuen uns über Briefe. Manchmal müssen wir Leserbriefe
kürzen. Wir bitten dafür um Verständnis.

ver.di Bundesverwaltung
Karin Wenk, «M»-Redaktion, 10112 Berlin

Telefon: (030) 69 56 23 – 26, Fax: – 76
E-Mail: karin.wenk@verdi.de

Wunde Punkte

Klar zahl` ich! Neues Gebührenmodell in M 11 / 2010

Man wünscht sich von einer kritischen Journalisten-Zeitschrift
wie M eine differenzierte Diskussion des Themas Rundfunk-
gebühren. Die Kolumne in M 11 / 2010: … Verteidigung des Ist-
Zustandes auf der einen, vage Forderungen auf der anderen,
„den Menschen den Programmauftrag klar“ zu benennen.

Benennen wir doch mal ehrlich die wunden Punkte:
1. Das Öffentlich-Rechtliche System ist ein gigantischer Mo-
loch mit einem 7 Mrd. Etat, das in fast jedem Bundesland eine
Rundfunkanstalt mit komplettem Verwaltungsapparat bis hin
zum hoch dotierten Intendanten unterhält. Da wird auch be-
züglich des Programms viel Redundanz erzeugt.
2. Trotz Rundfunkgebühren verzichten die ÖR nicht auf Wer-
bung (sondern schränken diese nur etwas ein) ...
3. Der kulturelle, bildende und informative Auftrag ist die eigent-
liche Legitimation des ÖR. Hier ist der ÖR auch unverzichtbar.
Und leistet vieles – was sich vor allem in seinen Radioprogram-
men und Nachrichten/Politikangeboten zeigt. Allerdings: Wel-
chen Anteil am Gesamtbudget macht dieser Programmteil? ...
4. Die Umwandlung der Rundfunkgebühren ist sicherlich ein
Schritt in die richtige Richtung. Aber: 18 Euro im Monat sind
als Solidaritätsbeitrag zu viel. In der Tat „profitieren“ sehr viele
Menschen heute nicht mehr vom ÖR, da sie deren Programme
gar nicht konsumieren. Es ist an der Zeit, diese „Schwarzseher“
(die häufig in Wirklichkeit „Nicht-Seher“ sind) zu ent-krimina-
lisieren. Hätte man die Chance ergriffen, einen geringeren Bei-
trag zu wählen (z.B. 10 Euro), hätte man viele Freunde gewin-
nen können, da deutlich würde, dass auch von Seiten der ÖR
Bereitschaft besteht, sich auf die neue Situation einzulassen.

Ralph Schneider, per Mail

Wer: Journalisten,
Medienschaffende
und politisch Interessierte
Wo: Tel Aviv, Jerusalem,
Kibbutz Sha’ar HaGolan
(See Genezareth),
Ramallah (Westjordanland)
Preis: 1.200,- Euro pro
Person /DZ /ohne Flug
(detaillierte Infos im Programm)

Informationen /
detailliertes Programm:

www.dgb-bildungswerk-bayern.de
oder vom Ansprechpartner:

Jörg Reichel – Gewerkschaftssekretär
ver.di Landesbezirk Bayern

Fachbereich 8 – Medien
Schwanthaler Straße 64, 80336 München,

Tel: 089 / 599 77 10 84,
E-Mail: Joerg.Reichel@verdi.de



aktuell

Anzeige

dju-Fotoausstellung | Die Deutsche Jour-
nalistinnen- und Journalisten-Union (dju)
in ver.di Berlin-Brandenburg plant vom
4. März bis 21. April 2011 eine Fotoaus-
stellung in der ver.di-MedienGalerie im
Haus der Buchdrucker unter dem Titel „Mo-
derne Zeiten – Momentaufnahmen der
Arbeitswelt“. Fotografinnen und Fotografen,
die dokumentiert haben, wie sich die Ar-
beitswelt der ver.di-Mitglieder in den ver-
gangenen Jahren verändert hat, können
sich für die Ausstellung bewerben. Die Fotos
sollen aus den Branchen, in denen die
ver.di-Mitglieder tätig sind, stammen:
Öffentlicher Dienst, Ver- und Entsorgung,
Handel, Gesundheitswesen, soziale Dienste,
Kirchen, Wohlfahrt, Postdienste, Speditio-
nen, Logistik und weitere. Einen Überblick
über die bei ver.di organisierten Berufe
bietet die Internetseite http://branchen.
verdi.de. Bewerbungen können alle haupt-
beruflichen Fotografinnen und Fotogra-
fen, die ver.di-Mitglied sind, bis 30. Januar
2011 an Andreas Köhn, ver.di-Landesfach-
bereichsleiter, ver.di-Landesbezirk, Köpeni-
cker Straße 30, 10179 Berlin, oder per
Email an andreas.koehn@verdi.de, senden.

Veranstaltungen für Selbstständige in Ham-
burg | 27. Januar 2011, 19 Uhr: Xing, Face-
book und Co. für Einsteiger und Nach-
zügler. „Networking“ im Internet, was bringt
das und wie funktioniert es? Wir zeigen,
wie XING, Facebook und Co eingesetzt
werden können, um bestehende und neue
Kunden zu begeistern. Referent: Holger
Ahrens, Mediendienstleister und IT-Pro-
jektleiter. Moderation: Beate Schwartau,
Unternehmungsberaterin und Trainerin.

3. Februar 2011, 19 Uhr: Kredite für
die Existenzgründung oder zum Ausbau
selbstständiger Arbeit. Wir geben einen
Überblick über die Vergabe von Mikro-
krediten und Kleinstdarlehen in Hamburg.
Referentin: Martina Oesterer, Projekt Mit-
telstandsförderinstitut, Innovationsstiftung
Hamburg. Moderation: Marina Gabel,
Training & Beratung

3.März 2011, 19 Uhr: Einnahme-
Überschuss-Rechnung selbst gemacht.
Welche Einnahmen und Ausgaben gehö-
ren in welcher Form in die EÜ-Rechnung
und das EÜ-Formular? Referent: Reimer
Eilers, Publizist und mediafon-Berater.
Moderation: Angela Schmitz, Systemisches

Coaching – Beratung – Training. Veran-
staltungsort: Gewerkschaftshaus Ham-
burg, Besenbinderhof 60, Raum St. Georg.
Anmeldung online: http://freie-hamburg.
verdi.de/veranstaltungen/anmeldung

VG Wort Meldungen | Wer im kommenden
Jahr an den Ausschüttungen der VG Wort
für 2010 teilnehmen möchte, muss fol-
gende Termine beachten: 31. Dezember:
Meldeschluss für die Sonderausschüttung
für Urheber im Bereich Texte im Internet.
Einsendeschluss für den Abschluss des
Wahrnehmungsvertrags und für die
Meldesystemregistrierung – beides per
Post! 31. Januar: Meldeschluss in den Berei-
chen Video, Hörfunk, Fernsehen, Sprach-
tonträger, Presse, Wissenschaft.

Wer einen Wahrnehmungsvertrag
fristgerecht für das laufende Jahr abschlie-
ßen möchte, kann diesen im Meldeportal
T.O.M. herunterladen. Die Meldesystemre-
gistrierung für T.O.M. und der ausgefüllte
und unterschriebene Wahrnehmungsver-
trag müssen spätestens bis zum 31. De-
zember 2010 per Post bei der VG WORT
eingehen. www.vgwort.de

Veranstaltungen, Seminare, Termine



Der ver.di-Bundesvorstand hat am 25.Ok-
tober 2010 ein Positionspapier zum Urhe-
berrecht beschlossen. Die Reaktionen sind
in Teilen heftig. Im Raum stehen Vorwür-
fe, ver.di wolle – ähnlich wie noch vor kur-
zem Ministerin von der Leyen in ihrem
Kampf gegen Kinderpornografie – „Stopp-
schilder“ im Internet errichten und eine
Überwachungsinfrastruktur gegenüber
„Urheberrechtssündern“ aufbauen.

Die teilweise – bewusst oder unbe-
wusst – falsche Berichterstattung in eini-
gen Blogs verfälscht und verzerrt die Aus-
sagen des Beschlusses. Dabei wird z.T.
ver.di in Nähe von Zensurbefürwortern
gerückt. Dem möchte ich ausdrücklich
widersprechen.

Wer den Beschluss gelesen hat, wird
feststellen, wie differenziert dort argumen-
tiert und insbesondere auf die Sorgen der
„Netzgemeinde“ eingegangen wird. Die
Wahrung und Sicherung einer freien Kom-
munikation und Information ist für ver.di
essentiell wichtig und liegt im unmittelba-
ren Interesse verschiedenster Mitglieder-
gruppen der ver.di. Das Positionspapier
stellt einen Blick von mehreren Seiten,
nämlich von Usern und von Urhebern auf
die gemeinsame Herausforderung aus den
vielfältigen Möglichkeiten des Internets her.

Bei diesem Positionspapier handelt es
sich auch nicht um einen Schnellschuss,
sondern um das Ergebnis intensiver Arbeit
und Diskussion – zwischen den betrof-
fenen Fachbereichen in der ver.di und in
den betroffenen Gremien. Auch in das
Mitgliedernetz von ver.di wurde das Papier
zur Diskussion eingestellt. Jede und jeder,
der sich zu dem Beschluss äußern wollte,
konnte dies also tun. Viele haben davon
Gebrauch gemacht. Viele Inhalte dieser
Stellungnahmen sind auch in die Überar-
beitungen eingeflossen. Am Ende dieses
Prozesses hat der ver.di-Bundesvorstand
das jetzt vorliegende Papier beschlossen.

Die vorangegangenen Diskussionen
haben uns noch einmal bewiesen, wie
vielfältig die Interessen beim Urheberrecht
sind. Aber auch wie emotional die Debatte
schnell werden kann. Der Beschluss des
ver.di-Bundesvorstandes ist deshalb be-
wusst zurückhaltend und abwägend for-
muliert. Wir machen darin deutlich, dass
wir im Umgang mit Urheberrechten im

Internet gerade nicht auf Zensur und
Sanktionen, sondern auf Transparenz und
Information setzen. Eben weil wir gegen
Sperren im Netz sind und das Abmahnwe-
sen begrenzen wollen, sollen auf Internet-
seiten, die urheberrechtlich geschützte
Inhalte illegal zum Download anbieten,
Hinweise gesetzt werden zur Aufklärung
der Nutzerinnen und Nutzer – und zwar
nach Anhörung und Widerspruchsmög-
lichkeit der betroffenen Seitenanbieter
und von einer dazu legitimierten Institu-
tion. Eine Speicherung der IP-Adressen
von Nutzerinnen und Nutzern wollen wir
nicht. So und nicht anders steht es in dem
Beschluss. ver.di verlangt nicht, den Zu-
griff von IP-Adressen auf bestimmte Inter-
netseiten zu dokumentieren, Inhalte zu
zensieren oder Nutzerinnen und Nutzer
vom Internetzugang auszuschließen.

Unser Anliegen ist es, gerade ange-
sichts der Bedeutung des Internets bei der
Verbreitung kreativer Inhalte wieder auf
den Wert des Urheberrechts aufmerksam
zu machen. Maßnahmen wie eine anlass-
lose Kontrolle des Surfverhaltens, die
Vorratsdatenspeicherung oder das Kappen
von Internetzugängen nach französischem
Vorbild („Three strikes out“-Modell) lehnt
ver.di ab. Auch dies ist im Beschluss nach-
zulesen.

Gleichwohl sind wir als Interessenver-
tretung all jener, die mit ihrer kreativen
Arbeit Geld verdienen müssen, in der Ver-
antwortung, uns für ihre Urheberrechte
einzusetzen. Uns kann es nicht egal sein,
wenn im Internet massenhaft geschützte
Inhalte unter Verletzung des Selbstbestim-
mungsrechts des / der Urheber/in bzw.
und ohne das ihnen zustehende Entgelt ver-
breitet werden.Wir sind nicht der Meinung,
dass der Vertrieb urheberrechtlich geschütz-
ten Materials, z.B. in Tauschbörsen, noch
vom Recht auf Privatkopie gedeckt ist.

Deshalb ist es unerlässlich, wieder ver-
stärkt den Wert von Urheberrechten be-
wusst zu machen. So ist etwa für die viel-
fältig und auch im Positionspapier darge-
stellten kreativen Gemeinschaftsleistungen
aus Open Source und Creative Common
ein funktionierender Schutz des Urheber-
rechts der an dem Gesamtwerk Beteiligten
ein unverzichtbares Mittel, um einen
Missbrauch und wirtschaftliche Auswer-

tung durch Unberechtigte zu vermeiden.
Außerdem gilt es, effektive Erlösmodelle
für das Internet zu entwickeln und zu eta-
blieren. Die immer wieder als Allround-
lösung beschworene „Kulturflatrate“ zur
pauschalen Vergütung von Urheberrechten
im Internet erachten wir als nicht taug-
lich. Denn: Urheberrechte sind Persön-
lichkeitsrechte. ver.di ist die größte Orga-
nisation von Urheberinnen und Urhebern
in Deutschland. Deshalb haben wir vor
dem Hintergrund der laufenden politischen
Diskussion, der Arbeit der Enquete-Kom-
mission des Deutschen Bundestages und
der laufenden Novellung des Urheber-
gesetzes Position bezogen. Übrigens auf
der Linie, die wir seit geraumer Zeit in Fra-
gen der Urheberpolitik formuliert haben.
Es war uns klar, dass es kritische Bewertun-
gen zu dem vom ver.di-Bundesvorstand
beschlossenen Papier geben wird. Bei der
Frage, wie ein geeigneter Rechtsrahmen
aussehen kann, um den Schutz geistigen
Eigentums zu ermöglichen, treffen unter-
schiedliche Vorstellungen und natürlich
auch Interessen aufeinander. Übrigens nicht
erst seit dem das Internet die Bedeutung
erlangt hat, die es heute ohne Zweifel hat.

Alle auch kritischen Bewertungen des
Positionspapiers des ver.di-Bundesvorstan-
des sind daher wichtige Diskussionsan-
stöße. Ich möchte gleichzeitig die Kolle-
ginnen und Kollegen, die unsere Vorschlä-
ge sehr grundsätzlich ablehnen dazu er-
muntern, Alternativen zu formulieren, aus
denen deutlicher wird, wie über andere
Wege den Persönlichkeitsrechten von Ur-
heberinnen und Urhebern und ihren Ver-
wertungs- (und damit) Einkommensinter-
essen nachgekommen werden kann.

In diesem Sinne freue ich mich auf die
weitere Diskussion.

Frank Werneke,
stellvertretender ver.di-Vorsitzender

Das ver.di-Positionspapier „Internet und Digitalisierung – Herausforderungen für die Zu-
kunft des Urheberrechts“ hat in der Öffentlichkeit und auch im ver.di-Mitglieder-Netz zu
einer regen, kritischen Debatte geführt. Mitunter wurden Vorwürfe laut, die Widerspruch
herausfordern. ver.di-Vize Frank Werneke setzt sich damit auseinander. M veröffentlicht
seinen Offenen Brief, der auch ins Netz gestellt wurde.
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Von Gundula Lasch | Seit rund 20 Jahren
serviert Dietrich Lade der Leserschaft von
Druck+Papier seine Kolumne „Der Sprach-
wart“. Ob es um Erklärungen von Begriffen
und Redewendungen wie „Pappenheimer“
oder „der springende Punkt“ geht, ob er
sprachliche Entgleisungen und Sinnlosigkei-
ten aufs Korn nimmt: Lades lockerer, humor-
voller Ton ist sein Markenzeichen – Pedante-
rie oder verknöcherte Sichtweisen wird man
in den Ausführungen des immer noch akti-
ven Rentners nicht finden.Wir besuchten ihn
in Neuenhagen bei Berlin.

Wir treffen Dietrich Lade im Garten an,
wo er gerade Laub harkt. Das Grundstück
seines Hauses ist nicht groß, macht aber
dennoch viel Arbeit: „Pflanzen sind wie
die Sprache“, sagt er, „man darf nicht zu-
viel beschneiden, damit sie wachsen, ge-
deihen und sich verändern können. Aber
man muss auch darauf achten, dass sie
nicht verwildern.“ Womit der „Sprachwart“
seinen Anspruch schon formuliert hat.

Pädagogische Ader

Er bittet uns hinein. Auf dem Tisch
liegen einige schmale Hefter mit losen
Blättern und Bücher. „Ich weiß kaum
noch, wohin mit den vielen Unterlagen“,
gibt er schulterzuckend zu. Sein Archiv
würde jede Menge Stoff für Diplom- oder
Doktorarbeiten hergeben.

Die Leidenschaft für Sprache hält bei
Dietrich Lade seit mehr als 65 Jahren an.
Er entdeckte sie schon als kleiner Junge,
als er mit seinen Eltern noch in Gumbinnen

in Ostpreußen wohnte: „Mit 13 Jahren
habe ich angefangen, Gedichte zu schrei-
ben, wollte Schriftsteller werden“, erinnert
er sich. Doch damals war nicht die Zeit für
schöne Worte. Es war Krieg, seine Familie
kam mit einem Flüchtlingstransport nach
Frankenberg in Sachsen. Nach Kriegsende
nahm Lade als 15jähriger eine Stellmacher-
lehre auf und machte seine ersten Erfah-
rungen mit „oben“ und „unten“: „Meinem
Boss ging es bestens, ich lebte am Mini-
mum“, berichtet er und seine Augen fun-
keln noch immer zornig: „Da bin ich in
die Gewerkschaft eingetreten.“ Und nach
Abschluss seiner Ausbildung wollte er nur
noch das tun, was ihm vorschwebte:
schreiben.

Er verdingte sich als freier Mitarbeiter
bei der damaligen Halleschen Nationalzeitung.
Später wechselte er zur staatlichen Nach-
richtenagentur ADN, absolvierte dort ein
Volontariat. „Richtig zufriedenmachte mich
das aber nicht“, sagt er. Ein Inserat in der
Berliner Zeitung „Volkshochschule Mitte
sucht Deutschlehrer“ war der Beginn sei-
ner beruflichen Wende: „Sie waren froh
über jeden, der sich meldete“, schmunzelt
Lade und fügt hinzu: „So entdeckte ich
meine pädagogische Ader.“

Dietrich Lades sprachanalytische Fähig-
keiten sprachen sich schnell herum. Er ver-
öffentlichte u.a. in der Fachzeitschrift für
Journalisten Neue Deutsche Presse die regel-
mäßige Kolumne „Unter der Stillupe“, wur-
de vom Fernsehen der DDR um Lektorate
und Stilanregungen gebeten, arbeitete für
die sendereigene Betriebsakademie. Auch
hielt er Vorträge an der Fachschule für
Journalistik in Leipzig – alles freiberuflich.

Viele Klischees von den Medien der
DDR kann der Sprachgärtner aus eigener
Erfahrung widerlegen: „Ich habe in mei-
ner Arbeit keine Einschränkungen erlebt“,
stellt er fest. „Konstruktive Kritik war mög-
lich.“ Ein gutes Beispiel: Karl-Eduard von
Schnitzler moderierte den „Schwarzen
Kanal“ und galt seit den 1970er Jahren als
härtester Propaganda-Einpeitscher im
DDR-Fernsehen. Die unverblümten Hin-
weise des Sprachexperten in der sender-
eigenen Publikation „Kultur der Sprache“
nahm er aber dankend an.

Dass Dietrich Lade überall beliebt und
gefragt war, ist aber sicher nicht allein auf
sein außergewöhnliches Wissen zurückzu-
führen. Klar und verständlich, voller Witz
und Ironie – so erreicht er die Köpfe und
Herzen der Menschen. Und: Er ist nie um
einen Spruch verlegen und kann auch

über sich selbst lachen: „Ich habe einen
Gramma-Tick“, sagt er mit gespieltem Ernst.
Den Stoff für seine Kolumnen findet er bis
heute bei der Zeitungslektüre oder beim
Fernsehen: „Das ist der tägliche Wahn-
sinn“, amüsiert er sich: „Wenn zum Bei-
spiel in der Reklame mit dem Mega-Preis
geworben wird, kann ich nur lachen. Da-
mit wäre nämlich der höchste Preis ge-
meint – nicht etwa der niedrigste oder gar
beste!“

Leidenschaft fürs Reisen

Was aber nicht heißt, dass die Sprache
Lades einzige Leidenschaft ist: Ähnliche
Faszination übt auf ihn das Reisen aus.
Schon zu DDR-Zeiten durchquerte er den
Ostblock, soweit die Visa reichten. Und in
den letzten 20 Jahren kamen Westeuropa
und Nordafrika dazu: „Es gibt wohl keine
europäische Großstadt, in der ich noch
nicht war“, sagt er. In diesem Jahr war das
Edinburgh, 2009 zog es ihn nach Dublin.
Sprachentdeckungen macht er unterwegs
ebenso: „Auf Malta gibt’s auch den Kin-
dergarten“, bringt er sofort ein Beispiel.
Und die passende Literatur reist immer
mit – ganz gleich, ob es nach Kopenhagen
oder Kuba geht. Das einzige Zugeständnis
ans Alter, das der rüstige Rentner mittler-
weile macht, ist: „Mehr als fünf Flugstun-
den soll mein Ziel nicht entfernt liegen.
Aber da bleiben immer noch genügend
Möglichkeiten“, lacht er.

Dietrich Lade ist zweifellos ein leiden-
schaftlicher Mensch, der immer noch vie-
le Träume, Ideen, Vorhaben hegt. Viel-
leicht ist das der Grund, dass die Jahre ihm
scheinbar nichts anhaben können. Sein
80. Geburtstag im Dezember ist für ihn
kein wirklich wichtiges Datum und er bit-
tet: „Hängen sie es nicht an die große
Glocke.“ Womit es schon wieder einen
Anlass gäbe, nach der Herkunft dieser
Redewendung zu fragen … ■
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Der Sprachgärtner
Dietrich Lade – klar und verständlich, voller Witz und Ironie

porträt

➧Woher kommt der
„Sprachwart“?
Die Bezeichnung ist eine Reminiszenz an den
Titel einer traditionsreichen Fachzeitschrift,
die als „Monatsblätter für Sprache und Recht-
schreibung“ von der Industriegewerkschaft
Druck und Papier bis 1969 für die Korrek-
torensparte herausgegeben wurde.

Fo
to
:S
te
fa
ni
e
He

rb
st



Es klingt wie eine Geschichte aus Absur-
distan. Seit Jahren investieren private und
öffentlich-rechtliche Rundfunkveranstalter
Millionenbeträge in digitale Technik, um
die Hörer künftig mit digitaler Empfangs-
qualität zu verwöhnen. Doch getan hat
sich bis heute wenig. Das liegt nicht allein
am störrischen Konsumenten, der bislang
aus guten Gründen lieber analog bleibt.
Eine verworrene Gemengelage unter-
schiedlicher Interessen hat verhindert,
dass das Radio parallel zum Fernsehen
einen geordneten Einstieg ins digitale
Zeitalter vollziehen konnte.

Jetzt wird möglicherweise der letzte
Versuch unternommen, die technisch
überfällige digitale Revolution im guten
alten Dampfradio doch noch zu schaffen.
Unlängst gab die Kommission zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten (KEF) den
verhandelnden Parteien eine letzte Gna-
denfrist. Bis zum 15. Dezember haben
Sendernetzbetreiber Media Broadcast und
die privaten DAB-Programmanbieter jetzt
Zeit, entsprechende Vertragsabschlüsse
und Zulassungen durch die Landesmedien-
anstalten vorzulegen. Gelingt dies nicht,
dürfte es auf absehbare Zeit vorbei sein
mit dem digitalen Fortschritt im Radio.

Für die meisten Digitalradioverfech-
ter hatte die KEF dem DAB-Projekt (DAB
= Digital Audio Broadcasting) bereits im
vergangenen Jahr den Garaus gemacht.
Damals entschied sie, die von der ARD
für einen Digitalradio-Neustart angemel-
deten Mittel von 140 Millionen Euro für
den Zeitraum von 2009 bis 2012 um
rund 90 Prozent zu kürzen. Genehmigt
wurden lediglich 15 Millionen Euro für
den Weiterbetrieb der bestehenden DAB-
Sendeanlagen (vgl. M 11/2009). Die Kom-
mission reagierte damit auf das Votum
des Verbandes Privater Rundfunk und

Telemedien (VPRT) gegen die ursprüng-
lich bereits für Herbst 2009 geplante Ein-
führung von DAB Plus. Ihre ablehnende
Haltung begründeten die VPRT-Mitglieds-
sender seinerzeit mit einer mangelnden
Renditeerwartung: Selbst bei Förderung
durch öffentliche Gelder gebe es angeb-
lich in den nächsten fünf bis zehn Jahren
nur geringe Chancen auf eine Refinanzie-
rung aus dem Werbemarkt. Die Verbreitung
von DAB Plus koste „sehr, sehr viel Geld“,
kalkuliert Sebastian Artymiak, Leiter der
Abteilung Medientechnik beim VPRT,
nach gegenwärtigem Stand „400.000 Euro
pro Programm bei bundesweiter Verbrei-
tung“. Zugegeben kein Pappenstiel.

Gemeinsames bundesweites Netz

Erst nach langem Zögern war die KEF
Mitte des Jahres dann doch einem Antrag
von ARD und Deutschlandradio gefolgt
und hatte noch mal einige Zusatzmillio-
nen für die Weiterentwicklung des Digital-
radios „grundsätzlich“ freigegeben: maxi-
mal 30 Millionen für die ARD, weitere
12 Millionen für Deutschlandradio. Dies
allerdings unter der Voraussetzung, dass
Deutschlandradio und private Anbieter
innerhalb einer gesetzten Frist auf ent-
sprechende Verträge mit Sendernetzbe-
treiber Media Broadcast vorlegen. In einem
ersten Schritt, so sieht es das weitere
Prozedere vor, soll das Deutschlandradio
sich gemeinsam mit privaten Veranstal-
tern am Aufbau eines deutschlandweiten
Netzes beteiligen. Danach könnten die
Landesrundfunkanstalten der ARD weiter
in den regionalen Ausbau investieren.
Vor allem Deutschlandradio könnte von
einem dichten digitalen Netz entscheidend
profitieren. Eine flächendeckende Ver-
sorgung der Hörer konnte aufgrund der
Knappheit von UKW-Frequenzen nie ge-

währleistet werden. Zu den privaten In-
teressenten gehören die Entspannungs-
radio GmbH mit Lounge FM, ERF Medien
aus Wetzlar mit ERF Radio, die Neue Welle
mit Radio Rauschgold, Energy Hamburg
97,1, die Radioholding Regiocast mit dem
Fußballradio 90elf und RemiX Radio
sowie die Walt Disney Company mit
Radio Disney. Ein Drittel der Kapazitäten
war bereits an die drei Programme des
Deutschlandradios – Deutschlandfunk,
Deutschlandradio Kultur und DRadio
Wissen – vergeben worden.

Das Deutschlandradio soll nun bis zum
Ablauf der Gnadenfrist der KEF Vollzug
melden – Vollzug über den Abschluss der
Verträge und die Zulassungsverfahren für
die Privatanbieter durch die Landesme-
dienanstalten. Sollte das gelingen, könnte
zum 1.8. 2011 der Neustart des Digital-
radios bundesweit mit insgesamt acht
privaten Programmen sowie den drei Pro-
grammen von Deutschlandradio erfolgen.
Noch ist nicht sicher, ob es dazu kommt.
Es gebe aber nach Lage der Dinge begrün-
dete Hoffnung, findet mittlerweile auch
Gerd Bauer, der Hörfunkbeauftragte der
Direktorenkonferenz der Landesmedien-
anstalten (DLM). Die Verhandlungen
brauchten eben Zeit, da schließlich „beide
Pfeiler des dualen Rundfunksystems mit
ins digitale Hörfunkboot genommen
werden sollen“. (vgl. Interview in diesem
Heft) Die Gründe, warum ein erfolgreicher
Abschluss wünschenswert sei, hatte Bauer
im jüngst veröffentlichten „Digitalisie-
rungsbericht 2010“, herausgegeben von
der Kommission für Zulassung und Auf-
sicht der Landesmedienanstalten, aufge-
listet. Digitalradio biete die „Chance zu
einem praktischen Mehrwert: für die Hö-
rer mit neuen Angeboten, für die Werbe-
wirtschaft mit neuen Vertriebswegen, für
Sendenetzbetreiber mit neuer Auslastung,

Auf der Kippe
titelthema
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digitalradio

Der für 2011 geplante Start des bundesweiten Digitalradios DAB
Plus steht erneut auf der Kippe. Sollten Netzbetreiber Media Broad-
cast und private Anbieter sich bis Mitte Dezember nicht einigen,
will die KEF auch die DAB-Finanzierung von ARD und Deutschland-
radio stoppen. Damit wäre der digitale Hörfunk mit eigenständigem
Übertragungsweg in Deutschland auf lange Sicht am Ende.

Von Günter Herkel
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für Handel und Geräteindustrie mit neuen
Absatzmöglichkeiten und nicht zuletzt
für unser demokratisches Gemeinwesen
mit einem Mehr an Angebots- und Anbie-
tervielfalt“. Fehlt nur noch die Einigung
der diversen Player.

Tauziehen um Konditionen

Seit Mitte des Jahres liefern sich die
Beteiligten ein bislang erfolgloses Tauzie-
hen um die Konditionen der Zusammen-
arbeit. Man gibt sich zugeknöpft, will die
laufenden Verhandlungen nicht durch
Indiskretionen torpedieren. Eine Schlüs-
selrolle spielt dabei Media Broadcast.
Wer ist Media Broadcast? Die ehemalige
Telekom-Tochter bekam von der Bundes-
netzagentur im vergangenen Jahr als
einziges Unternehmen die Lizenz für den
deutschlandweiten DAB-Multiplex zuge-
teilt. Seit 2007 befindet sich das Unter-
nehmen im Besitz des französischen
Konzerns TDF, an dem wiederum der US-
Finanzinvestor Texas Pacific Group mehr-
heitlich beteiligt ist. Nicht unerheblich
ist, dass Media Broadcast deutschlandweit
sowohl das terrestrische Hörfunksende-
netz betreibt wie auch das digital-terre-
strische TV-Netz (DVB-T) – letzteres aller-
dings in den westlichen Bundesländern
in Kooperation mit den ARD-Anstalten.
Verdient wird also bei jeglicher Art von
Rundfunkverbreitung.

Natürlich geht es beim Digitalradio
auch um Geld, konkret um die Finanzie-
rung der Netzkosten für die Verbreitung
der DAB-Plus-Programme. Media Broad-
cast verlangt von den Sendern 6,2 Millio-
nen Euro jährlich für den bundesweiten
Multiplexbetrieb. Denen ist das zu teuer.
Dass die potentiellen DAB-Plus-Programm-
anbieter parallel mit weiteren Playern
verhandeln, macht die Sache nicht ein-

facher. So gibt es Gespräche mit der Ge-
räteindustrie, den Automobilunternehmen,
den Landesmedienanstalten und dem
Bundeswirtschaftsministerium.

Auf dem jüngsten „Endgerätegipfel“
bei der „Bayern Digitalradio“ in München
stritten die privaten Hörfunker mit den
CE-Herstellern über eine Beteiligung der
Industrie an der Finanzierung der angeb-
lichen Deckungslücke von zwei Millionen
Euro jährlich, die in den nächsten vier
Jahren zur Finanzierung des Netzbetriebs
noch fehlt. Dabei, so ein Radiovertreter,
seien mehrere Alternativen erörtert worden:
die Schaltung von Werbespots auf den
von den Veranstaltern betriebenen UKW-
Sendern oder eine Endgeräteabgabe.

Die Verhandlungen laufen schleppend.
Nicht zuletzt deshalb, weil in den letzten
Jahren zunehmend Zweifel am Sinne ei-
nes isolierten Digitalisierungskonzepts für
den Hörfunk aufgekommen sind. „In der
digitalen Welt gibt es viele Übertragungs-
wege und viele Plattformen, auf denen
audiovisuelle Inhalte verbreitet werden
können“, äußerte Hans Hege, Direktor
der Medienanstalt Berlin-Brandenburg
(MABB) bereits vor einem Jahr in dieser
Zeitschrift (M 11/09). Hege, zugleich Be-
auftragter für Plattformregulierung und
Digitalen Zugang der ALM, plädiert daher
für ein flächendeckendes „bundesweites
Breitbandnetz für multimediale Inhalte“.
Dieses solle „für mobiles Fernsehen, digi-
tales Radio und andere Nutzungen aus-
gelegt und öffentlich gefördert“ werden,
meint Hege, der mit seiner MABB bereits
vor Jahren Pionierarbeit beim Aufbau des
terrestrischen Digitalfernsehens DVB-T
leistete. Dazu biete sich die neue Über-
tragungsnorm DVB-T2 an, die nach der
Standardisierung seit Ende 2009 bereits
in Großbritannien und anderen Ländern
erfolgreich eingeführt wird.

Auch bei einem wachsenden Teil der
Radioszene greift die Erkenntnis um sich,
dass der Einsatz eines One-media-Ansat-
zes im digitalen Zeitalter möglicherweise
nicht mehr zeitgemäß ist. Damit steht –
knapp 90 Jahre nach dem Beginn des
regelmäßigen Hörfunkbetriebs in
Deutschland – das Radio mit eigenständi-
gem Übertragungsweg zur Disposition.
An mangelnder Popularität des Mediums
liegt es nicht. Die jüngste Media-Analyse
ergab sogar einen Zuwachs des Zeitbud-
gets für Hörfunk gerade bei Jugendlichen.
Allerdings läuft dabei die mobile Nutzung
über Smartphones und Handys dem her-
kömmlichen stationären Hörgenuss den
Rang ab. Zudem stieg laut einer Studie
von TNS Emnid die Hörfunknutzung via
Internet von 2007 bis heute um 130 Pro-
zent. Laut Umfrage haben 73 Prozent der
Hörer Lust auf „Radio to go“, und rund
45 Prozent wollen mehr Audioportale.
Sowohl öffentlich-rechtliche wie auch
private Radioanbieter tragen dieser Ent-
wicklung längst mit digitalen Zusatz-
angeboten Rechnung. So verbreitet
Deutschlandradio seit Jahresbeginn über
Kabel, Satellit und Internet sein digitales
„Drittes Programm“ DRadio Wissen.
Vorreiter bei den Privaten ist das Konsor-
tium Digital 5 (Antenne Bayern, Radio /
Tele FFH, Radio Hamburg, 104,6 RTL Ber-
lin, u.a.), das diverse radiophone Trans-
portwege längst kreativ kombiniert:
UKW, iPhones, Webradio, Internet. Sogar
eigene Apps für’s iPad wurden bereits
entwickelt. Für Digital-5-Geschäftsführer
Hans-Dieter Hillmoth ist ein solcher Mix
die angemessene Strategie, das „Radio
zukunftsfähig in der mobilen Welt zu
positionieren“.

Hoffnung auf Gesetzesnovelle

Kämpfen also diejenigen, die weiter-
hin an einem eigenständigen Radio-Über-
tragungsweg festhalten, auf verlorenem
Posten? Hoffnung schöpft ein Teil der
Branche aus dem – umstrittenen –
Entwurf zur Novelle des Telekommunika-
tionsgesetzes (TKG). Der sieht unter ande-
rem vor, dass neue Radiogeräte ab 2015 –
in Kraftfahrzeugen ab 2016 – bindend
mit digitalen Empfangsteilen ausgestattet
sein müssen. Die Geräteindustrie steht
diesem Vorhaben eher skeptisch gegen-
über. Regulative Eingriffe in den Markt
könnten nur das äußerste Mittel sein,
heißt es. Aktuell wisse man nicht einmal,
„welcher Standard für Digital Radio sich
deutschland- und europaweit durchsetzen
wird“, erklärt Carine Chardon, Leiterin
Medienpolitik im Zentralverband Elektro-
technik- und Elektronikindustrie (ZVEI),
Fachverband Consumer Electronic in der
Oktober-Ausgabe des „Meinungsbarome-
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ter Digitaler Rundfunk“, herausgegeben
von der Initiative „Digital Radio Mittel-
deutschland“. Mit einer solchen Zwangs-
maßnahme nötige man die Industrie,
sich für eine Empfangstechnologie zu
entscheiden oder sicherheitshalber meh-
rere Empfangseinheiten einzubauen.
Dies werde aber wiederum auf die Preise
durchschlagen, sei somit „verbraucher-
feindlich“.

Bundeswirtschaftsminister Rainer
Brüderle begründete die Gesetzesänderung
an gleicher Stelle mit dem Wunsch, die
Zahl der digitalen Empfangsgeräte und
damit die Reichweite digitaler Radiopro-
gramme zu steigern. „Dadurch sollen ins-
besondere kommerzielle, mittelständische
Geschäftsmodelle neue Impulse bekom-
men“, so Brüderle.

Ob diese Rechnung aufgeht? Staat-
liche Intervention oder Subvention –
die Digitalradiobranche ist in dieser Frage
nicht wählerisch. Michael Richter, Vor-
standschef der Digital Radio Plattform,
findet beides gut. Der Gesetzentwurf sei
ein „richtiges und wichtiges Signal für
die Entwicklung des Hörfunkmarktes in
Deutschland und Europa“. Noch besser,
so seine Empfehlung, wäre aber eine Vor-
verlegung des Termins zur Ausstattung
mit digitalen Empfangseinheiten um zwei
Jahre auf Anfang 2013 bzw. Anfang 2014
für Kraftfahrzeuge. In die gleiche Rich-
tung äußerte sich auch der Sendernetz-
betreiber Media Broadcast. Durch die
Regierungsinitiative würden die Rahmen-
bedingungen für alle Marktpartner so
ausgestaltet, dass der Weg zur Digitalisie-

rung der terrestrischen Hörfunkverbreitung
kalkulierbarer werde.

Daneben drängt die Branche weiter-
hin auf Subventionen. Warum nicht einen
Teil der Erlöse aus der Versteigerung der
terrestrischen Fernsehfrequenzen für die
Digitalisierung des Hörfunks verwenden?
So der Vorschlag von Richter (Digital
Radio Plattform) auf der letzten Interna-
tionalen Funkausstellung in Berlin.

Finanzvorschläge ignoriert

Da die Einführung des digitalen terrestri-
schen Rundfunks eine „nationale Auf-
gabe“ sei, so Richter, könnten doch zehn
Prozent der Erlöse, also schätzungsweise
440 Millionen Euro, für Werbemaßnah-
men und die Verbreitung digitaler Emp-
fangsgeräte eingesetzt werden. Damit
toppte er einen wesentlich bescheidene-
ren Vorstoß von Wolf-Dieter Ring, dem
Präsidenten der Bayerischen Landeszen-
trale für neue Medien (BLM). Der hatte
bereits im Herbst 2009 angeregt, die
Infrastruktur des künftigen Digitalradios
mit einer 100-Millionen-Euro-Spritze aus
den Frequenzversteigerungserlösen anzu-
kurbeln. Die Politik ignorierte bislang
beide Vorschläge. Die durch die Frequenz-
versteigerungen eingenommenen Mittel,
so ließ das Bundeswirtschaftsministerium
lapidar verlauten, würden in den Bundes-
haushalt eingehen. Auch der Vorschlag
von MABB-Medienwächter Hege, poten-
tielle Erlöse aus dem Verkauf des ARD-
Sendernetzes oder – die klassische Varian-
te – Rundfunkgebühren für die Digitali-

sierung, allerdings für das von ihm favo-
risierte breitbandige Multimedianetz, zu
verwenden, fand bislang kein Gehör.

Ursprünglich war der „Switch“ von
analog zu digital im Radiosektor auf 2015
terminiert. Jetzt plant die Regierung, den
Termin für die UKW-Abschaltung um
eine Dekade auf 2025 zu verschieben.
Ein Vorhaben, das auf den ersten Blick im
Widerspruch zur Absicht einer zügigen
Digitalisierung – auch mithilfe einer
„Zwangseinführung“ digitaler Endgeräte –
steht. Aber nur auf den ersten Blick. Die
derzeitigen Empfangsgerätezahlen beleg-
ten, „dass 2015 ein zu ambitionierter
Zeitpunkt für die Abschaltung von UKW
ist“, gibt sich auch Bundeswirtschafts-
minister Brüderle realistisch. Wohl wahr.
Nach wie vor stehen in den deutschen
Haushalten an die 300 Millionen UKW-
Empfänger, wohingegen die Zahl der
angeschafften DAB-Radios auf allenfalls
eine halbe Million geschätzt wird. Einmal
mehr ein Beleg für die normative Kraft
des Faktischen. Eine Kraft, die bei einem
Scheitern der Gespräche auch auf die
gesetzlich geplante „Zwangseinführung“
digitaler Empfangsgeräte durchschlagen
dürfte. Einer der Beteiligten, der lieber
ungenannt bleiben möchte, meint dazu:
„Falls diesmal der Durchbruch nicht
gelingt, kann der Gesetzgeber die TKG-
Novelle in die Tonne treten.“ Und der
Hörer? Er muss 2025 womöglich seine
UKW-Radios entsorgen. Vielleicht hört er
dann Radio längst über alle möglichen
anderen Endgeräte: per i-Phone, iPad,
Handy, Computer… ■
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M | Gibt es noch begründete Hoffnung,
dass es im nächsten Jahr zu einem neuen
Anlauf für einen bundesweiten digitalen
Hörfunk kommt?

GERD BAUER | Diese Hoffnung gibt es.
Derzeit laufen intensive Gespräche der
privaten Bewerber, aber auch des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks mit Dritten,

sich an den Kosten des Starts von bundes-
weitem Digitalradio zu beteiligen. Hoff-
nungen bezüglich eines entsprechenden
Engagements gibt es sowohl auf der Seite
der Geräteindustrie als auch im öffent-
lichen Raum.

M | Ursprünglich sollten die Verträge zwischen
den privaten Anbietern und Netzbetreiber

Media Broadcast bereits im Sommer dieses
Jahres unterschrieben sein. Warum ziehen
sich die Verhandlungen derart in die Länge?

BAUER | Die Verhandlungsdauer wird
nicht zuletzt durch die Komplexität des
Themas bestimmt. Bei den Verhandlun-
gen geht es um finanzielle wie industrie-
politische und rechtliche Fragen der
Risikoverteilung. Solche Verhandlungen
brauchen ihre Zeit insbesondere dann,
wenn beide Pfeiler des dualen Rundfunk-
systems mit ins digitale Hörfunkboot
genommen werden sollen und müssen.

M | Laut KEF sind die Verträge mit den
Privaten Voraussetzung für die weitere
Finanzierung des Digitalradio-Engagements
der öffentlich-rechtlichen Anstalten. Halten
Sie dieses Junktim für gerechtfertigt?

BAUER | Ich will mich zu der strategischen
Positionierung der KEF bereits deshalb
nicht äußern, weil die KEF auch einen

Hoffnung
für Neustart
Über die aktuellen Chancen des digitalen Hörfunks in Deutschland
sprach M mit Dr. Gerd Bauer, Hörfunkbeauftragter
der Direktorenkonferenz der Landesmedienanstalten (DLM)



Beurteilungsspielraum bei der Frage haben
muss, wie sie ihre Prüfmaßstäbe für
Bedarfsanmeldungen, nicht zuletzt auch
den Maßstab der Wirtschaftlichkeit, an-
wendet. Ich freue mich, dass die KEF in
den letzten Monaten die Verhandlungen
durchaus wohlwollend begleitet hat.
Wenn man davon ausgeht, dass ein Neu-
start von Digitalradio nur mit den ver-
einten Kräften von öffentlich-rechtlichem
und privatem Rundfunk möglich ist, dann
ist der Hinweis der KEF, dass ein isolierter
Start durch ARD und Deutschlandradio
keinen Sinn macht, fachlich unangreifbar.

M | Knackpunkt bei den Verhandlungen
sind offenbar vor allem die Verbreitungsko-
sten in Höhe von zwei Millionen Euro. Sollte
das Digitalradio in Deutschland wirklich an
einer derart lächerlichen Summe scheitern?

BAUER | Nein – auch wenn die Summe
für keinen der Verhandlungspartner lächer-
lich sein dürfte. Allen Verhandlungspart-
nern und an den Verhandlungen Be-
teiligten sollte klar sein und ist wohl auch
bewusst, dass es bei dem Neustart von
Digitalradio auch um Fragen der Zukunft
des Hörfunks und der Gewichtung von
Rundfunk und Mobilfunk geht – mit Aus-
wirkungen über Deutschland hinaus.
Allerdings habe ich auch Verständnis für
das Interesse der Beteiligten, finanzielle
Risiken nicht ausufern zu lassen. Gerade
die privaten Bewerber sind zu einem Zeit-
punkt zu einem strategischen Engagement
bereit, in dem die Wirtschafts- und Werbe-
krise noch nachwirkt.

M | Unlängst gab es einen „Endgerätegipfel“
bei der Bayern Digitalradio. Dabei ging es

dem Vernehmen nach um eine finanzielle
Beteiligung der Endgerätehersteller. Was kam
dabei heraus?

BAUER | Ich bitte um Verständnis dafür,
dass ich den Stapellauf von Digitalradio
nicht durch Wasserstandsmeldungen hin-
sichtlich einzelner Gesprächsergebnisse
torpedieren möchte.

M | Wäre es nicht sinnvoll, Mittel zu
Hörfunkdigitalisierung aus den Versteigerungs-
erlösen der Digitalen Dividende zu Verfügung
zu stellen?

BAUER | Dies wäre es zweifelsohne. Ich
habe, zusammen mit Herrn Kollegen Ring
aus Bayern, einen entsprechenden Vorstoß
auch im Umfeld der letztjährigen Koali-
tionsverhandlungen im Bund unternom-
men. Ich freue mich, dass ich mit diesem
Vorstoß zwischenzeitlich bei Medienpoli-
tikern im Bund auf offene Ohren stoße.

M | Wie könnte man sich – falls es zu einer
Einigung kommt – in der Anfangsphase ein
Digitalradionetz hierzulande vorstellen?

BAUER | Mit dem Netz würde bereits in
der Startphase gewährleistet, dass entlang
der großen Autobahntrassen und in den
Ballungsräumen in Deutschland die neuen
Digitalradio-Angebote in sehr guter Qua-
lität empfangbar sind.

M | Wie beurteilen Sie die Absicht des
Gesetzgebers, ab 2015 per Telekommunika-
tionsnovelle die Hersteller zum Einbau eines
digitalen Empfangsteils in jedem Radiogerät
zu verpflichten?

BAUER | Diese Initiative geht auf eine
Anregung von mir zurück und verdient
nicht nur deshalb Zustimmung. Über die
konkrete redaktionelle Formulierung wird
man sich im laufenden Gesetzgebungs-
verfahren noch auszutauschen haben.

M | Kann man dem Verbraucher derzeit
guten Gewissens den Kauf eines Digital-
empfängers empfehlen? Selbst ein Großteil
der wenigen bislang verkauften Endgeräte ist
nach Lage der Dinge nicht für den neuen
Standard DAB Plus geeignet …

BAUER | Ich werde Kaufempfehlungen
erst dann abgeben, wenn der Neustart
sichergestellt ist. Ein solcher Neustart
muss im Übrigen von einer Marketing-
Kampagne begleitet werden, in die aus
meiner Sicht frühzeitig auch der Verbrau-
cherschutz eingebunden werden muss.

M | Was hätten die Radiohörer vom neuen
Digitalradio? Was ist programmlich von den
Beteiligten zu erwarten?

BAUER | Die Radiohörer hatten vom
neuen Digitalradio eine deutliche Erwei-
terung ihrer Angebotsvielfalt. Ob es sich
um Fußball-Berichterstattung, Literatur-
programme, Sendungen speziell für Kin-
der oder neue Musikfarben handelt –
Digitalradio verspricht bereits nach der
jetzigen Bewerberlage einen eindrucksvol-
len programmlichen Mehrwert. Dabei
habe ich die Angebote des Deutschland-
radios, insbesondere das neue Programm
DR Wissen, noch gar nicht gewürdigt.

M | Was passiert, falls die Verhandlungen
scheitern? Ist dann das Zukunftsprojekt
Digitalradio in Deutschland endgültig ge-
scheitert?

BAUER | Man sollte auch in der Medien-
politik über Beerdigungen dann noch
nicht sprechen, wenn das Kind noch gar
nicht in den Brunnen gefallen ist.

M | Die Mobilfunker sind sicher daran
interessiert, mit der Digitalen Dividende 2
die terrestrischen Frequenzen zu übernehmen.
Wie schätzen Sie die Aussicht ein, dass es
dazu kommt?

BAUER | Ich hoffe darauf, dass die am Rund-
funk interessierten Kräfte in Deutschland
sich besser als in der Vergangenheit zu
einem offensiveren Lobbying für den
Rundfunk verstehen. Die Erfahrungen
mit der Digitalen Dividende 1 waren hier
hoffentlich eine heilsame Lehre. Ich freue
mich, dass es im Zusammenhang mit der
anstehenden TKG-Novelle einen solchen
Schulterschluss des Rundfunks zu geben
scheint. Insofern sind die Aussichten für
die Mobilfunker erfreulicherweise etwas
eingetrübt.

M | Wird es möglicherweise künftig keinen
eigenen Übertragungsweg für das Radio mehr
geben?

BAUER | Auch hier beteilige ich mich
nicht an sich selbst erfüllenden Prophe-
zeiungen.

M | Die Politik plant, den ursprünglich für
2015 geplanten UKW-Abschalttermin auf
das Jahr 2025 zu verschieben. Wird damit
nicht die eine zügige Digitalisierung weiter
verschleppt?

BAUER | Die Politik trägt mit der Debatte
um das Abschaltdatum 2015 einer kon-
kreten Sachlage, der aktuellen Geräte-
penetration, Rechnung. Sie will dies un-
verändert mit einer digitalen Perspektive
für den Hörfunk verbinden. Ich begrüße
ganz persönlich diesen Weg des Aus-
gleichs unterschiedlicher Interessenlagen.

Interview: Günter Herkel ■
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Es war am 22. Dezember 1920. Auf dem
Mühlenberg in Königs Wusterhausen, auf
dem die Deutsche Reichspost ihre Haupt-
funkstelle betrieb, gingen seltsame Dinge
vor: Schon am Nachmittag war ein Harmoni-
um den Hügel hinauf transportiert worden.
In den frühen Abendstunden folgten meh-
rere Männer mit Musikinstrumentenkoffern.
Sechs Enthusiasten bereiteten sich auf einen
Auftritt vor. Zum ersten Male sollte an die-
sem Abend ein Instrumentalkonzert über
den auf der Anhöhe befindlichen Langwel-
len-Sendemast übertragen werden. Das ge-
schah auch und wurde pünktlich um 20 Uhr
mit den Worten eingeleitet: „Achtung,
Achtung – hier ist Königs Wusterhausen auf
Welle 2700“.

Die Übertragung gilt als die Geburtsstunde
des deutschen Rundfunks. Eine Stunde
lang musizierten die Hobby-Musiker, Be-
amte der Deutschen Reichspost. Funktech-
niker des Standortes auf dem Mühlenberg
sorgten dafür, dass das „Weihnachtskon-
zert“ auch gehört werden konnte. Die
Reichspost-Sendestelle verfügte über meh-
rere Sendemasten, die dem Militär wäh-
rend des I. Weltkrieges und davor als Hee-
res- und Marinefunkstelle gedient hatten
und 1919 an die Reichspost übergeben
worden waren. Obwohl es noch keine Ra-
diogeräte gab und der Empfang nur über
entsprechende Telegrafieempfänger mit
Kopfhörern möglich war, wurde das Kon-
zert in behördlichen Empfangsstationen
verfolgt. Technisch klappte alles wie ge-
dacht und fand großen Zuspruch – auch
im Ausland, wie spätere Zuschriften aus
Luxemburg, Holland, England und den
nordischen Staaten bestätigten. In den fol-
genden Monaten folgten ähnliche Darbie-
tungen, etwa zu Ostern 1921.

1922 wurden die Post-Techniker auf
dem Mühlenberg – später in „Funkerberg“
umbenannt – kühner und wagten sich an
die Übertragung von „Madame Butterfly“
aus der Berliner Staatsoper oder von Reden
aus dem Reichstag. Ab Herbst 1922 be-
mühte man sich um eine regelmäßige Pro-
grammgestaltung, schon an mehreren
Wochentagen fanden stundenweise Rund-
funkübertragungen statt – meist aus einem
einfachen Studio und Aufnahmeraum. Die
Entwicklung des neuen Mediums machte
Fortschritte. Am 29. Oktober 1923 startete
mit der „Funkstunde“ vom Dachboden
des Vox-Hauses am Potsdamer Platz der
„Unterhaltungsrundfunkdienst“, womit
der offizielle Rundfunk in Deutschland auf
Sendung ging.

Der „Unterhaltungsrundfunk“, zu-
nächst nur mit Detektorengeräten per
Kopfhörer über eine viele Meter lange An-
tennenleitung zu empfangen, fand rasante
Verbreitung. Von anfangs 467 registrierten
Teilnehmern stieg die Zahl bereits 1925 auf
549.000, 1929 schnellte sie auf ca. 3 Milli-
onen. Weitere Rundfunkgesellschaften
entstanden 1924 in Leipzig, München,
Königsberg, Breslau Hamburg und ande-
ren deutschen Städten.

Innerhalb kürzester Zeit wuchs der
Programmumfang der „Berliner Funkstun-
de“, die Produktion erforderte bald eigene
Räumlichkeiten. In der Masurenallee wur-
de vom Architekten Hans Poelzig das
„Haus des Rundfunks“ gebaut, das 1932
als das damals modernste Funkhaus Euro-
pas in Betrieb ging. Damit bekamen auch
die Nazis 1933 ein Instrument in die
Hand, das ihnen zur Massenbeeinflussung
willkommen war.

Nach dem zweiten Weltkrieg wurde
die Rundfunklandschaft laut Beschluss der
Siegermächte neu geordnet; in den vier
Besatzungszonen entstanden unter Kon-
trolle der Alliierten neue Rundfunkanstal-
ten. In der Masurenallee (Britischer Sektor)
nahm unter der Leitung der Sowjetischen
Militäradministration der „Berliner Rund-
funk“ – wie er sich später nannte – den
Sendebetrieb auf, etwas später auch der
wieder ins Leben gerufene Deutschland-
sender mit der Aufgabe, die Rundfunk-
versorgung für Berlin und die Sowjetische
Besatzungszone zu übernehmen. Die häu-
figen Störversuche gegen das Haus in der

Masurenallee seitens der Westmächte – der
Kalte Krieg hatte unterdessen begonnen –
zwangen zum Umzug, zunächst in ein frü-
heres Bootshaus in Berlin-Grünau. Die
junge DDR-Regierung wollte dann eine
dauerhafte Lösung und beauftragte den
Architekten Franz Ehrlich und den Post-
Ingenieur Gerhard Probst, ein geeignetes
Gebäude in Ostberlin zu finden. Eine leer-
stehende Holzverarbeitungsfabrik in der
Nalepastraße in Oberschöneweide wurde
von 1950 bis 1952 als zentrales Funkhaus
des Deutschen Demokratischen Rund-
funks für zunächst drei Radioprogramme
ausgebaut. Bis 1956 kamen durch drei
Neubauten die erforderlichen Produk-
tionsstätten für Musik und künstlerisches
Wort hinzu. Vierzig Jahre lang wurde
dann in der Nalepastraße Radio gemacht:
Ende 1994 stellte die letzte Station des
ehemaligen DDR-Rundfunks, DS-Kultur,
seinen Betrieb ein.

Und Königs Wusterhausen heute? Der
Ort trägt seit 2008 den offiziellen Bei-
namen „Rundfunkstadt“. Von einst Dut-
zenden Sendetürmen ist allerdings nur der
210 Meter hohe Sendemast 21 übrig ge-
blieben. Wer mehr über die über 90 Jahre
Funkübertragung aus Königs Wusterhau-
sen wissen möchte, kann sich im „Sender
und Funktechnischen Museum“ – unter-
gebracht im ehemaligen Sendehaus 1 – in-
formieren. Dort sind auch Teile der Sende-
anlage Köpenick ausgestellt. Seit einiger
Zeit wird auf dem Funkerberg auch wieder
Rundfunk gemacht. Der private „Sender
KW“ gestaltet ein lokales Vollprogramm,
das in den südlichen Ortsteilen von Trep-
tow-Köpenick und im Altkreis Königs
Wusterhausen sowie rund um Erkner und
Fürstenwalde auf den UKW-Frequenzen
93,9 MHz und 105,5 MHz zu empfangen
ist. Der Rundfunk ist also an seinen Ent-
stehungsort zurückgekehrt. Auf den Fun-
kerberg ist auch der 2008 aus Adlershof
vertriebene „Nipkow-Club“ gezogen, eine
Vereinigung ehemaliger Mitarbeiter des
Deutschen Fernsehfunks, die die Tradition
erhalten wollen. Der Club ist Mitglied im
Förderverein „Sender KW e. V.“ und ge-
staltet am 18. Dezember nachmittags das
„Weihnachtskonzert 2010“ in der Maschi-
nenhalle des Funkerberg-Museums.

Wolfhard Besser ■

www.funkerberg.de
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Hier ist Königs Wusterhausen
Die Geburtsstunde des deutschen Rundfunks vor 90 Jahren

rundfunk

Fo
to
s:
fu
nk
er
be
rg



Noch vor Weihnachten will Rheinland-Pfalz mit einem Normen-
kontrollantrag beim Bundesverfassungsgericht den ZDF-Staats-
vertrag auf seine Verfassungsmäßigkeit abklopfen lassen. Das
kündigte Ministerpräsident Kurt Beck (SPD) am 30. November
nach einer Sitzung seines Ministerrats an. Wie Becks Staatskanz-
lei mitteilt, soll „im Interesse des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks“ auf dem Klageweg geprüft werden, „ob gesellschaftlich
relevante Gruppierungen im Verhältnis zur Politik in den Gremien
des ZDF ausreichend repräsentiert sind“.

Anlass für die Klage ist die Causa Nikolaus Brender, dessen
Vertrag als Chefredakteur des ZDF vor allem auf Betreiben des
ehemaligen hessischen Regierungschefs Roland Koch und des
von der CDU /CSU dominierten ZDF-Verwaltungsrates im No-
vember 2009 nicht verlängert worden war. Dies war seinerzeit
gegen den auasdrücklichen Wunsch von ZDF-Intendant Markus
Schächter geschehen. Anstelle von Brender übernahm zum
1. April 2010 der frühere Leiter des ZDF-Hauptstadtstudios, Peter
Frey, das Amt des Chefredakteurs.

Ausgearbeitet wurde die Normenkontrollklage vom Kölner
Medienrechtler Karl-Eberhard Hain. Das ZDF-Gesetz schreibt vor,
wie Parteien und gesellschaftliche Gruppen in der Senderauf-
sicht repräsentiert sind. Laut Hain beträgt der Anteil von Partei-
und Staatsvertretern im ZDF-Fernsehrat 46 Prozent. Auch im
Verwaltungsrat liege diese Quote bei mindestens 43 Prozent.
„Nach heutigem Rechtsverständnis“, so die Auffassung der rhein-
land-pfälzischen Landesregierung, sei der ZDF-Staatsvertrag
„nicht mehr zeitgemäß“.

Kurt Beck ist in Personalunion Vorsitzender der Rundfunk-
kommission der Bundesländer sowie Vorsitzender des ZDF-
Verwaltungsrates. Der Antrag sei „nicht darauf gerichtet, Vertre-
ter von Politik und Parteien aus den Gremien des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks insgesamt zu entfernen“. Parteien und Po-
litiker seien demokratisch legitimierte Teile der Gesellschaft und
müssten auch künftig in den öffentlich-rechtlichen Gremien
neben anderen gesellschaftlich relevanten Gruppierungen ver-
treten sein. Es gehe aber darum, künftig eine „angemessene
Staatsferne“ in der Komposition der Aufsichtsgremien sicherzu-
stellen.

Einen ersten Entwurf für eine Verfassungsklage hatte bereits
die Bundestagsfraktion der Grünen beim Mainzer Verfassungs-
rechtler und früheren Vorsitzenden der Kommission zur Ermitt-
lung der Konzentration im Medienbereich (KEK), Dieter Dörr, in
Auftrag gegeben. Der Versuch der Grünen, über den Bundestag
eine Reform des ZDF-Staatsvertrags zu erreichen, scheiterte je-
doch an der fehlenden Unterstützung durch die SPD-Fraktion.
Die SPD wiederum wollte ursprünglich die auch von ihr beklag-
te mangelnde Staatsferne des ZDF-Staatsvertrags über die Rund-
funkkommission der Länder verringern, scheiterte aber an der
CDU /CSU-Mehrheit in der Länderkammer. Die Chancen auf
diesen Weg dürften mit dem veränderten politischen Klima an-
gesichts diverser Landtagswahlen im kommenden Jahr steigen.
Seit kurzem verhandeln Grüne und SPD wieder über die Mög-
lichkeit, auch über den Bundestag die angestrebte Reform des
ZDF-Vertragswerks einzuleiten. kel ■
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journalistentag

Nur etwa ein Zehntel des Eisbergs liegt
sichtbar über der Wasseroberfläche. Wer die
restlichen neun Zehntel sehen und er-
forschen will, muss in die Tiefe. So Bild und
Motto des 24. Journalistentages von dju und
Fachgruppe Medien in ver.di. Das Thema „In
die Tiefe! Recherche: Handwerk – Kunst –
Notwendigkeit“ sorgte für einen Anmel-
derekord. Rund 240 Teilnehmerinnen und
Teilnehmer trafen sich am 27. November in
Berlin, um über materielle Bedingungen und
professionelle Voraussetzungen eines „bar-
rierefreien Rechercheklimas“ zu debattieren,
wie es einer der Referenten forderte.

Dass gründliche Recherche ein Qualitäts-
merkmal professionellen Journalismus sei
und diese Qualität ihren Preis habe,
machte der stellvertretende ver.di-Vor-
sitzende Frank Werneke gleich zur Be-
grüßung klar. Die Forderung nach fairer
Bezahlung für freie Journalistinnen und
Journalisten werde mit der Kampagne
„Fair Pay“ bekräftigt. Zur Durchsetzung
der seit Anfang des Jahres geltenden, aber
weitgehend missachteten Mindestvergü-
tungen solle auch ein Spitzengespräch der
Gewerkschaften mit dem Bundesverband
Deutscher Zeitungsverleger genutzt werden.
Mit der Forderung nach guten Arbeits-
und Vergütungsbedingungen für Fest-
angestellte gehe ver.di in die aktuellen Ta-
rifrunden für Redakteurinnen und Redak-
teure an Tageszeitungen und Zeitschriften.
Die Verleger jedoch verhandelten im
Zeitungsbereich erklärtermaßen nach dem

Motto: Alle müssen sich daran gewöhnen,
für weniger Geld mehr zu arbeiten. Sie
forderten Kürzungen beim Urlaubsgeld
per Direktionsrecht und die Einführung
eines verschlechterten „Tarifwerkes 2“ für
alle künftig einzustellenden Redakteurin-
nen und Redakteure. Abgesehen davon,
dass solche Vorhaben die „Zwei-Klassen-
Gesellschaft“ und Entsolidarisierung in
den Redaktionen begründen würden, be-
drohten sie auch alle bereits Beschäftigten
bei einem Arbeitsplatzwechsel.

Trotz unstrittigen Auflagen- und
Anzeigenrückgangs „verdienen die Verlage
und können sich auf dem veränderten
Markt behaupten“, verdeutlichte Werneke.
Dazu hätte neben Rationalisierung und
Arbeitsverdichtung auch Tarifverzicht der
Beschäftigten beigetragen. „Jetzt ist Schluss
mit dem Rückbau“, erklärte der ver.di-Vize
und bezeichnete die Arbeitgeberforderun-
gen als „nicht nur inakzeptabel, sondern
frech“. Er warb unter den Kollegen um
„Bereitschaft und Mut“, sich im Rahmen
der Tarifrunden „an Protestaktionen und
Warnstreiks zu beteiligen“.

Leichen, in Papier gewickelt?

Auf die „Doppelbödigkeit“ des Mottos
„In die Tiefe!“ machte Hans Leyendecker,
Redaktion Investigative Recherche der
„Süddeutschen Zeitung“, in seinem Haupt-
referat aufmerksam. Es ginge sowohl „um
Tiefgang im Journalismus“ als auch um
die Frage, „wann der Boden erreicht ist“.

Auf die provokante Frage „Wer kauft Lei-
chen, vor allem, wenn sie in Papier
eingewickelt sind?“, gab er eine für die
Zeitungsbranche optimistische Antwort:
Dank 353 Verlagen mit Vollredaktionen
und rund 1.500 Lokalredaktionen seien
die Printmedien hierzulande auch im in-
ternationalen Vergleich „sehr lebendig“.
Zwar habe die ökonomische Krise die Be-
dingungen für gründliche journalistische
Recherche „nicht verbessert“, doch machte
Leyendecker Gefahren für das journalis-
tische Handwerk eher dort aus, wo „le-
diglich Vorurteile des Publikums bestätigt,
Themen und Sendungen von den Redak-
tionen nur verwaltet“ würden und Jour-
nalisten für ihren Beruf nicht brennen.

Gefahren lauerten auch, wenn Quali-
tät auf dem Altar des Anzeigen- und
Werbegeschäfts geopfert, Journalismus
mit PR und Wirtschaft verquickt würden
und man Journalisten zu „Büchsenspan-
nern und Handlangern von Lobbyisten“
verkommen lasse. Zudem warnte er vor
einer Gleichsetzung „normaler, gründli-
cher“ mit investigativer Recherche. Es
seien in letzter Zeit in vielen Redaktionen
Investigativressorts entstanden, doch al-
lein durch einen „Verfolgerjournalismus“,
der Leute anprangere, um Exklusiv-
geschichten zu erhaschen, durch die Hal-
tung, „wir sind alle Jäger“, werde inves-
tigativer Anspruch nicht erfüllt. „Den
eigenen Ergebnissen misstrauen, Fakten
bewerten und jede Quelle mehrmals auf
ihre Glaubwürdigkeit prüfen“, gehöre
prinzipiell zum Recherchejournalismus.
Dabei könne es auch darum gehen, Miss-
stände in Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft aufzudecken. Bei investigativem
Journalismus müssten durch die Recherche
„bisher unbekannte Sachverhalte von
politischer oder wirtschaftlicher Bedeutung
öffentlich werden“. Das erfordere „beharr-
liches Dranbleiben, eine unabhängige,
kritische Art, Themen zu setzen“. Es gelte,
„den Leser im Blick zu haben, ohne sich
von ihm korrumpieren zu lassen“.

In die Tiefe!
Medienpraktiker und Wissenschaftler debattierten zum Thema:
Recherche – Handwerk, Kunst und Notwendigkeit

Hans Leyendecker

240 Interessierte fanden den Weg ins Berliner ver.di-Haus
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In Zeiten beträchtlicher Arbeits-
beschleunigung könnten Quantität und
Qualität journalistischer Arbeit leicht in
Widerspruch geraten. Auch durch neue
Verbreitungswege wie Online-Journalis-
mus oder innerredaktionelle Strukturen
mit Newsdesks, die eine „Gefahr des fa-
brikmäßig produzierten Journalismus“
bergen, laufe praktisch „vieles schief“,
meinte Leyendecker. Zugleich böten
solche Entwicklungen Chancen: Inhalt
und Texte von Tageszeitungen müssten
sich verändern. Doch sollten sie dem Leser
interessante Stoffe bieten, „Informationen
destillieren, konzentrieren und aus-
werten“. Sie müssten sich als „Wegweiser

im Wirrwarr“ qualifizieren, „Gebrauchs-
anweisungen für das digitale Diesseits
liefern und den Schlüssel zum Verstehen
der lokalen und der globalisierten Welt“.

Derartiges – egal, wie lange Zeitungen
noch als gedrucktes Medium erscheinen –
verlange von Journalisten, „dass sie sich
quälen, das Beste leisten“ und verlange
von Verlegern, „dass sie die Journalisten in
die Lage versetzen, dieses Beste leisten zu
können“.

Alles andere als anonym

Was versteckt sich hinter Daten-
banken und Webseiten, wie sind glaub-
würdige Informationen zu finden, wie
transparent sind User und ihre Recher-
chen im Web 2.0 nachzuvollziehen? Dr.
Gabriele Hooffacker von der Münchner
Medienakademie offerierte in einer Kurz-
vorlesung Tipps zur journalistischen Re-
cherche 2.0: „Erst mal Google fragen ist o.k.,
nur Google fragen, reicht nicht.“ Am
Beispiel des Webportals www.recherche-
mitte.com demaskierte sie über ver-
schiedene Rechercheschritte die zunächst
unverfänglich daherkommende Gruppe
als eine dem rechtsextremen Spektrum
zugehörende. Metasuchmaschinen zu
nutzen, Links bei Wikipedia zu folgen,
Quellen auf Glaubwürdigkeit zu prüfen
und in die Versionsgeschichte zu schauen,
sei Bestandteil gründlicher Recherche.

Auch in sozialen Netzwerken, bei Face-
book und Twitter, Personen und „Follow-
ers“ zu checken, sollte dazugehören. Um
selbst keine nachzuverfolgende Recherche-

spur zu legen – „man sollte sich dessen
bewusst sein, was man im Netz über sich
verrät und sich überlegen, welche Bezie-
hungen man öffentlich macht“ – könnten
Journalisten beispielsweise Anonymisie-
rungsdienste wie TOR (The Onion Rout-
ing) nutzen. Nach dem „Zwiebelschalen-
prinzip“ werden Daten über wechselnde
Router an ihr Ziel transportiert, der TOR-
Nutzer bleibt anonym. Dennoch helfe – so
Hooffacker – die 2.0-Recherche nur indi-
rekt: Die Bedeutung der Informationen zu
werten, sie durch offline-Quellen zu
ergänzen und zu entscheiden, wie sie zu
verarbeiten sind, diese Verantwortung
bleibe immer noch beim Journalisten. ■
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Sofortige Freilassung der zwei
deutschen Reporter im Iran

Die Teilnehmer des 24. Journalistentages der
Fachgruppe Medien in ver.di vom 27. November
2010 fordern die sofortige Freilassung der beiden
im Iran inhaftierten Reporter der Bild am Sonn-
tag. Ihnen wird Spionage vorgeworden, worauf
die Todesstrafe steht. Der Spionagevorwurf ver-
stößt gegen iranisches und internationales Recht.
Den beiden Kollegen gilt unsere Solidarität.

Die iranische Regierung will mit einem derartigen
Vorgehen Journalisten einschüchtern und an einer
freien Berichterstattung hindern. Die Pressefreiheit
wird einmal mehr im Iran mit Füßen getreten.
ver.di fordert das Auswärtige Amt auf, in seinem
Bemühen um die Freilassung der beiden Inhaftier-
ten nicht nachzulassen.

Reporter ohne Grenzen zufolge haben die beiden
Journalisten ein Interview mit dem Sohn der
wegen Ehebruchs zum Tode verurteilten Iranerin
Sakineh Mohammadi Aschtiani geführt. Ihre Fest-
nahme wurde am 11. Oktober bekannt. Offen-
sichtlich sind die beiden Journalisten mit einem

➧ Die Teilnehmer des Journalistentages haben zwei Resolutionen verabschiedet. Sie fordern:
Touristenvisum eingereist, um die restriktive Visa-
Praxis für ausländische Journalisten im Iran zu
umgehen. Mitte November wurde im iranischen
Staatsfernsehen ein Video gezeigt, in dem die
Deutschen angeblich ein Geständnis ablegten.
Allerdings waren die Worte der beiden vollständig
von der Sprecherstimme überlagert, berichtet ROG.

Endlich Aufklärung des Todes an
32 Medienvertretern auf den Philippinen

Vor einem Jahr – am 23. 11.2009 – wurde die
Medienwelt erschüttert vom Bericht über ein
Massaker während des Wahlkampfs auf den
Philippinen, dem 58 Menschen zum Opfer fielen,
darunter 32 Medienvertreter, die den oppositio-
nellen Kandidaten zu einem Termin begleiteten.

Niemals wurden unseres Wissens mehr Journalis-
ten, Fotografen und andere Medienvertreter zu-
gleich in Ausübung ihres Berufes umgebracht. Die
Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union
dju in ver.di hat sich vor einem Jahr den weltwei-
ten Protesten angeschlossen und die nachhaltige
Aufklärung dieses Verbrechens und den Schutz
der Medien und ihrer Beschäftigten auf den

Philippinen gefordert. http://dju.verdi.de/schwer-
punkte/internationales/philippinen-09
Sie erneuert heute diese Aufforderung und stellt
sich in die Reihe der Proteste, zu denen die
Internationale Journalisten-Föderation (IJF) die
Journalistenorganisationen auf der ganzen Welt
aufgerufen hat. Wir stehen solidarisch an der
Seite unserer philippinischen Kolleginnen und
Kollegen und fordern in einem gleichlautenden
Schreiben (siehe Anlage) vom 2010 neugewähl-
ten Präsidenten Benigno S. Aquino die sofortige
Aufdeckung und strafrechtliche Verfolgung aller
Täter, der für dieses Massaker Verantwortlichen
und aller Beteiligten.

Wir erhoffen uns mit unseren philippinischen
Kolleginnen und Kollegen einen Wandel der
Situation der Journalisten auf den Philippinen
und das Ende einer Periode der ungestraften
Verfolgung, die in der neunjährigen Amtszeit des
Vorgängers, Präsident Arroyo, mindestens
75 Journalisten (ohne die Opfer des Ampatuan-
Massakers) das Leben gekostet hat.
Mehr dazu unter: http://asiapacific.ifj.org/en/
pages/global-day-of-action-to-mark-one-year-
since-massacre-of-journalists

Gabriele Hooffacker
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M | Als Recherchechef bei Greenpeace
kämpfen Sie gegen das Schweigen der Ämter
und ermutigen andere Auskunftsrechte offen-
siver zu nutzen. Wo liegen die Blockaden?

MANFRED REDELFS | Nicht in einem Man-
gel an Gesetzen, denn mit Informations-
freiheitsgesetz, Umweltinformationsgesetz
und den Landespressegesetzen sind Grund-
lagen gelegt. Aber Behörden, Ämter und
Körperschaften des öffentlichen Rechts
verweigern die Herausgabe von Informa-
tionen gern mit Begründungen wie dem
Schutz von personenbezogenen Daten
und Betriebsgeheimnissen oder schieben
einen zu hohen Aufwand vor. Journali-
stinnen und Journalisten selbst scheuen
die Nachfrage oder geben bei einer
Ablehnung zu schnell auf. Ein Anspruch
auf Auskunft ist beim Informationsfrei-
heitsgesetz nicht einmal auf Journalisten
beschränkt, Recht darauf haben alle Per-
sonen. Zudem dürfen Antragsteller – an-
ders als beim Landespressegesetz – selbst
entscheiden, in welcher Form sie die Infor-
mation erhalten möchten: als Telefonaus-
kunft, per Akteneinsicht oder durch Zu-
senden von Kopien. Leider reagieren viele
Ämter so langsam, dass Journalisten diese
Rechtsgrundlage nur sinnvoll nutzen kön-
nen, wenn sie keine feste Deadline haben.

M | Verschleppung gehört also dazu?

REDELFS | Eine beliebte Zermürbungstak-
tik, manchmal auch das Ergebnis schwer-

fälliger Behördenorganisation. Leider hat
sich der Gesetzgeber bei Fristen nicht fest-
gelegt. Im Informationsfreiheitsgesetz des
Bundes heißt es, der „Informationszugang
soll innerhalb eines Monats erfolgen“, was
nur eine unverbindliche Empfehlung und
keine Fristsetzung ist. Das Gesetz taugt
somit nicht für die Tagesberichterstattung,
wohl aber für hintergründige Recherche.

M | Es braucht also einen langen Atem …

REDELFS | ... und strategisches Vorgehen.
So kann es sinnvoll sein, erst anhand tele-
fonischer Vorrecherche herauszufinden,
welche Ämter über welche Akten oder In-
formationen verfügen, um in einem zwei-
ten Schritt den Antrag möglichst präzise
zu stellen. Falls sich die Behörde etwa auf
Datenschutz beruft, sollte man darauf
drängen, dass wenigstens die nicht ge-
schützten Teile herausgegeben werden.
Außerdem müssen bei personenbezo-
genen Daten die Betroffenen mitunter
gefragt werden, ob sie mit der Weitergabe
einverstanden sind. Die Behörde hat also
eine Anhörungspflicht und kann nicht
einfach von sich heraus ablehnen.

M | Wo konnten Sie selbst in letzter Zeit das
Schweigen der Ämter brechen?

REDELFS | Greenpeace hat beispielsweise
nach einem langen Rechtsstreit vor dem
Bundesverwaltungsgericht durchgesetzt,
dass die Spitzenempfänger von Agrarsub-

ventionen veröffentlicht werden. In der
Empfängerliste tauchte auch ein Unter-
nehmen auf, gegen das nun wegen Sub-
ventionsbetrugs in Höhe von 370 Millio-
nen Euro ermittelt wird. Die Firma hatte,
so der Vorwurf der Staatsanwaltschaft, zu
Unrecht Zuckersubventionen bezogen.
Anhand der eingestrichenen Subventions-
summe konnte hochgerechnet werden,
dass für mehr Ware Zuschüsse kassiert
worden waren, als die Firma in ihrem
Lagerhaus im Freihafen überhaupt unter-
bringen konnte. Ein schönes Beispiel, dass
Transparenz auch ein Mittel ist, um Kor-
ruption zu bekämpfen.

M | Allerdings können sich wohl nur große
Verlagshäuser oder Organisationen wie Ihre
einen solchen Aufwand leisten.

REDELFS | Nicht unbedingt, zu den Agrar-
subventionen hatte auch eine freie Jour-
nalistin Auskünfte verlangt und konnte
nachher Exklusivberichte verkaufen. So-
viel Mut und Weitsicht sind dringend
nötig. Nur wenn Journalisten viel selbst-
bewusster ihre Rechte auf Auskunft
wahrnehmen und sportlichen Ehrgeiz ent-
wickeln, wird sich langfristig das Klima in
den Verwaltungen ändern. Die Auskunfts-
rechte zu stärken, ist aber auch eine Auf-
gabe der Journalistengewerkschaften. Das
Informationsfreiheitsgesetz beispielsweise
hat viele Schwächen und muss dringend
nachgebessert werden.

Interview: Bettina Erdmann ■

Das Schweigen
der Ämter brechen
Manfred Redelfs, Greenpeace, Netzwerk Recherche Hamburg

➧ Aus der Diskussion – Nachgefragt, ergänzt und widersprochen
Tarik Ahmia, Berlin | Bei der von Herrn Leyen-
decker erwähnten Barschel-Geschichte bin ich
zusammengezuckt. Die in der Welt am Sonntag jetzt
veröffentlichte mehrseitige Geschichte ist für mich
auch von investigativer Recherche getragen. Die
Autoren bemühen sich um eine andere Sichtweise.

Stefan Müller, Frankfurt / Main | Man sollte
vorsichtig sein, was man am Arbeitsplatz bei der
Computerrecherche macht. Einiges beschränkt der
Arbeitgeber im hausinternen Netzwerk. Ist das
Nutzen von Anonymisierungsdiensten nicht auch
eine Frage für den Betriebsrat? Einige Themen
recherchiert man wohl besser von zu Hause aus.

Norbert Freund, Saarbrücken | Unsere saar-
ländische Beauftragte für das Informationsfreiheits-
gesetz vertritt die Meinung, dass alle die Akten ein-
sehen dürfen, nur Journalisten nicht. Wie sollen wir
da das IFG nutzen? Das bedarf der Klarstellung.
Journalistengewerkschaften sollten die Erweiterung
des IFG beantragen, damit man leichter Informatio-
nen über gerichtlich bereits abgeschlossene Sachen
bekommt, die weiterhin von gesellschaftlichem In-
teresse sind.

Bernhard Lucht, Hamburg | Wer Fotos auf face-
book hochlädt, sollte sich darüber klar sein, dass er da-
mit jegliches eigenes Recht an seinemWerk aufgibt.

Sami Atwa, Hannover | Brauchen wir ähnlich
wie beim Rundfunk nicht eine öffentlich-rechtliche
Agentur, die Qualitätsjournalismus sichern kann?

Sigurd Schulze, Berlin | Sind auch Stiftungen
zur Auskunft verpflichtet, wenn sie überwiegend mit
öffentlichen Mitteln gespeist werden wie die
Stiftung Preußischer Kulturbesitz und andere?

Kersten Artus, Hamburg | Was ist Journalis-
mus? Eine einheitliche Definition gibt es nicht. Als
Journalistinnen und Journalisten müssen wir einen
eigenen Anspruch an uns entwickeln. Finde ich
Mitstreiter, die mich unterstützen? In der Regel geht



Wie kann es nun gelingen, die hohen –
vielleicht sogar hehren? – Ansprüche an
Recherche und journalistische Sorgfalt in der
Praxis umzusetzen? Zwei Referenten schil-
derten, wie in ihren Redaktionen versucht
wird, jenseits reiner Chronistenpflicht
eigene Geschichten zu finden, zu recherchie-
ren und aufzubereiten. Erwin Kohla leitet
beim SWR die Redaktion „Reporter und
Recherche“. Dr. Uwe Röndigs ist Redaktions-
leiter beim Weilburger Tageblatt. Er skizzier-
te Anstrengungen im Lokalteil einer Zeitung,
die bloße Berichterstattung mit originären
und vielleicht sogar investigativen Ge-
schichten aufzuwerten.

Kohla attestierte dem öffentlich-recht-
lichen Rundfunk in Deutschland eine
hohe Qualität, man sei „wunderbar im Be-
gleiten und Abbilden von Ereignissen“.
Mit der tiefen Recherche habe man jedoch
Schwierigkeiten. Daraus entwickelte der

SWR vor fünf Jahren den Anspruch, mehr
eigene Geschichten zu machen. Planungen
für eine Rechercheredaktion begannen.
„Wir wollten auch unser Image ver-
bessern, Kollegen sollten nicht länger als
Terminjournalisten dastehen, sondern
mehr Recherchen anstellen und Exklusiv-
geschichten bringen.“ Es sei klar gewesen,
dass eine Rechercheredaktion Dienstleister
für alle Programme und Wellen sein
muss – ohne eigene Sendung, ohne den
Druck, am nächsten Tag etwas senden zu
müssen.

Man sei nun finanziell „bestens aus-
gestattet“, auch umfangreiche Reisen sind
möglich. Vier feste Redakteure arbeiten mit,
Geld für einen fünften, der aus einer ande-
ren Redaktion zeitweilig dazustoßen könn-
te, sei vorhanden.“ Leider ließe sich dies
selten umsetzen, da die knapp besetzten
Redaktionen kaum mal einen Mitarbeiter
entbehren könnten. Themen werden in

wöchentlichen Redaktionskonferenzen ge-
sucht und gefunden. Tagesaktuelle Sachen
kämen dabei seltener zum Tragen, da die
Wellen eine gründliche mehrtägige Re-
cherche nicht abwarten wollen. Eher gehe
man den umgekehrten Weg und plane ein
Thema auf einen bestimmten Termin hin.
Stolz präsentierte Kohla einige Ergebnisse
der bisherigen Arbeit, die auch politische
Folgen hatten: So musste nach der Auf-
deckung des Skandals um den Nürburg-
ring der baden-württembergische Finanz-
minister gehen. Die rund einjährige Re-
cherche zum Mord an Siegfried Buback,
bei der alte Zeitungen, Zeugenaussagen und
Akten gründlich geprüft wurden, mündete
in das ARD-Feature „Verschlusssache Bu-
back“. Der laufende Prozess gegen Verena
Becker beruhe zum Teil auf SWR-Recher-
chen. Momentan befasse man sich inten-
siv mit den Hintergründen von Stuttgart
21, mit dem unrühmlichen Finanzgebaren
einer Mainzer Wohnungsbaugesellschaft
oder dem Rohstoffschmuggel aus afrika-
nischen Kriegsgebieten, in die ein bekann-
tes baden-württembergisches Unternehmen
verwickelt scheint.

Probleme immer noch manifest

Kohla verschwieg nicht, dass seine
Arbeit immer noch schwierig sei. Kürzlich
habe das Netzwerk Recherche zwei Jour-
nalisten aus München und Hamburg für
investigative Recherchen zu Stuttgart 21

es ums Sparen, Kürzen das ist das Einzige, was Ar-
beitgebern einfällt. Aber es gibt auch einen Wandel
in unserem Unternehmen (Bauer-Verlag). Der Kon-
zern hat sich entschieden, bestimmte erfundene
Geschichten nicht mehr zu bringen, sich zu einer
gewissen Wahrhaftigkeit durchgerungen. Es sollen
keine Märchen mehr in den Bauer-Erzeugnissen
veröffentlicht werden – obwohl das andere natürlich
weiterhin machen.

Thomas Klatt, Berlin | Große investigative Re-
cherchen kann man nur mit langem Atem machen.
Als alleinarbeitender Autor schaffst du das nicht.

Klaus Schrage, Nürnberg | Qualitätsjournalis-
mus? Wer bekommt die Journalistenpreise? Leute
aus den Häusern, die das Geld dafür haben.

Roswitha Schäfer, Berlin | Sie sprechen vom
goldenen Zeitalter, Herr Weichert, das für Journalis-
ten anbrechen wird. Dagegen melde ich Protest an.
Es gibt schon keine Aufträge mehr für freie Kolle-
ginnen und Kollegen über 40, die können glatt
verhungern. Und es gibt zu wenig Solidarität von
festangestellten Leuten.

Violetta Pasierb, Berlin | Es gibt verdammt
wenig junge Redakteurinnen und Redakteure, die

fest angestellt sind. Viele gute Leute werden ausge-
bremst. Das wird so existenziell, dass auch sie be-
fürchten dürfen, vor dem 40. Lebensjahr zu ver-
hungern. Damit verliert jeder die Leidenschaft für
diesen Beruf.

Doris Banzhaf, Freiburg | In Frankreich wird die
Presse staatlich gefördert. Wäre eine solche geset-
zliche Regelung auch für Deutschland denkbar? Ich
habe als Freie die Seiten gewechselt, arbeite jetzt
für Unternehmen, weil das besser bezahlt wird und
man Wertschätzung erfährt – all das gilt nicht mehr
für den klassischen Journalismus, für den ich mal
gebrannt habe.

Jenseits der
Chronistenpflicht
Rechercheteams gefragt – Einzelkämpfer sind out
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Erwin Kohla

Manfred Ronzheimer fragte, können Stiftungen investigativen Journalismus fördern?



ausgezeichnet. „Es hat mich betroffen ge-
macht, dass diese Berichterstattung nicht
aus unserem Land selbst kam.“

Qualitätsjournalismus sei ein wich-
tiger Auftrag des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks. ARD-Anstalten liefern gute ak-
tuelle Berichte, so Kohla, an der Themen-
nachhaltigkeit hapere es jedoch. Für „Re-
porter und Recherche“ sei es schwierig, mit
gut recherchierten Geschichten in die
Formatwellen zu kommen. „Die berichten
wie im Hamsterrad ausschließlich ak-
tuell.“ Die CvDs zu überzeugen, sei auch
deshalb mühsam, da eine Flut von Be-
ratern den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk überschwemmt und dafür sorgt, dass
der eigene Kopf oft ausgeschaltet werde.

Allzu selten: Tiefe Rechereche

Viel Beifall fand Uwe Röndigs, der An-
spruch und Wirklichkeit in einer Lokal-
redaktion unter der Prämisse des Spar-
zwangs beleuchtete. Er stellte Thesen auf
und gab Denkanstöße zu Problemen, die
den Berufsstand noch lange beschäftigen
werden. Berichte, die den Bischof zwin-
gen, sich als Pädophiler zu outen, seien die
Ausnahme, nicht die Regel: „Nur ein Bruch-
teil unserer Arbeit hat mit hintergründiger,

aufklärender Recherche zu tun.“ Geschätzt
blicke er morgens auf 90 Prozent Chronis-
tenpflicht. Wenn die Redaktion gut funk-
tioniere, könnten 30 Prozent der eigenen
Ideen in angemessener Zeit umgesetzt wer-
den. Die Verengung der Arbeit sorge jedoch
für Frust und viele Überstunden. Kein
gutes Arbeitsklima für mehr Recherche.
Wer einen Mangel an Recherche in deut-
schen Redaktionen feststellt, sollte nicht
die Beschäftigten dafür verantwortlich
machen!

„Oft fehlen im Alltag fruchtbare theo-
retische und methodische Grundlagen“,
so Röndigs. Es gehe nicht darum, schöne

Geschichten zu recherchieren und zu
schreiben oder um den „journalistischen
Bombenabwurf“, sondern darum, in die
Gesellschaft hineinzuwirken. Es gehe um
Gemeinwesenarbeit und um den demo-
kratischen Auftrag. Dazu brauche der Jour-
nalismus mehr Theorie! Schließlich habe
es eine Zeit gegeben, in der Journalismus
viel mit kritischer Geisteswissenschaft zu
tun hatte, messerscharf analysierte, Sach-
verhalte in Begriffe formte.

Röndigs legt Journalisten nahe, mal
ein Weiterbildungsseminar zur Wissen-
schaftstheorie zu besuchen. Der „Positivis-
mus-Falle“, die Kollegen dazu führt, vor
allem bestätigende Informationen zu
suchen, könne dann eher ausgewichen
werden. Auch empfahl Röndigs Beschäfti-
gung mit Jürgen Habermas. „Das lässt uns
nämlich fragen, welche Interessen uns bei
unseren Recherchen eigentlich leiten.
Wollen wir Teil der Macht sein oder sie im
Dienste unserer Leser kontrollieren?“

Entscheidend für mehr Tiefgang seien
Redaktionen als Recherche-Teams, keine
Einzelkämpfer. Recherche sei Aufgabe der
Gesamtredaktion, keine Task Force-Ange-
legenheit. „Wenn wir wirklich weiterkom-
men wollen, brauchen wir jeden. Jeder Re-
dakteur ist Rechercheur“, so Röndigs Cre-
do. Aber zu oft seien Teams blockiert: Im
sozialen „Mikrokosmos Redaktion“ leiden
die Menschen, die Medien machen, unter
inneren Verspannungen. Grenzlinien exis-
tierten zwischen Berufseinsteigern und Alt-
redakteuren, zwischen Edelfedern und Pro-
ducern, zwischen Redakteuren und Freien,
zwischen Häuptlingen und Indianern.
Auch einzelne Ressorts beäugen sich miss-
trauisch. Solche Gräben machen Teambil-
dung zu einer großen Herausforderung.
Wie kann eine befriedigende Beteiligung
in dieser Klassenredaktion aussehen,
lautet die Frage, die der Redaktionsleiter
auch an die Gewerkschaft richtet.

Röndigs freut sich über den Erfolg
seines Teams, das 2010 etwa eine 30-teilige
Serie zu Kommunalfinanzen recherchiert
hat und schon eine neue Serie über psy-
chische Krankheiten plant. Pragmatismus
heiße für ihn, mit solchen „Leuchttür-
men“ Recherche zu trainieren – zum
Nutzen des Lesers. Dafür brauche es eine
stärkere Vernetzung besonders der Freien.

Das Goldene Zeitalter

Schlussredner Prof. Dr. Stephan Wei-
chert war angetreten, das Publikum mit
provokanten Thesen noch einmal wach-
zurütteln. „Wozu noch Journalismus?“
lautete sein Thema, gewürzt mit der „Lei-
denschaft und der Leidensfähigkeit eines
Berufsstands unter Zugzwang“. Nach
einem Rundumschlag über jüngste Pein-
lichkeiten der deutschen Medienland-

schaft – Pixelpannen bei Google Street
View, Fernsehauftritte von Ministergattin
Stephanie zu Guttenberg oder der Hype
um den leibhaftigen Blondinenwitz
Daniela Katzenberger – weidete er sich am
Skandal im Hause Neven DuMont. Die
von Verleger-Spross Konstantin unter
Pseudonym getätigten Anwürfe an den
Blogger Stefan Niggemeier könnten für
ihn das Karriere-Aus bedeuten. Der öffent-
lich ausgetragene Vater-Sohn-Konflikt ist
für Weichert nichts weniger als eine „Para-
bel auf unsere Mediengesellschaft“.

Dennoch glaubt Weichert an ein
„Goldenes Zeitalter des Journalismus“.
Allerdings nur, wenn Journalisten bereit
sind, in den Spiegel zu schauen und sich
zu fragen, wie sie unter sich ver-
schlechternden wirtschaftlichen Bedin-
gungen journalistische Qualität aufrecht-
erhalten und sogar verbessern können.
Ein Ansatz, von dem sich tatsächlich
mancher im Saal provoziert fühlte. Am
Ende gab sich Weichert mit vier Thesen,
die er dem Publikum auf den Weg gab,
versöhnlich. „Journalisten müssen unter-
nehmerischer und vernetzter denken“,
hieß es da. Und: „Es bedürfe eines Fonds
für Qualitätsjournalismus statt eines Leis-
tungsschutzrechts“. Beides dürfte kaum
einen Hund hinter dem Ofen hervor lock-
en, geschweige denn eine Journalistin
provozieren. Auch dass die „Zukunft des
Journalismus facettenreich und gemein-
nützig“ ist, wird eher Freude als Ab-
lehnung auslösen. Seine letzte These „Der
Erhalt des Journalismus liegt (auch) im
Interesse und in der Verantwortung der
Medienpolitik!“ könnte so oder ähnlich in
jedem einschlägigen Lehrbuch stehen. Auf
jeden Fall gab sie endlich mal eine
Antwort. Nämlich auf Weicherts Eingangs-
frage. Helma Nehrlich,

Bettina Erdmann, Ute C. Bauer ■

18 M 12.2010

➧ Solidarität mit Kindern
in Südafrika
Mit einem Büchertisch von Fachliteratur aus
ver.di-Beständen hat die dju auf dem Journa-
listentag zur Solidarität mit dem Masifunde
Bildungsförderung e.V. in Port Elizabeth in
Südafrika aufgerufen. Das Projekt fördert auf
vielfältige Weise benachteiligte Kinder aus
dem Armutsviertel Walmer Township. Unter
anderem wird auch eine Zeitung mit den
Kids gemacht, unterstützt vom ehemaligen
dju-Bundesvorstandsmitglied, dem freien
Journalisten Christian Selz. Insgesamt kamen
210 Euro zusammen, die in Port Elizabeth
zum Beispiel für den Kauf von Fotoapparaten
für die Nachwuchs- Redakteure ausgegeben
werden können. www.masifunde.de Red. ■
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Das PR-Bild des Jahres
und 1. Platz in der Kategorie Events und Kampagnen

WWF Deutschland
„1000 schmelzende Menschen aus Eis“

Die dpa-Tochter news aktuell gratuliert den Gewinnern der obs-Awards 2010.
Die besten PR-Bilder des Jahres aus Deutschland, Österreich und der Schweiz
www.obs-awards.de

1. Platz Unternehmenskommunikation
Philipps-Universität Marburg

1. Platz Produktfoto
Interio AG

1. Platz Porträt
Johanniter-Unfall-Hilfe e.V.

1. Platz Automobilbilder
PRH Hamburg Kommunikation GmbH

1. Platz NGO-Foto
Save the Children Schweiz

Unterstützt von:Medienpartner:
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Im Konflikt um die Kündigung der Bauer-
Konzernbetriebsratsvorsitzenden KerstenAr-
tus ist das Verfahren vorerst ausgesetzt: Bei-
de Parteien stimmen dem gerichtlichen Vor-
schlag nach einem Mediationsverfahren zu.

Zweiter Akt in der Auseinandersetzung
zwischen Kersten Artus und dem Bauer-
Verlag: Gütetermin vor dem Hamburger
Arbeitsgericht. Und der Zuschauerandrang
ist gewaltig. Gut sechzig, vorwiegend ge-
werkschaftliche Unterstützer nehmen im
überfüllten Verhandlungssaal 109 an der
Sitzung teil. Mit dabei aber auch Vertreter
der Hamburger Bürgerschaft, in der Artus
für die LINKE sitzt.

In Doppelfunktion anwesend ist
Wolfgang Rose: ver.di Landesvorsitzender
in Hamburg und SPD-Bürgerschaftsabge-
ordneter. Denn längst ist dieses Kündi-
gungsbegehren ein Politikum in der Han-
sestadt geworden. 51 Abgeordnete aller in
der Bürgerschaft vertretenen Parteien ha-
ben sich mit Artus solidarisiert: „Als Abge-
ordnete der Hamburger Bürgerschaft er-
warten wir, dass der Heinrich-Bauer-Verlag
die Wahrnehmung demokratischer Rechte
durch Kersten Artus respektiert und die
fristlose Kündigung gegen sie zurück-
nimmt.“ Gekündigt werden soll ihr wegen
eigenmächtigen Antritts eines Sonderur-
laubs für eine ver.di-Vorstandssitzung und
eines Arbeitsgerichtstermins, nicht ord-
nungsgemäßer Abmeldung zur Betriebs-
ratsarbeit und Nichterbringung ihrer Ar-
beitsleistung in der Redaktion der Fernseh-
woche. Kersten Artus bestreitet alle drei
Gründe des Kündigungsbegehrens, der Be-
triebsrat hat nicht zugestimmt, so dass der
Bauerverlag ersatzweise versucht, die Zu-
stimmung beim Arbeitsgericht einzuholen.

Überraschung dann beim über ein-
stündigen Gütetermin, der in vergleichba-
ren Fällen oft nicht länger als ergebnislose
15 Minuten dauert. Arbeitsrichter Esko

Horn wartete geduldig, bis alle Zuschauer
dichtgedrängt Platz im Verhandlungssaal
gefunden haben. Und ungewöhnlich aus-
führlich referiert er aus den Akten die
Kündigungsgründe, gibt eine erste Bewer-
tung ab und lässt erkennen, dass er Zweifel
habe, ob die Gründe stichhaltig sind. Horn:
„Es gibt keine konkreten Anhaltspunkte,
dass die Arbeitsleistungen nicht erbracht
wurden.“ Diverse Abmahnungen seien
zwar „formal korrekt“, aber man müsse
sich „auch anschauen, ob sie inhaltlich so
zutreffen.“ Und auch der „Sonderurlaub“
sei „rechtlich nicht ganz unproblema-
tisch“. Unterm Strich müsse er feststellen,
dass es „sicherlich unstrittig sei, dass die
Stimmung vergiftet ist.“ Ihn erinnere es an
„vergleichbare Eheverhältnisse, aber Ehen
lassen sich sicherlich leichter trennen.“
Sein Vorschlag daher: Das Angebot einer
Mediation, dem beide Parteien nach einer
Beratungspause zustimmen.

Seit Anfang April 2006 wird bei den
Hamburger Arbeitsgerichten „die gerichts-
interne Mediation,“ so das Gericht auf
seiner Web-Seite, „als zusätzliche Möglich-
keit zur Streitbeilegung angeboten. Dabei
handelt es sich um ein Verfahren, mit dem
ein Rechtsstreit selbstbestimmt und unter
Wahrung der eigenen Interessen beendet
werden kann, ohne dass es Sieger und Be-
siegte gibt.“ Zuversichtlich zeigte sich
dann auch Hamburgs ver.di-Chef Wolf-
gang Rose: „Es ist zu hoffen, dass der Bau-
erverlag die Tätigkeit von Frau Artus als
Vorsitzende des Betriebsrates, des Kon-
zernbetriebsrates, als Gewerkschafterin
und als Abgeordnete der Hamburgischen
Bürgerschaft nicht als unwillkommene
Störung des Arbeitsverhältnisses ansieht,
sondern als begrüßenswertes demokrati-
sches Engagement achtet.“ Und auch Artus
glaubt: „Dass es im Ergebnis eine Mediation
geben wird, ist ein gutes (Zwischen-)Er-
gebnis.“ Wulf Beleites ■

Mediation bei Bauer
Mögliche Einigung im Verfahren gegen Konzernbetriebsrätin
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Große Solidarität für Kersten Artus vor dem Hamburger Arbeitsgericht

20 M 12.2010

Regionalredaktionen
dicht gemacht
Die Fränkische Landeszeitung (FLZ), Lokal-
zeitung für die Landkreise Ansbach und
Neustadt / Aisch mit dem Mantel der
Nürnberger Nachrichten, hat zwei Redak-
tionen zum 1. September in Uffenheim
und Scheinfeld geschlossen. Dagegen gab
es (letztendlich vergeblichen) Widerstand.
Doch auch der Verlag schlug um sich.

Heute gibt die FLZ-Führung „keinen
Kommentar mehr ab“. Kurz nach der
Unterschriftenaktion der SPD Uffen-
heim mit dju und dem Bayerischen
Journalistenverband war das anders.
Nach 400 Unterschriften, von drei Ak-
tiven innerhalb von zwei Stunden vor
einem Supermarkt der 6.000-Einwoh-
nerstadt Uffenheim gesammelt, stand
in der FLZ-Wochenendausgabe vom
14. August zu lesen: „Lassen Sie sich
nicht einspannen für dubiose Ziele. Wir
alle dürfen in einer funktionierenden
Demokratie leben und brauchen keine
sozialistische Republik und keinen
Gewerkschaftsstaat.“ Eine Reaktion auf
die Argumente von SPD, dju und BJV:
Wenn die FLZ ihre Redaktionen schlie-
ße, „befürchten wir: eine massive Ver-
schlechterung der journalistischen Ver-
sorgung; viel weniger Artikel, die Uffen-
heim und Umgebung betreffen. Nicht
zuletzt sind mit der Schließung auch
Arbeitsplätze verbunden.“

Die Uffenheimer SPD geriet noch
stärker ins Visier der FLZ-Führung, wie
erst jetzt bekannt wurde. Denn SPD-
Chef Wolfgang Lampe hatte in der ört-
lichen Partei-Destille ein vorgefertigtes
Kündigungsschreiben für FLZ-Abon-
nenten beigelegt. Dagegen wehrte sich
die Zeitung mit einer „Abmahnung mit
dem Ziel einer einstweiligen Ver-
fügung.“ Der Kündigungsvordruck sei
geschäftsschädigend und „grob rechts-
widrig“, habe in dem Anwaltsschreiben
der FLZ gestanden, so Lampe. Doch aus
Angst vor einem jahrelangen Prozess
und hohen Kosten ging der SPD-Mann
einen Vergleich ein, nach dem er das
Kündigungsschreiben nicht mehr ver-
teilen darf. „Drei Redakteuren konnten
keine Arbeitsplätze an anderen Stand-
orten zugewiesen werden.“ Ihnen seien
„äußerst großzügige, sozialverträgliche
Abfindungen angeboten“ worden, schrei-
ben die Verleger. Laut FLZ-Betriebsrat
lagen die Abfindungen im Rahmen des
Üblichen. Von Chefredakteur Peter
Szymanowski war nur zu erfahren: „Es
war eine einvernehmliche Entschei-
dung zwischen Verlag und Redaktion.“

Heinz Wraneschitz ■

20 M 12.2010
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20 Jahre lang hat die Bremer Journalistin
Alice B. für die Kreiszeitung (Ippen-Konzern)
gearbeitet, für 23 Cent pro Zeile, 12,78 Euro
pro Foto oder für kleine Pauschalen. Dann
flog sie plötzlich raus. Der Anlass: Sie hatte
sich dagegen gewehrt, dass der Verlag viele
ihrer Texte und Fotos an andere Blätter
weiter verkaufte. Mit einer Klage will die 50-
Jährige nun erreichen, dass sie weiterbe-
schäftigt und rückwirkend als Festangestellte
eingestuft wird. In erster Instanz hat B. ver-
loren, aber sie kämpft weiter.

Die Kreiszeitung erscheint im Bremer Um-
land und produziert in Bremen einen eige-
nen Lokalteil, der oft informativer ist als
der Marktführer Weser-Kurier. B. erstellte
fast zehn Jahre lang die wöchentlichen
Kino- und Bildungsseiten. Zusammen mit
aktuellen Terminen, so schätzt sie, kam sie
auf 42 Stunden pro Woche – bei höchstens

zwei Wochen Urlaub. Sie sei fest in die
Bremer Redaktion eingebunden gewesen,
mit eigenem Arbeitsplatz und Mailadresse.
Und das alles für gut ein Drittel eines Re-
dakteur-Tarifgehalts.

Schon die schlechte Bezahlung wurmte
sie. Aber dann entdeckte sie auch noch,
dass der Verlag ihre Beiträge teils an die
Nordwest-Zeitung (NWZ) und die Nordsee-
Zeitung (NZ) weiterverkaufte. Sie sei weder
zusätzlich bezahlt noch vorher gefragt
worden. Mehrfach protestierte sie ver-
geblich, dann reichte es ihr: Sie verlangte
ihre Einstufung als Festangestellte, zumin-
dest für zwei Jahre rückwirkend. Dann
wäre auch die Zweitverwertung arbeitsver-
traglich abgedeckt.

Als der Verlag das ablehnte, forderte
sie von NWZ und NZ je 10.000 Euro Ho-
norar. Statt zu zahlen, wandten sich die
Blätter irritiert an die Kreiszeitung, und die

reagierte prompt: Rauswurf. Das wiederum
ließ sich B. nicht gefallen. Sie klagte vor
dem Arbeitsgericht Bremen. Ihr Anwalt
sieht bei ihr eine „klassische ‚Scheinselbst-
ständigkeit’“. Aus Verlagssicht dagegen war
sie zwar „wirtschaftlich von uns abhängig“,
aber nicht weisungsgebunden oder fest
eingegliedert. Sie habe auch durchaus
Zweitverwertungsaufschläge erhalten, wie
sich an internen Unterlagen ablesen lasse.
„Das wurde nachträglich drauf geschrie-
ben“, beurteilt B. die angeblichen Belege.
Auf den Abrechnungen, die sie erhalten
habe, sei kein Zweithonorar vermerkt ge-
wesen.

Angesichts von Prozessrisiken für bei-
de Seiten empfahl die Kammervorsitzende
am Ende einen Vergleich: Der Verlag solle
5.000 Euro zahlen – „vielleicht nur aus
moralischen Gründen, denn die Klägerin
hat ersichtlich lange zu einem ganz gerin-
gen Entgelt gearbeitet“. Doch das war B.
viel zu wenig für ständigen „Urheber-
rechtsbruch“ und jahrelange Unterbezah-
lung. Die Klage wurde abgewiesen. Aber
die alleinerziehende zweifache Mutter will
nicht aufgeben und voraussichtlich
Rechtsmittel einlegen. Eckhard Stengel ■

Mutige Klägerin
Rechtsstreit um Ausbeutung bei Ippens „Kreiszeitung“
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Verhandlungen ohne Fortschritte
Die Tarifverhandlungen für die dpa GmbH haben in der zwei-
ten Runde am 16. November in Hamburg keinerlei Fortschritte
gebracht. Die Tarifkommission aus DJV und ver.di machte
deutlich, dass die Beschäftigten in der aktuellen Mantel- und
Gehaltstarifrunde nichts zu verschenken haben und zu keiner-
lei Abstrichen bereit sind. Demgegenüber ließ die dpa-Ge-
schäftsführung keinen Zweifel daran, dass sie an ihrem Einspar-
ziel von zwei Millionen Euro jährlich bei den Personalkosten
strikt festhalten wolle. Dies könne zum Beispiel über einen
Wegfall des Urlaubsgeldes erreicht werden. Nach Rechnung der
Gewerkschaften würde dies eine Einkommenskürzung um 5,8
Prozent bedeuten. Die Tarifverhandlungen sollen Mitte Januar
fortgesetzt werden. PM ■

Zurück in die Tarifbindung
Die Bremer Tageszeitungen AG, die mit etwa 430 Mitarbeitern
die Zeitungen Weser-Kurier, Bremer Nachrichten und Verdener
Nachrichten herausbringt, ist von den Gewerkschaften ver.di
und DJV zu Tarifverhandlungen aufgefordert worden. Diese
Tarifverhandlungen kann der Verlag nur vermeiden, wenn er
kurzfristig wieder tarifgebundenes Mitglied im Bremer Zeitungs-
verlegerverband wird. Eine entsprechende Entscheidung des
Verlages haben die Gewerkschaften bis zum 6. Dezember ein-
gefordert. Der Verlag ist seit etwa 5 Jahren nur noch Mitglied
ohne Tarifbindung im Verlegerverband. Dadurch will er die
zwingende Wirkung der Branchentarifverträge ausschließen.
Auf einer ver.di-Mitgliederversammlung am 23. November
haben die betroffenen Verlagsangestellten, Zeitungsredakteure
und -redakteurinnen diese Tarifflucht als Missachtung der Be-
schäftigten und deren Arbeitsleistung bewertet. PM ■



Auf Initiative von ver.di wurden am 15. Okto-
ber die Verhandlungen zur Arbeitsplatzsiche-
rung bei der Umstellung auf digitale Projek-
tionstechnik und sogenannte Kombikassen
bei CinemaxX aufgenommen.

ver.di hatte Verhandlungs-Eckpunkte vorge-
legt, die sicherstellen sollen, dass Vorführe-
rinnen und Vorführer auch nach der Um-
stellung auf digitale Projektionstechnik wei-
ter im Kino arbeiten können – wenn auch
in einem anderen Arbeitsbereich – und dass
bei der Umstellung auf Kombikassen kein
Stellenabbau geschehen wird sowie Zu-
schläge gezahlt werden.

Wenn Kombikassen an Concession-Tresen
eingerichtet werden ist fraglich, ob danach
noch die gleiche Anzahl an Servicekräften
am Tag eingesetzt wird. Um eine Verringe-
rung der Stellenanzahl zu verhindern und
angemessene Zuschläge zu ermöglichen,
fordert ver.di eine tarifvertragliche Rahmen-
vereinbarung. Die Höhe der Zuschläge, die
konkrete Stellenplanung und Dienstplan-
gestaltung soll durch Betriebsräte verhandelt
und ausgestaltet werden. Eine solche Be-
triebsvereinbarung soll bis zum 31. Dezem-
ber 2011 befristet sein. Zu diesem Zeitpunkt
endet auch die Laufzeit des übergeordneten
konzernweiten Tarifvertrages. Mit der zu-
nehmenden Umstellung weiterer Kinosäle

auf digitale Projektionen drohen den mei-
sten Filmvorführinnen und -vorführern be-
triebsbedingte Kündigungen. Wann genau,
ob in den nächsten Monaten oder erst
nächsten Jahren, ist noch nicht absehbar.
Um für die Betroffenen Arbeitslosigkeit zu
verhindern, soll eine verbindliche Tarifrege-
lung vor Kündigungen schützen. ver.di for-
dert eine Beschäftigungsgarantie und bei ei-
nemWechsel in andere Arbeitsbereiche, mit
eventuell niedrigerem Lohn, einen ab-
schmelzenden Einkommensschutz. So soll
nach demWechsel in eine geringer bezahlte
Tätigkeit für zwei Jahre das bisherige Ein-
kommen fortgezahlt werden, dann für zwei
Jahre 75% der Einkommensdifferenz und
im fünften Jahr sollen 50% der Differenz
ausgeglichen werden. Zudem wird eine För-
derung für die Qualifikation zum Einsatz in
anderen Arbeitsbereichen verlangt.

Die Tarifverhandlung wird am 7. De-
zember fortgesetzt. Bis dahin wird es nach
Aussage von CinemaxX keine weiteren
Umstellungen auf Kombikassen (bisher
nur in Dresden und Berlin / Potsdamer
Platz) oder die Volldigitalisierung einzelner
Kinobetriebe geben. red ■

Verhandlungsbeginn
bei CinemaxX
Für Arbeitsplatzsicherung bei Umstellung auf Digitalprojektion
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Enorm
132 Seiten dick, lange Texte, anspruchsvolles Lay-
out – wer braucht noch ein Wirtschaftsmagazin?
„So was wie enorm gibt es noch nicht“, behauptet
der stellv. Chefredakteur MarcWinkelmann. „Denn
wir kümmern uns um nachhaltiges Wirtschaften
und erzählen Wirtschaft über die Menschen.“ Den
Impuls für das im November zum vierten Mal in
80.000er Auflage erscheinende Vierteljahresheft
bekam Chefredakteur Thomas Friemel auf der
Vision Summit 2008, der ersten großen Konferenz
zum Social Business. Ein Jahr später wurde das
hochkarätig angelegte Social-Business Magazin
enorm auf der Vision Summit in Berlin vorgestellt

und fand große Resonanz. „Es war Zeit für diese
Form“, sagt Winkelmann. „Das Thema ist wichtig,
wir müssen uns positionieren.“ Das Blatt will einen
Gegenpol zum Corporate Publishing von Verlagen
setzen, bei dem „journalistische Inhalte nicht be-
sonders geschätzt werden und Geschichten wegen
besserer Vermarktbarkeit an der Oberfläche blei-
ben.“ Für enorm wurde ein eigener, der Social
Publish Verlag in Hamburg gegründet, fünf Gesell-
schafter gaben Startkapital, weitere Investoren
werden gesucht. Das Heft liegt in gut sortierten
Zeitungskiosken, im Bahnhofsbuchhandel und auf
Flughäfen aus, Zuversicht gründet sich auch auf
wachsende Abonnentenzahlen.
Gut, manchmal spannend, immer unter dem Blick-
winkel sozialen Wirtschaftens in der ganzen Welt
recherchiert und geschrieben, gibt es eine Fülle
von Lesestoff. Heftbestimmend ist die Titelge-
schichte, die sich zu einem Dossier auswachsen
kann – in Heft 3 ging es um Business-Wohltäter
mit einem Porträt des amerikanischen Milliardärs
Warren Buffet. In großen Interviews wird schein-
bar Gegebenes kritisch hinterfragt, bei Starbucks
zum Beispiel, ob hinter der Abnahme fair gehan-
delten Kaffees echtes Engagement oder Image-
pflege stecken.
Zu den Standards gehört die Kolumne von Fred
Grimm. Der Buchautor und Journalist setzt sich

u.a. mit der kommunistischen Utopie von Karl
Marx auseinander, die für die oberen Zehntausend
doch noch Wirklichkeit geworden ist. Unter lako-
nisch benannten Rubriken wie Politik, Soziales
oder Ökologie verbergen sich erstaunliche Ge-
schichten wie die von der Laundry List, die für in
den USA vielerorts verbotenes Wäschetrocknen im
Freien streitet und Wäschetrocknern den Kampf
angesagt hat. Große Reportagen berichten vom
Umdenken, von ökologischenWirtschaftsprojekten
in der ganzenWelt und den Chancen junger Leute,
sich mit neuen Ideen zu behaupten.
In der kleinen Form fest verankert sind Rechts-
tipps, enorm intern oder das Glossar, das Begriffe
aus der neuen Wirtschaftswelt erklärt. Ganz zum
Schluss steht Am Anfang – vorgestellt werden ori-
ginelle Start-up Vorhaben. Bildsprache und Layout
sind großzügig, ganzseitige Fotos und Gestaltungen,
dazu Infografiken fesseln die Aufmerksamkeit.
Winkelmann, der selbst als Freier fürs Handelsblatt
oder Vanity Fair geschrieben hat, freut sich, dass
namhafte Journalisten und Fotografen für enorm
gewonnen werden können. Derzeit werden die
ersten Geschichten fürs nächste Jahr geplant, auf
Veranstaltungen wird das Blatt vorgestellt, in Unis
verteilt. Winkelmann sieht Zukunft für enorm. „Es
lohnt sich auf die menschliche Seite der Wirtschaft
zu sehen.“ Bettina Erdmann ■

Schon entdeckt?
Engagierte Medien abseits des Mainstreams sind hochinteressant, aber wenig bekannt.
Deshalb stellt M mit dieser Rubrik in jedem Heft eines davon vor.

Schon entdeckt?
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Erneut hatte ein Arbeitgeber im Fall der
Kino-Mitarbeiterin „Nora“ vergebens ver-
sucht, eine Gewerkschafterin durch eine Ba-
gatellkündigung loszuwerden. Das Arbeits-
gericht in Darmstadt sah die Vorwürfe der
Geschäftleitung des Darmstädter CinemaxX-
Kinos jedoch als unbegründet an. Das Ar-
beitsverhältnis bleibt bestehen.

Seitens der Geschäftsleitung hätte man
besser vom Beispiel der Supermarkt-Kassie-
rerin Emmely lernen sollen. Im Fall der
Mitarbeiterin Nora des Kinos CinemaxX
in Darmstadt habe dessen Geschäftslei-
tung vergebens versucht, eine gewerk-
schaftlich aktive Kollegin mit einer halt-
losen Kündigung abzustrafen, so Anja
Willmann vom ver.di-Fachbereich Medien
in Frankfurt am Main nach gewonnenem
Arbeitsgerichtsverfahren. Einzig um Pea-

nuts sei es gegangen. Die Kino-Mitarbeite-
rin hatte man kündigen wollen, weil sie
angeblich Getränke verschenkt oder Pop-
corn nicht richtig abgerechnet haben soll.
Doch das Arbeitsgericht in Darmstadt
machte mit seinem Urteil am 30. Novem-
ber deutlich: Das Arbeitsverhältnis wird
nicht aufgelöst! Kolleginnen und Kollegen
hatten vor Gericht bezeugt, dass sie Nora
weder Getränke noch Popcorn unbezahlt
über den Tisch hatten reichen sehen.
Anders lautende Aussagen der Zeugen der
Arbeitgeberseite, des Betriebsleiters und
seines Stellvertreters, hätten das Gericht
hingegen offenbar nicht überzeugt, meint
die ver.di-Rechtsschutzsekretärin, Monika
Hettwer.

Nora ist happy – ebenso wie die fast
40 Kolleginnen und Kollegen, die unter
anderem aus dem CinemaxX Darmstadt

und einem Viernheimer Kino, zur Gerichts-
verhandlung erschienen waren. Die Ge-
schäftsleitung habe der engagierten Gewerk-
schafterin nach deren Beteiligung im Wahl-
vorstand bei der Betriebsratswahl gekün-
digt, berichtet Anja Willmann, direkt nach
Ablauf des besonderen Kündigungsschut-
zes von sechs Monaten. Deshalb habe der
Verdacht nahe gelegen, dass man eine un-
liebsame Mitarbeiterin habe loswerden wol-
len, so Monika Hettwer. Die habe sich je-
doch nichts zuschulden kommen lassen,
sei eine starke Persönlichkeit, dem Arbeit-
geber wohl nur zu aufmüpfig gewesen. Das
Urteil werde die Beschäftigten der Kinos
selbstbewusster machen, freut sich Anja
Willmann. Bereits im Vorfeld hatte sich
die ver.di-Jugend hinter Nora gestellt und
das Cinemaxx Darmstadt aufgefordert, die
Kündigung zurückzunehmen. Nach Will-
manns Auffassung hatte die Geschäftslei-
tung versucht, „Druck auf Beschäftigte aus-
zuüben und ein Exempel zu statuieren“ –
habe jedoch lernen müssen, dass „mit ei-
nem an den Haaren herbeigezogenen Be-
trugsversuch kein Gericht zu überzeugen
ist“. Gitta Düperthal ■

Auch Nora bleibt!
Kino-Arbeitgeber scheiterte mit Bagatellkündigung

Seinen 10. Geburtstag feierte das Festival
„film+“ am letzten November-Wochenende
in Köln. Vier Tage lang wurde über aktuelle
Themen des Filmschnitts und der Montage-
kunst diskutiert. Dazu gab es ein umfangrei-
ches Filmprogramm, bei dem selbst die frü-
hen Matinee-Vorstellungen regelmäßig
übervoll waren. Insgesamt wurde die „fami-
liäre Herzlichkeit“ der Veranstaltung gelobt.

Für die Fach-Veranstaltungen zum Dach-
Thema „Erzählen und Montage“ hatte
man sich zum Jubiläum den Luxus geleis-
tet, erstmalig ausschließlich Männer und
Frauen der Praxis aus dem deutschsprachi-
gen Raum aufs Podium einzuladen. An-
hand von zahlreichen Beispielen der
Schnittmeisterinnen und -meister konnte
dann lebhaft, kontrovers und immer fair
diskutiert werden. Dabei ging es unter an-
derem darum, welche Rolle erklärende
Texte (die sogenannte „Voice over“) in
Dokumentarfilmen spielen können. Ganz
aktuell auch, welche Geschlechterbilder
durch den Filmschnitt vermittelt werden.

Spannungsreich die Debatte darüber,
wie sich ambivalente oder gar „böse“ Pro-
tagonisten eines Films durch die Montage
so ins Bild setzen lassen, dass das Publi-

kum nicht gleich durch ein negatives Ima-
ge abgeschreckt wird. Viertes Unter-The-
ma schließlich waren verschiedene drama-
turgische Erzähltechniken, die nicht zu-
letzt durch den Schnitt bestimmt werden.

Schluss- und Höhepunkt des Festivals
war die feierliche Verleihung der Preise für
die besten Montagen. (www.filmplus.de)
In der Kategorie Spielfilm ging der mit
7.500 Euro dotierte „Filmstiftung NRW
Schnitt Preis Spielfilm“ an Monika Willi
für „Das weiße Band“ (Regie: Michael Ha-
neke). Stephan Krumbiegel erhielt den
Bild-Kunst-Schnitt-Preis Dokumentarfilm
(ebenfalls 7.500 Euro) für „ Wiegenlieder“
(Regie: Johann Feindt und Tamara Trampe).
Gesponsert wurde diese Auszeichnung wie
schon in den Jahren vorher von der VG
Bild +Kunst. Sie sprang in diesem Jahr
auch als Sponsor für den Nachwuchs-För-
derpreis ein, er ging an Stefanie Brockhaus
als beste Nachwuchscutterin für den Kurz-
film „Das Kind in mir“ (Regie: Stefanie
Brockhaus, 2.500 Euro). Der „Geißendörfer-
Ehrenpreis Schnitt“ (3.000 Euro) ging an
Monika Schindler. Sie hatte schon 2001
den ersten „Schnitt Preis Spielfilm“ für „Die
Polizistin“ (Regie: Andreas Dresen) er-
halten. Jürgen Schön ■

Montagekunst
Spannungsreiche Debatte auf dem Festival film+ in Köln
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Mehr als zwei Jahrzehnte hat Martin Keßler
als politischer Dokumentarfilmer für ARD,
ZDF, Arte und WDR gearbeitet – bis er mit
seiner kritischen Filmserie „Neue Wut“ of-
fenbar für die immer mehr zum Bunten
neigenden öffentlich-rechtlichen Sender zu
anspruchsvoll geworden war. Keßler gab
jedoch nicht auf und erreichte mit seinen
Filmen über Sozialproteste eine neue Öf-
fentlichkeit: Über das Internet, CD-Verkauf
und Kinovorführungen, mit Unterstützung
von Stiftungen, Gewerkschaften sowie einer
interessierten Fangemeinde in sozialen Be-
wegungen. Dafür verlieh ihm der Verein
Business-Crime-Control (BCC) im November
in Frankfurt einen Preis.

Der BCC beschäftigt sich seit 1991 mit
krimineller Ökonomie und ihren schäd-
lichen Auswirkungen auf den Sozialstaat.
Was aber hat eigentlich eine kritische
Sozialberichterstattung über Hartz IV, Bil-
dungsproteste und Globalisierungskritik
mit Wirtschaftskriminalität zu tun? Viel,
wenn man Keßlers spannender Gesell-
schaftsanalyse folgt! Bereits vor zehn Jah-
ren hatte der renommierte Filmemacher
im WDR in der „Story“ unter dem Titel
„Das Milliardengrab“ über aufgeblähte
Scheingeschäfte mit Bodenbelägen von
Sportstadien am Beispiel der Firma Balsam
berichtet. Und wie diese trotz besseren
Wissens von Bankvorständen Riesenkre-
dite einfuhr, beispielsweise von der
Deutschen Bank. Wo indes Geld auf der
anderen Seite sehr ertragreich wieder
eingespart wird, machte Keßler bereits
1998 deutlich: Mit seinem Film „Billigjobs
für Millionen“ im ZDF. Als man nach der
Jahrtausendwende in öffentlich-rechtlichen
Sendern solch entlarvende Sichtweisen
auf die zunehmend weiter klaffende
Schere zwischen Reich und Arm weniger
zu schätzen wusste, wählte Martin Keßler
einen eigenwilligen neuen Weg. Mit
seinen Filmen „Neue Wut“ zum Thema
Agenda 2010, „Kick it like Frankreich – der
Aufstand der Studenten“ und „Das war der
Gipfel“ über die Bewegung der Globa-
lisierungskritiker in Heiligendamm tourte
er durch die Kinos der Republik und hatte
stets volle Häuser.

Keßler ist auch heute noch ein Jour-
nalist, der die Chronik der politischen
Geschehnisse aus der Perspektive der un-
teren Gesellschaftsschichten erzählt. Mit
seiner filmischen Arbeit will er verdeutli-
chen, „wie die Abzocke von reichen Eliten

dem Sozialstaat schadet“. Den Blick für Al-
ternativen und gesellschaftliche Utopien
hält er offen, indem er soziale Gegenbe-
wegungen begleitet. Durch seine Filme
führen glaubwürdige und unabhängige
Gesprächspartner und kluge Köpfe wie
zum Beispiel der bekannte Sozialethiker
Friedhelm Hengsbach, der französische
Umweltrebell José Bové oder die indische
Bürgerrechtlerin Vadana Shiva . Fern von
Quotenfixierung und politischer Gleich-
schaltung ist Keßler einfach weiter seinen
Weg gegangen – unter anderem unter-
stützt von ver.di, IG Metall oder IG BAU,
Attac, der Stiftung Menschenwürde und
Arbeitswelt, der Otto-Brenner-, Rosa-Luxem-
burg- und Heinrich-Böll-Stiftung. Aber
auch durch Medienpartnerschaften mit
der taz oder der Jungen Welt. Für diese Leis-
tung hat ihm der Verein BCC unter Vorsitz
des Frankfurter Politikwissenschaftlers Hans
See den mit 3.000 Euro dotierten Preis
verliehen.

Der Preis ist nicht nur eine deutliche
Ermutigung gewesen, sondern auch nütz-
lich. Denn reich wird Keßler mit seinem
Engagement nicht. In den Filmen steckt
viel unbezahlte Arbeit von ihm, seiner
Cutterin Eva Voosen und seinem Ton-
Mann Ricardo Pereira. Obendrein muss er
feststellen, dass sich ausgerechnet jetzt in
Krisenzeiten immer mehr Unterstützer
zurückziehen. Ob bei Gewerkschaften
oder Stiftungen: „Man widmet sich gern
wieder seinen Kerngeschäften und kehrt
bisweilen zu schlichten Werbekampagnen
zurück.“ Für unabhängige Filmemacher
wie ihn ist dann kaum mehr Geld übrig.
Deshalb überlegt Keßler, wieder auf das
Fernsehen zuzugehen. Auf Dauer könne
das Ausweichen auf Sponsoring für poli-
tische Dokumentarfilmer keine Lösung
sein: Öffentlich-rechtliche Gelder müssen
wieder für unabhängiges Filmschaffen her.
Zunächst aber hatte Keßler aus der Not
eine Tugend gemacht und nochmals auf
eine neue Form gesetzt: die „Krisen-Split-
ter“ auf youtube. Eigentlich weil das Geld
für einen großen Dokumentarfilm über
die aktuelle Wirtschafts- und Finanzkrise
nicht reichte. Doch diese kleinen Film-
ausschnitte sind auch von Vorteil. Sie kön-
nen aktueller sein.

Bei den Castor-Transporten, Stuttgart
21 und den Oldenburger Hartz IV-Pro-
testen „Krach schlagen, statt Kohldampf
schieben“ war er nicht – „weil einer allein
das gar nicht schaffen kann.“ Keßler

beschäftigt sich zurzeit grundsätzlicher
mit der neuen Bürgerwut. Er sieht perspek-
tivisch auf diese Entwicklung und macht
sich Gedanken, wo der soziale Protest hin-
driftet. Seit die Legitimationskrise von
parlamentarischer Arbeit aufgrund viel
zitierter Hinterzimmer- und zunehmender
Klientelpolitik breite Gesellschaftsschich-
ten erfasst hat, beobachtet Kessler „ein
Auseinanderfallen des sozialen Protestes“.
Während Angehörige der Mittelschicht,
die zunehmend den eigenen sozialen Ab-
stieg fürchten, noch über gute Vernetzung
und kommunikative Fähigkeiten verfügen,
ziehe sich die Protestbewegung der wirk-
lich Armen, die schon nichts mehr zu ver-
lieren haben, immer weiter zurück. Diese
Entwicklung eröffne Rechtspopulisten
eine Chance, an Boden zu gewinnen. Der-
art vorausschauende politische Einschät-
zungen wären im öffentlich-rechtlichen
Fernsehen am richtigen Platz.

Die AG Dokumentarfilm kritisiert
auch deshalb heftig, dass Polittalker Frank
Plasberg den letzten Platz für Dokus in der
Primetime der ARD, montags um 21 Uhr,
verdrängt: Zwischen all den lärmenden
Talkern wie Günther Jauch, Anne Will,
Maybrit Illner, die Politprominenz Eigen-
PR betreiben lassen, müsse weiterhin der
gute alte Dokumentarfilm seinen Platz
finden – zur besten Sendezeit, nicht ver-
steckt in Nischenprogrammen.

Gitta Düperthal ■
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Preis für „Neue Wut“
Dokumentarfilme über Sozialproteste finden eine neue Öffentlichkeit

Martin Keßler im Netz: www.neuewut.de
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Es ist geschafft, am 15. November einigte sich
ver.di mit der Geschäftsführung der Bavaria
Production Services (BPS) über die Tarifbin-
dung an den Branchentarifvertrag des Ver-
bandes Technischer Betriebe für Film & Fern-
sehen (VTFF). Seit Dezember 2009 forderten
die ca. 45 festen und freien Mitarbeiter der
BPS, die Anerkennung dieses Tarifvertrages.

Seit fünf Jahren gab es keine Gehaltserhö-
hung und die Arbeitgeber verschlechterten
von Jahr zu Jahr die Arbeitsverträge. Die BPS
ist ein 100prozentiges Tochterunterneh-
men der Bavaria Studios und Production
Services GmbH (ehemals Bavaria Studios)
an denen das ZDF, die Bavaria Film GmbH
und die Landesförderbank beteiligt sind.
Die BPS erbringt technische Dienstleistun-
gen u.a. für Serien wie „Sturm der Liebe“,

„Marienhof“ und demnächst auch die neue
ZDF Daily „Herzflimmern“. Die Arbeitgeber
forderten einen Tarifvertrag unterhalb der
Tarif- und Sozialstandards der Branche: 4
Urlaubstage unter Tarif, 2 Wochenstunden
(40 Std./Woche) über Tarif, keine Sonder-
zahlungen sowie einen Leistungslohn.

Der Protest ließ nicht lange auf sich
warten! Neben Flugblattaktionen, aktiven
Mittagspausen wurden auch erste Warn-
streiks vorbereitet, die auch direkt ZDF
Produktionen betroffen hätten. Die Ar-
beitgeber organisierten freie Mitarbeiter
als Streikbrecher. Fünf weitere Betriebe
zeigten sich solidarisch mit der Beleg-
schaft der BPS und nahmen an den Prote-
sten teil. Kurz vor den ersten Warnstreiks
einigten sich dann die Arbeitgeber mit
ver.di auf einen Anerkennungstarifvertrag.

Die Arbeitsbedingungen werden in den
nächsten vier Jahren an den Tarifvertrag
VTFF angepasst. Die Beschäftigten bringen
in die Einigung eine Anrechnung der
übertariflichen Zulagen mit 1% bei einer
Entgelterhöhung ein.

Tage nach der Tarifeinigung stellten
die Arbeitgeber fest, dass sich nicht alle
Forderungen von ihnen in der Tarifeini-
gung wiederfanden. Sie hatten es ver-
säumt, weitere Anrechnungsmechanis-
men für die Reduzierung der Arbeitszeit
mit ver.di zu vereinbaren. Man wollte den
Beschäftigten tiefer in die Tasche greifen
und für weitere fünf Jahre Nullrunden.

ver.di zeigt sich wieder kompromiss-
bereit und verlängerte den Zeitraum der
Angleichung der 40 auf die 38 Std./Woche
von 4 auf 5 Jahre. Als Ausgleich wurde die
Nichtanrechenbarkeit des 13. Gehalts für
die Beschäftigten vereinbart. Doch die Ge-
schäftsführung stellte weitere Nachforde-
rungen. Die Beschäftigten sollten nach den
Vorstellungen der BPS kein eigenes Streik-
recht bei den Tarifverhandlungen über den
Branchentarifvertrag VTFF haben. ver.di
einigte sich dann am 1. Dezember zum
zweiten Mal mit der BPS und konnte da-
mit alle weiteren Nachforderungen zurück-
weisen. Jörg Reichel ■

Tarifeinigung
mit Herzflimmern
Proteste bei Bavaria-BPS unterstützten Verhandlungen
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Er war der schönste Krawallbruder der Film-
geschichte. Und noch heute gibt es um ihn
Zank: Wer Klaus Kinski wie präsentieren
darf, ist nämlich keineswegs nur eine Inter-
pretationsfrage.

Kinski auf der Leinwand war delikat. Man
wollte ihn nicht nur brav sehen. Sondern
berserkern. So auch rund zwanzig Jahre
nach seinem Tod. Man will ihn stöhnen
hören. Fluchen. Krächzen. Brüllen. Weinen.
Sich wehren gegen diese Welt. Wie er fleht
und wie er flennt. Wie er rast! Denn der alte
Kinski verkörperte die Urform der kämpfe-
rischen Kreatur, er war von Kopf bis Fuß
auf „wild“ eingestellt. Und: auf „sexy“.
Was ihm so schnell keiner nachmacht.

Doch ausgerechnet diesem Rabauken
wurden gar strebsame Erben zu Teil. Nicht
etwa hartgesottene Medienprofis. Son-

dern, viel schlimmer: Liebevolle Dilettan-
ten. Allen voran die geschiedene dritte
Gattin des Künstlers, Minhoi Geneviève
Loanic. Sie beauftragte 2006 die Kanzlei
Hertin in Berlin, einen Halbsatz in einem
rund 450 Seiten dicken Buch verbieten zu
lassen. Betroffen war der hervorragend ge-
schriebene Band, der zum 80. Geburtstag
des 1991 am Herzinfarkt verstorbenen
Künstlers im Aufbau Verlag erschien:
„Kinski. Die Biographie“ des jungen Wie-
ner Filmwissenschaftlers Christian David.

Darin wird Minhoi, einstige Gefährtin
des Erotomanen Kinski, zwar als seine
„Zwillingsseele“ bezeichnet. Aber es wird
auch mitgeteilt, dass die Erfahrung von
Drogenkonsum sowie die Missachtung des
eigenen Körpers die beiden Menschen
verband. Konkret störte die gebürtige Viet-
namesin Minhoi die Beobachtung einer
„gewissen Neigung, sich zu verkaufen“.

Kein Erfolg mit Schwärzung

Nun weiß jeder Journalist, dass
Prominente wie auch andere unter dem
Syndrom, die eigene Haut zu Markte zu
tragen, leiden. Das zu benennen, ist keine
Schande. Für eine Einstweilige Verfügung
reichte Hertins Schriftsatz dennoch, das
Buch musste zunächst vom Markt. David:
„Angesichts der beanstandeten Textstelle
war ich überzeugt, dass es vor allem um
ein Signal ging.“ Motto: Hier testet eine
Hinterbliebene aus, wie weit sie gehen
kann.

David: „Es entsteht ein gefährliches
Klima, die Schere im Kopf beginnt zu arbei-
ten, es kommt zur Selbstzensur.“ In diesem
Fall verlief es glimpflich: Das Buch kam
nach der Hauptverhandlung wieder in den
Handel, ohne Schwärzung – ein Sieg der
Freiheit, die das Grundgesetz verspricht.
Nur: Die Sache hat auch wirtschaftliche
Aspekte. Ein Günstling von Minhoi brach-
te nämlich zeitgleich mit David ein kon-
kurrierendes Produkt heraus.

Peter Geyer, vom Loriot Merchandi-
sing kommend, ist der offizielle Nachlass-
Verwalter von Kinski. Minhoi und ihr
Sohn Nanhoi Nikolai haben ihn dazu ge-
macht. Als Kulturmanager, Autor und Re-
gisseur ist Geyer ein bunter Hund der Sze-

ne. Und ebenfalls im Jubiläumsjahr publi-
zierte er seine im Vergleich zu Davids
Werk ziemlich magere Biografie „Klaus
Kinski. Leben, Werk, Wirken“ (Suhrkamp).
Zufällig erscheint da der Versuch, Davids
Buch zu verbieten, wirklich nicht.

Zudem ist das furiose Fleißwerk aus
Wien eine Konkurrenz für Geyers „Kinski
Productions“ in Hamburg. Deren Waren
stoßen fast regelmäßig wegen Einfalls-
losigkeit auf. Kinski pur soll es sein – Kins-
ki en masse ist es de facto. Ein Kinski ist
kein Loriot – und eine dramaturgische
Aufbereitung wäre wichtig. So erschien
2003 eine Mega-Box mit gleich 20 CDs.
Kinski spricht da Literatur, rezitiert Brecht,
Goethe und Schiller – aber wer braucht so
viel Kinski auf einmal?

Recht hat Peter Geyer lediglich, wenn
er Urheberrechtsverstöße ahndet. So maß-
te sich eine Kölner Schauspielergruppe
2009 an, Auszüge, auch noch unerlaubt
bearbeitete, aus Kinskis Büchern zu einem
Theaterabend zusammenzuschustern. Ohne
die Lizenzen dafür erworben zu haben.
Doch erst in zweiter Instanz wurde das
von der Kölner Gerichtsbarkeit untersagt –
ein Hinweis darauf, dass sich Geyer und
seine Auftraggeber nicht gerade beliebt ge-
macht hatten. Allerdings ist ein Künstler
kein Freiwild, nur weil seine Erben unfä-
hig sind, ihn angemessen zu vermarkten.

Die Gefahr einer Überdosierung von
Kinski’schem Flair birgt die aktuelle Ver-
öffentlichung von „Kinski Productions“
übrigens nicht: Nur zwei Talkshow-Auftritte
präsentiert die neue DVD „Klaus Kinski –
Kinski Talks 1“. Interpretieren muss man
sie selbst. Geyer: „Wir veröffentlichen
Kinski, wir deuten ihn nicht.“ Klingt wie
eine Garantie für Langeweile. Hoffen wir,
dass die nicht zur Maulkorb-Vorgabe wird.

Gisela Sonnenburg ■

Liebevolle
Dilettanten
Klaus Kinskis Erben üben die Nachlassverwaltung
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AGBs beim Südkurier
Einhalt geboten

Das Landgericht Mannheim hat dem
Südkurier-Verlag untersagt, Teile seiner
Allgemeinen Geschäftsbedingungen
(AGB) gegenüber freien Mitarbeitern zu
verwenden. Sie sind rechtswidrig. Ge-
gen die Verwendung der AGBs hatte
der DJV mit Unterstützung von ver.di
geklagt und nun eine Einstweilige Ver-
fügung gegen die Südkurier GmbH
Medienhaus (Az.2O 145/10) erwirkt.
Das Gericht verbietet die Übertragung
der Nutzungsrechte für Texte und Fotos
auf Dritte sowie die Weitergabe von
Texten und Fotos an andere Medien der
Holtzbrinck-Gruppe ohne Rücksprache
mit dem Autor. Die beiden diesbezüg-
lichen Absätze seien zu unbestimmt,
befand das Gericht. Sie erweckten den
Eindruck, dass diese Weitergabe auch
ohne Vergütung durch den Verlag er-
folgen dürfe. Dennoch beanstandete
das Gericht nicht die Festlegungen, wo-
nach sich der Verlag weiterhin die er-
weiterten Nutzungsrechte einräumen
lassen darf, ohne eine über das verein-
barte Honorar hinausgehende Vergü-
tung zu bezahlen. Red. ■
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Das Wiesbadener Verwaltungsgericht hat kürzlich mit einer Ent-
scheidung die Rechte von Journalisten gestärkt, die sich bei Groß-
veranstaltungen akkreditieren wollen. Danach ist die Weitergabe
von Journalistendaten an das NATO-Hauptquartier rechtswidrig.

Geklagt hatte Kamil Majchrzak, der unter anderem für die pol-
nische Ausgabe der Le Monde Diplomatique berichtet. Für diese
Zeitung wollte er auch über den NATO-Gipfel schreiben, der
im April 2009 in Straßburg, Baden-Baden und Kehl stattgefun-
den hatte. „Ich hatte bereits im Januar 2009 über das Internet
eine Akkreditierung beantragt. Die NATO übermittelte meine
persönlichen Daten daraufhin dem BKA. Die Behörde in Wies-
baden glich diese mit dem polizeilichen Informationssystem
INPOL ab. Auf dieser Grundlage empfahl das BKA der NATO,
die Akkreditierung abzulehnen“, berichtet Majchrzak.

Für die Datenweitergabe habe die gesetzliche Grundlage
gefehlt, so das Wiesbadener Gericht. Das BKA dürfe laut Gesetz
personenbezogene Daten an Dienststellen der Stationierungs-
streitkräfte oder an eine internationale kriminalpolizeiliche Or-
ganisation übermitteln. Diese Voraussetzungen träfen aber
nicht auf das NATO-Hauptquartier in Brüssel zu.

Es war nicht der erste juristische Erfolg, den Majchrzak mit
Unterstützung von ver.di errungen hat. Schon Anfang April
2009 verpflichtete die 6.Kammer des Verwaltungsgerichts Wies-
baden das Bundeskriminalamt per Einstweiliger Anordnung,
die negative Stellungnahme zur Presseakkreditierung zurück-
zunehmen. Bei dem Vorgang, so das Gericht, habe es sich um
die Übermittlung personenbezogener Daten und damit um
einen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung gehandelt. Das BKA legte gegen diese Entscheidung mit
Erfolg Beschwerde ein. Der hessische Verwaltungsgerichtshof
hob die Eilentscheidung aus formalen Gründen auf. Das Ver-
waltungsgericht Wiesbaden hat dem Journalisten nun in der
Sache Recht gegeben, aber Revision zugelassen.

Der Berliner Rechtsanwalt Sönke Hilbrans, der Majchrzak
juristisch verteidigte, sieht in dem jüngsten Wiesbadener Ur-
teil, das inzwischen rechtskräftig ist, positive Signale für die
Rechte der Journalisten über den Fall seines Mandanten hin-
aus. „Die Entscheidung enthält insbesondere für die interna-
tionale Kooperation bei Akkreditierungsverfahren wichtige
Hinweise. Nachdem sich für den Betroffenen und eine Anzahl
anderer Journalisten schon zum G8-Gipfel 2007 in Heiligen-
damm gezeigt hatte, dass die Datenabfragen vor Akkreditie-
rungen rechtswidrig waren, kann diese Praxis jetzt auch für die
NATO und andere internationale Organisationen nicht fortge-
setzt werden, erklärte der Anwalt gegenüber M. Die Vorsitzen-
de der dju Ulrike Maercks-Franzen mahnt eine Änderung der
Akkreditierungspraxis bei sportlichen und politischen Groß-
veranstaltungen an. Die dju hat sich zusammen mit dem Deut-
schen Presserat, der ARD und Verlegerverbänden auf Grund-
sätze und Eckpunkte bei der Akkreditierung geeinigt. Danach
sollen Journalisten einen grundsätzlichen Rechtsanspruch auf
Akkreditierung haben. Eine Ablehnung dürfe nur möglich
sein, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der
Journalist durch sein Verhalten die Sicherheit stören könnte.
Er muss darüber so rechtzeitig informiert werden, dass er Gele-
genheit zu einer Stellungnahme hat. Peter Nowak ■

Datenweitergabe
rechtswidrig
Gericht stärkte Rechte von Journalisten
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Kritik am Kreml oder an Gruppen, die der
Regierungspartei „Einiges Russland“ nahe
stehen, ist gefährlich – auch und gerade,
wenn sie von unabhängigen Journalisten
kommt. Im November sind erneut Medien-
vertreter angegriffen und schwer verletzt
worden. Und die Ermordung von Anna
Politkowskaja vor vier Jahren ist weiterhin
nicht aufgeklärt.

Die beiden vermummten Männer lauerten
Oleg Kaschin vor seiner Wohnung auf. Es
war kurz nach Mitternacht, als der 30-
Jährige am 6. November zu dem Haus im
Zentrum Moskaus zurückkehrte. Unter an-
derem mit Schlagstöcken prügelten sie auf
Kaschin los, als er das Gebäude betreten
wollte. Auch auf den am Boden liegenden
Mann schlugen sie weiter ein – Video-
Kameras hielten das Geschehen fest. Doch
das schreckte die Angreifer offenbar nicht.

Kaschin, ein Reporter der Moskauer
Tageszeitung Kommersant, musste mit
gebrochenen Beinen, einem doppelten
Kieferbruch und einem Schädeltrauma ins
Krankenhaus. Die Ärzte versetzten ihn
nach einer Notoperation zunächst in ein
künstliches Koma. Tagelang war unklar,
ob er jemals wieder gehen und arbeiten
kann. Ende November meldete er sich je-
doch mit einem Artikel aus dem Kranken-
haus zurück. Darin kündigt er an, im Jan-
uar seine Arbeit bei Kommersant wieder
aufzunehmen. Er werde sich auch mit
Gewalt nicht zum Schweigen bringen
lassen, schreibt Kaschin.

Der Überfall sorgt landesweit und
auch international für Entsetzen. Kommer-
sant-Chefredakteur Michail Michailin

spricht von einer „demonstrativen Brutali-
tät“ und ist sicher, dass es einen Zusam-
menhang zwischen dem Überfall und
Kaschins journalistischer Arbeit gibt. Auf
Demonstrationen forderten Moskauer
Bürger die Aufklärung des Verbrechens
und äußerten die Sorge, dass die Ermitt-
lungen wieder mal im Sand verlaufen kön-
nten. Die Organisation „Reporter ohne
Grenzen“ (ROG) verlangt eine unabhän-
gige Untersuchung. „Kaschin gehört zu
den brillantesten und mutigsten russischen
Journalisten seiner Generation“, betont
ROG-Generalsekretär Jean-Francois Julli-
ard. Schon lange gebe es in Russland ein
Problem der Straflosigkeit. Weil Übergriffe
der Vergangenheit nicht geahndet worden
seien, würden die Täter nicht abge-
schreckt. Und vier Jahre nach dem Mord
an der bekannten Journalistin Anna Polit-
kowskaja stellt Julliard fest, dass „die Er-
mittlungen nirgendwohin geführt haben“.

Die Internationale Journalistenvere-
inigung (IFJ) kommt zu ähnlichen
Schlüssen wie ROG: „Der Überfall auf Oleg
Kaschin ist kein isolierter Vorfall“, meint
Generalsekretär Aidan White. Nach Recher-
chen der Organisation sind seit 2005 mehr
als hundert russische Medienvertreter auf
ähnliche Weise angegriffen worden. „Nur
wenn die Täter vor Gericht gestellt und
bestraft werden, kann es gelingen, die Ge-
walt gegen Journalisten zu unterbinden“,
erklärt auch die Europa-Expertin des
„Komitees zum Schutz der Journalisten“
(CPJ), Nina Ognianova.

Wie berechtigt die Sorge der interna-
tionalen Organisationen ist, zeigte sich
nur zwei Tage nach dem brutalen Angriff

auf Oleg Kaschin. In einer Moskauer
Vorstadt überfielen Unbekannte den Jour-
nalisten Anatoli Adamtschuk in der Nähe
seines Büros. Mit Prellungen und einer
Gehirnerschütterung landete auch der
Redakteur der Regionalzeitung Schukow-
skie Westi im Krankenhaus.

Auch wenn sich niemand zu den Ta-
ten bekannte, gibt es auffällige Parallelen:
Beide, Kaschin und Adamtschuk, recher-
chierten über den geplanten Bau einer
Autobahn im Moskauer Vorort Chimki.
Gegen das Vorhaben gibt es seit Jahren
Proteste von Anwohnern und Umwelt-
schützern, weil für die acht-spurige Trasse
von Moskau nach St. Petersburg ein Wald
abgeholzt werden soll. Schon vor zwei
Jahren war der Journalist Michail Beketow
zusammengeschlagen worden. Auch er
hatte die Proteste sichtbar gemacht. Heute
sitzt er im Rollstuhl und kann nur mit
Mühe sprechen. Oleg Kaschin berichtete
ebenfalls mehrfach über den Widerstand
gegen das Projekt. Ohnehin konzentrierte
er sich in seinen Reportagen auf zivil-
gesellschaftliches Engagement, kritisierte
Demokratiedefizite und die Korruption im
Land. Damit machte er sich natürlich auch
Feinde. Offen hetzte die „Junge Garde“, eine
Jugendorganisation der Regierungspartei
„Einiges Russland“ gegen Kaschin. „Der
Verräter muss bestraft werden“, drohte sie
dem Journalisten im Internet. Sie erklärte
Menschenrechtler, kritische Journalisten
und Oppositionelle zu Feinden des russis-
chen Volkes – und gab sie so indirekt „zum
Abschuss frei“. Nach dem Anschlag auf
Kaschin erklärte die Organisation allerd-
ings, sie bevorzuge die politische Au-
seinandersetzung und verurteile das „bar-
barische Verbrechen“.

Diesmal geriet auch die russische
Führung unter Druck. Präsident Dimitri
Medwedew kündigte eine Aufklärung des
Falles an. Generalstaatsanwalt Jiri Tschalka
wurde damit beauftragt, mit höchster
Priorität die Täter zu ermitteln. Zudem
betonte Medwedew demonstrativ die
„herausragende gesellschaftliche Bedeutung
der Arbeit von Journalisten“. Medienver-
bände sind aber skeptisch, ob den Worten
wirklich Taten folgen werden.

In den Redaktionen steigt unterdessen
die Nervosität und die Angst. Andrej Lip-
ski ist stellvertretender Chefredakteur der
Nowaja Gazeta. In seinem Büro hängen die
Porträts der ermordeten Kolleginnen und
Kollegen, darunter auch Anna Politkow-
skaja. Die Situation beschreibt Lipski
so: „Auch wenn wir nicht befürchten,
sofort getötet zu werden: Alle Journalisten
im Land überlegen sich genau, was sie
schreiben.“ Und genau diese Einschüch-
terung haben die Auftraggeber der Über-
fälle auf die Journalisten auch bezweckt.

Harald Gesterkamp ■
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Schwer verletzt
Angriffe auf russische Journalisten ohne strafrechtliche Folgen

Demonstranten mit einem Porträt des Russischen Journalisten Oleg Kashin während eines
Protestes vor der Russischen Botschaft in Kiew



Nachdem am 5. und 6. Oktober beinahe bei
der BBC (British Broadcasting Corporation)
gegen geplante Verschlechterungen der
Rentenregelungen gestreikt worden wäre (M
berichtete), war es am 5. und 6. November
dann wirklich soweit. Ab 0 Uhr nachts streik-
ten die 4000 BBC-Journalisten, der World
Service eingeschlossen. Es gab kein BBC-
Studio, vor dem nicht eine Gruppe von
Mitgliedern der britischen Journalistenge-
werkschaft NUJ Streikposten gestanden
hätte. Sogar aus Kabul in Afghanistan kam
die Botschaft über Streikposten.

Die Oktober-Streiks waren kurzfristig abge-
sagt worden, weil das BBC-Management
Zugeständnisse machen wollte. Diese sehen
jedoch weiterhin eine erhebliche Ver-
schlechterung der bisherigen Regelung
vor. Kürzungen bei den Renten seien
unbedingt notwendig, so die Arbeitgeber,
weil es bei der BBC ein 1.5 Milliarden
Pfund tiefes Finanzloch bei der Renten-
finanzierung gebe.

Die NUJ zieht diese Angaben in
Zweifel, auch weil es von Seiten der Arbeit-
geber widersprüchliche Aussagen gibt. Mal
ist von zwei Milliarden die Rede, dann von
unter einer Milliarde. Momentan wird
immer von 1.5 Milliarden Pfund Defizit ge-
sprochen. „Damit ist die Glaubwürdigkeit
der Manager total ruiniert. Die Arbeitgeber
sollen die Bücher öffnen und endlich
ehrliche Verhandlungen ohne Vorbedin-
gungen führen“, reagierte NUJ General-
sekretär Jeremy Dear auf das Chaos.

Etwas anders sah dies die Gewerk-
schaft für die technischen Angestellten
BECTU. Sie akzeptierte den Vorschlag der
BBC und beteiligte sich somit nicht am
November-Streik. Dies steht allerdings
unter dem Vorbehalt, dass die Angaben
über das Defizit auch der Wahrheit
entsprechen. Ist die Summe niedriger,
wird BECTU wieder eine Urabstimmung
für Streiks durchführen. Dennoch verhielt
sich die Gewerkschaft während der No-
vember-Streiks ihren Kollegen gegenüber
solidarisch. Viele BECTU-Mitglieder be-
schlossen, sich an dem Streik zu beteiligen
und nahmen dafür Lohneinbußen in
Kauf. BECTU wird Mitglieder, die deshalb
mit dem Arbeitgeber Probleme bekom-
men, unterstützen.

Die NUJ-Mitglieder lehnten das Ange-
bot der Arbeitgeber mehrheitlich ab. Dies
sah weiterhin die Auszahlung niedrigerer
Renten als bisher, bei steigender finan-

zieller Belastung der Beschäftigten vor.
Auch mit der verbesserten Regelung sollen
BBC-Mitarbeiter ein Drittel weniger Rente
bekommen.

Die NUJ muss ohnehin fürchten, dass
der Rentenkampf nur die Spitze des Eis-
bergs ist. Im Oktober stellte die britische
Koalitionsregierung unter David Cameron
und Nick Clegg ihr „comprehensive spend-
ing review“ vor. Dies ist ein noch nie da
gewesenes Sparprogramm für den öffent-
lichen Sektor, zu dem auch die BBC
gehört. 82 Milliarden Pfund sollen bis
2015 eingespart werden. Für den öf-
fentlichen Dienst bedeutet das über eine
Million Stellenverluste.

Die Folgen für die BBC: Die Rund-
funkgebühren müssen für die nächsten
sechs Jahre eingefroren werden. Das ist ein
Einschnitt von 16%. Gleichzeitig soll die
BBC Ausgaben schultern, die bislang an-
dere staatliche Stellen getragen haben,
etwa die Modernisierung von Internet-
verbindungen im ländlichen Raum. Das
sind insgesamt Mehrausgaben von 175
Millionen Pfund.

Die Konservative Partei hat einen
ideologisch motivierten Hass auf jegliche
Form öffentlichen Eigentums. So möchte
die Regierung im Laufe der kommenden
fünf Jahre das Gesundheitssystem kom-
plett privatisieren und zerschlagen. Der
BBC kann ein ähnliches Schicksal drohen.

Im Hintergrund steht schon lange das
Medienimperium Rupert Murdochs bereit,
sich die besten Teile eines privatisierten
Rundfunksystems in Großbritannien unter
den Nagel zu reißen.

Derzeit sitzen die Gewerkschaften
und die Arbeitgeber wieder am Verhand-
lungstisch. Der Konflikt ist jedoch noch
lange nicht ausgestanden. Im Gegenteil,
es können noch weitere Elemente hinzu-
kommen, wie zum Beispiel ein Kampf
gegen Stellenabbau.

Die NUJ hat einen Streik-Solifond ein-
gerichtet. Auf diesen kann über PayPal
eingezahlt werden: http://www.nuj.org.uk/
innerPagenuj.html?docid=1802

Christian Bunke ■
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BBC im Streik
Beschäftigte gegen Rentenkürzungen und weitere Sparmaßnahmen

Neu-Orientierung
auf dem Balkan

Seit 2007 gab es ein „Framework Agree-
ment“ zur Sicherung vernünftiger Arbeits-
bedingungen für osteuropäische Kolle-
gen der Europäischen Journalistenföde-
ration (EFJ) mit der WAZ. Doch nun geht
das Engagement zu Ende. Drei Monate,
nachdem WAZ-Chef Bodo Hombach
angekündigt hat, dass sich der Konzern
aus mehreren Ländern auf dem Balkan
zurückziehen will, kündigte auch die
EFJ an, ihre bis Februar 2011 laufende
Vereinbarung mit der WAZ-Medien-
gruppe zu beenden. Sie war von Anfang
an umstritten. Die Hoffnungen auf einen
„neuen sozialen Dialog und bessere Bran-
chenbedingungen haben sich nicht er-
füllt“, resümiert EFJ-Präsident Arne König.
Dem „giftigen Mix aus sozialen und be-
ruflichen Problemen“ will die EFJ nun
mit „praktischen Aktionen bezogen auf
einzelne Länder“ begegnen, sagte König
und kündigte Aktionen für Bulgarien,
Rumänien und Mazedonien an. ■
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NUJ-Generalsekretär Jeremy Dear (rechts)
mit Streikenden vor der BBC in London
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Es gibt Momente, da wird selbst eine Froh-
natur wie Luis de Vega sarkastisch: „Sie haben
mich befördert“, lautete am 11. November
die Überschrift auf dem Blog des Marokko-
Korrespondenten der spanischen konserva-
tiven Tageszeitung ABC. Das königstreue,
marokkanische Blatt Al Massae hatte den
Journalisten an jenem Tag als „Oberbefehls-
haber“ eines „Kommandos der spanischen
Presse“, das „Tatsachen fälscht um Konflikte
zu schüren“, beschimpft. Nur 24 Stunden spä-
ter wurde De Vega von der marokkanischen
Regierung die Akkreditierung entzogen.

Die Behörden des nordafrikanischen Rei-
ches von König Mohamed VI entledigen
sich damit eines der kritischsten und best-
informiertesten Korrespondenten. Acht
Jahre berichtete De Vega aus Rabat. Er war
immer vor Ort, wenn es um Bürger- und
Menschenrechte ging, oder soziale Belange
mit Füßen getreten wurden. Unvergessen
sind auch seine Fotos, wie etwa die von
verzweifelten, afrikanischen Flüchtlingen
am Zaun zu den beiden spanischen Exkla-
ven Ceuta und Melilla, oder jenes Bild, das
mehr sagt als ein ganzer Artikel. Es zeigt
einen Blinden mit Stock, der eine triste
Mauer voller Wahlplakate mehr oder we-
niger regimetreuer Parteien abschreitet. In
seinem Hausblog – La frontera debil (Die
schwache Grenze) – berichtete er über
Alltägliches und nur auf den ersten Blick
Nebensächliches oder reagierte auf Angrif-
fe gegen sich und andere Kollegen, oft mit
dem ihm eigenen humoresken Unterton.

Doch was De Vega letztendlich die
Akkreditierung kostete, war seine Haltung
zur seit 35 Jahren von Marokko besetzten
Westsahara. De Vega wurde nicht müde
über die Repression in der ehemaligen spa-

nischen Kolonie südlich von Marokko an
der nordostafrikanischen Küste zu berich-
ten. Auch als ihn die Regierung Anfang
November daran hinderte in die umstrit-
tene Region zu reisen, um ein Protestcamp
von 20.000 Sahrauis zu besuchen, mit
dem diese ein Ende der Ungleichbehand-
lung zwischen der einheimischen Bevölke-
rung und den zugezogenen Marokkanern
forderten, berichtete er weiter. Dank seines
guten Adressbuches war er ständig in tele-
fonischem Kontakt. Und mehr: Dieses
Adressbuch stand den Kollegen offen, egal
woher sie kamen.

Der Fall Luis de Vega ist der Höhe-
punkt einer Repressionswelle gegen die
freie Berichterstattung über den Kolonial-
konflikt Westsahara. Kaum gegründet,
wurde das „Camp der Würde“ – wie die
Protestierenden ihr Lager unweit der
Hauptstadt der ehemaligen Kolonie, El
Aaiún, nannten – von Armee und Polizei
umstellt. Nur wenige Reporter kamen
durch. Sie wurden von sahrauischen Hel-
fern verkleidet. Ein Turban, ein traditio-
neller Umhang, Sonnenbrille und dunkle
Schminke im Gesicht halfen an den Kon-
trollen vorbeizukommen. Der spanischen
El País und der Berliner Zeitung gelang dies.
Andere, wie die spanische El Mundo, flogen
auf. Unzählige spanische Reporter, unter
ihnen De Vega kamen erst gar nicht bis
nach El Aaiún. Sie wurden von der marok-
kanischen Fluggesellschaft Royal Air Maroc
in Casablanca ganz einfach von der Passa-
gierliste gestrichen. Das Camp war Tabu
solange es bestand und seit es am 8. No-
vember im Morgengrauen von der marok-
kanischen Armee und Gendarmerie brutal
geräumt wurde, schottet Marokko die
Region erst recht vor Ausländern ab. Bis

heute ist nicht klar, wie viele Sahrauis bei
der Räumung sowie den Protesten und
Razzien ihr Leben verloren haben.

Auch arabische Medien bekommen es
mit den Zensoren in Rabat zu tun. So wurde
Ende Oktober das Büro des Senders Al Ja-
zeera in Marokkos Hauptstadt geschlossen.
Die Berichterstattung des panarabischen
Fernsehens aus Qatar sei „unverantwort-
lich“ lautet die Begründung. Der Sender
habe „ein falsches Bild von Marokko ge-
zeichnet und die Interessen des Landes –
vor allem was die nationale Einheit an-
geht – nachhaltig geschädigt“, heißt es
weiter in einer klaren Anspielung auf die
Berichterstattung über die besetzte West-
sahara und das Protestcamp. Am Studio
des Senders in der marokkanischen Haupt-
stadt Rabat wurden eiligst alle Hinweise
auf den ehemaligen Mieter entfernt.

Auch der marokkanische Journalist
Ali Lmrabet durfte nicht nach El Aaiún.
Dem ehemaligen Herausgeber der mittler-
weile geschlossenen regimekritischen
Wochenzeitschrift Demain wurde, auf dem
Flughafen in Casablanca die Weiterreise
verweigert. „Was will die Regierung ver-
heimlichen?“, fragt Lmrabet erbost. „Es ist
das erste Mal seit langem, dass ein marok-
kanischer Bürger daran gehindert wird, frei
in seinem eigenen Land zu reisen. Wenn
Marokko offiziell behauptet, die West-
sahara sei fester Bestandteil der Nation,
haben sie jetzt das Gegenteil bewiesen“.

Nach der Räumung des „Camps der
Würde“ machte die Gendarmerie regel-
recht Jagd auf die letzten ausländischen
Beobachter vor Ort. Spanische Aktivisten
mussten sich tagelang verstecken, bevor
sie mit Hilfe der Botschaft ausreisen konn-
ten. Die deutsche Bundestagsabgeordnete
Sevim Dagdelen von der Linken, gelangte
knapp eine Woche nach der Räumung tat-
sächlich bis nach El Aaiún. Sie wurde noch
auf dem Flughafen aufgegriffen und zum
Rückflug nach Berlin gezwungen.

Als Bundesaußenminister Guido Wes-
terwelle nur zwei Tage später zu bilateralen
Gesprächen nach Rabat reiste, sparte er
das Thema aus. „Statt sich in der völker-
rechtswidrig durch Marokko besetzten
Westsahara ein Bild über das tödliche Vor-
gehen der Regierung gegen die sahraui-
sche Bevölkerung zu machen, geht es dem
Bundesaußenminister lieber um eine stra-
tegische Energiepartnerschaft mit Marok-
ko“, beschwert sich Dagdelen.

Nicht nur Westerwelle, auch das rest-
liche Europa schweigt. Illegale Einwande-
rung, Drogenschmuggel, radikaler Islamis-
mus lauten die Prioritäten der Sicherheits-
politik der Europäischen Union. Marokkos
König verspricht, den alten Kontinent ge-
nau davor zu schützen. Alles andere wird
dabei schnell zur Nebensache.

Reiner Wandler, Madrid ■

Unter Ausschluss
der Öffentlichkeit
Marokko: Keine Berichte über Repressionen in der Westsahara

internationales

Nahe Marrakesch: Luis de Vega (Mitte) und Rafael Marchante (links), Reuters-Fotograf,
der vor zwei Jahren ebenfalls auf Druck der Regierung abgezogen werden musste.
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➧ Aktion für Cheng Jianping, China
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Arbeitslager für Twitter-Kommentar
Eigentlich wollte Cheng Jianping am 27. Oktober heiraten. Doch
an diesem Tag kam die Polizei bei ihr vorbei und nahm sie fest.
Die Behörden informierten darüber zunächst niemanden. Erst drei
Wochen später kam heraus, dass Cheng Jianping in der zentral-
chinesischen Provinz Henan verhaftet und Mitte November zu
einem Jahr „Umerziehung durch Arbeit“ verurteilt worden war.
Ursache für die Festnahme und das Urteil war die Weiterleitung
einer ironischen Twitter-Botschaft. Die 46-Jährige hatte am
17. Oktober eine Kurzbotschaft mit dem satirisch gemeinten Vor-
schlag, den japanischen Pavillon auf der Weltausstellung in
Schanghai anzugreifen, mit den Worten kommentiert: „Wütende
Jugend, macht sie fertig.“ Der Twitter-Text war eine Reaktion auf

junge nationalistische Chinesen, die japanische Produkte zerstört
hatten, um gegen einen Vorfall auf See zwischen China und Japan
zu protestieren. Er gab den augenzwinkernden Tipp, dass man in
Schanghai doch viel mehr ausrichten könne.
„Die Verurteilung wegen der Wiederholung einer eindeutig sati-
risch gemeinten Betrachtung bei Twitter demonstriert das Aus-
maß, in dem China die Meinungsfreiheit im Internet unterdrückt“,
betont der Asien-Direktor von Amnesty International, Sam Zafiri.
Möglicherweise sei Cheng Jianping aber auch wegen früherer
unterstützender Kommentare für chinesische Menschenrechtler
ins Visier der Behörden geraten. Unter anderem hatte sie sich für
den inhaftierten Friedensnobelpreisträger Liu Xiaobo eingesetzt.

Was können Sie tun?
Schreiben Sie an den chinesischen
Ministerpräsidenten und fordern Sie die
sofortige und bedingungslose Freilassung
der gewaltlosen politischen Gefangenen
Cheng Jianping.

Schreiben Sie auf Chinesisch, Englisch
oder Deutsch an:
Prime Minister
Wen Jiabao Guojia Zongli
The State Council General Office
2 Fuyoujie
Xichengqu, Beijingshi 100017
VOLKSREPUBLIK CHINA
Fax: 00 86 / 10 65 96 11 09

Senden Sie
eine Kopie Ihres Schreibens an:
Botschaft der Volksrepublik China
S.E. Herrn Wu Hongbo
Märkisches Ufer 54
10179 Berlin

Fax: (030) 2758 8221
E-Mail: de@mofcom.gov.cn

Ägyptischer Blogger wieder in Freiheit

Mutiger Journalismus

Ein somalischer Radiosender und ein ira-
nischer Autor sind von der Organisation
„Reporter ohne Grenzen“ (ROG) als Ver-
teidiger der Pressefreiheit geehrt worden.

„Radio Shabelle“ bemüht sich in dem
zerfallenen ostafrikanischen Staat Soma-
lia um eine unabhängige Berichterstat-
tung. Dabei hat sich der Sender sowohl
bei der von Äthiopien gestützten Über-
gangsregierung als auch bei den islami-
stischen Milizen Feinde gemacht. Mitar-
beiter wurden Opfer von Mordanschlä-
gen. Das Gebäude in Mogadischu wurde
von Raketen beschossen. Für ROG ist der
Sender das „Medium des Jahres 2010“.

Der iranische Journalist Abdolreza
Tajik wurde nach der umstrittenen Prä-
sidentschaftswahl im Sommer 2009
schon dreimal festgenommen. Seit Juni
2010 ist er im berüchtigten Evin-Ge-
fängnis in Teheran inhaftiert. Er ist Mit-
glied des iranischen Menschenrechts-
zentrums, das von Friedensnobelpreis-
trägerin Shirin Ebadi gegründet wurde.
Im Dezember 2008 wurde das Büro ge-
schlossen, doch die Mitarbeiter arbei-
ten weiter für die Achtung der Men-
schenrechte. Abdolreza Tajik ist für
ROG wegen seiner Standhaftigkeit der
„Journalist des Jahres 2010“. hg ■

Mit elftägiger Verspätung haben sich für
Karim Amer endlich die Gefängnistüren
geöffnet. Der ägyptische Blogger war zum
Ende seiner Haftzeit in eine Einrichtung
des Inlandsgeheimdienstes SSI in Alexan-
dria verlegt worden. Dort wurde er nicht
nur verhört, sondern nach eigenen An-
gaben auch misshandelt. Schon sein vier-
jähriger Aufenthalt im Gefängnis war ge-
prägt von mehrwöchigen Perioden der
Einzelhaft und der körperlichen Gewalt.
Menschenrechtsorganisationen wie die „Re-
porter ohne Grenzen“ (ROG) und „Amne-
sty International“ fordern die ägyptischen
Behörden auf, die Misshandlungsvorwürfe
aufzuklären und die Verantwortlichen zur
Rechenschaft zu ziehen.

Karim Amer, der mit richtigem Na-
men Abdel Karim Nabil Suleiman heißt,

war im November 2006 festgenommen wor-
den. Er hatte in einem Blog im Internet
mehrfach regierungskritische Äußerungen
und Kommentare zur Politik der Religions-
behörden der Al-Azhar-Universität veröf-
fentlicht. Dadurch wurde er für die Macht-
haber offenbar zur Gefahr. Sie schlugen
mit voller Härte zu: In einem Verfahren
wurde Karim Amer im Februar 2007 wegen
„Beleidigung des Präsidenten“ und „An-
stiftung zum Hass gegen den Islam“ zu
vier Jahren Freiheitsentzug verurteilt. ROG
appelliert an die Regierung in Kairo, die
Freilassung zu nutzen, um die Schikane
gegen Andersdenkende und die juristische
Verfolgung der Blogger zu beenden. Die
Organisation kündigte an, das Verhalten der
Behörden gegenüber Amer in den kommen-
den Monaten genau zu beobachten. hg ■

➧ www.reporter-ohne-grenzen.de
Bilder der französischen Fotojournalisten Pierre Boulat (1924–
1998) und seiner Tochter Alexandra Boulat (1962–2007) sind
noch bis zum 27. Februar 2011 in Paris zu sehen. Die Ausstellung
wurde mit Unterstützung von „Reporter ohne Grenzen“ ge-
staltet. Gleichzeitig veröffentlicht ROG das Buch „Pierre & Ale-
xandra Boulat – 100 Fotos für die Pressefreiheit“. Bestellung:
www.reporter-ohne-grenzen.de/publikationen/bestellen.html
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Journalismus aktuell

ABP, München. 21. Januar: Kreatives
Schreiben – Zeitung und Zeitschrift III.
24. bis 26. Januar: Kreatives Schreiben
– PR I. 7. bis 9. Februar: Redigieren –
Zeitschrift. 7. bis 11. Februar: Grundkurs
Crossmedia. 14. bis 16. Februar: Lokal-
journalismus – Recherche. 19. / 20. Fe-
bruar: Bücher schreiben – Belletristik I.
1. / 2. März: Themenfindung. 2. bis 4.
März: Kreatives Schreiben – Zeitschrift I.
ABZV, Bonn. 14. / 15. Februar in Blau-
beuren: Kreatives Schreiben.
24. / 25. Februar in Bremen: Zielgruppe
Einwanderer.
ADB, München. 2. März: Arbeit am
Manuskript.
ADR, Rottenburg-Stuttgart. 25. bis
28. Februar: Medien verstehen – Mit
und in Medien arbeiten. 1. bis 5. März:
Schreibpraxis I.
AFP, Hamburg. 19.bis 21. Januar: Krea-
tives Schreiben. 11. / 12. Februar: Ab
10.000 Zeichen aufwärts – Große
Geschichten. 14. bis 16. Februar: Schreib-
werkstatt. 17. / 18. Februar: Schreib-
Coaching I. 21. bis 23. Februar:
Recherche. 24./ 25. Februar: Storytelling.
28. Februar / 1. März: Redigieren.
AKAD, Berlin. 22. Januar: Beginn des
5-wöchigen Online-Kurses „Erfolgreich
als Autor“.
ANM, Kulmbach. 21. bis 25. Februar:
Handwerk II – Form & Inhalt, Layout,
Nachrichten, Überschriften, Recherche.
ARD.ZDF, Wiesbaden. 20. / 21. Januar:
Grundlagenseminar Urheberrecht.
24. / 25. Januar: Online-Verbreitung und
die sich daraus ergebenden lizenzrecht-
lichen und vergütungsrechtlichen Fragen.
BJS, Berlin. 10. / 11. Januar: Presse-
und Medienrecht. 31. Januar / 1. Febru-
ar: Sachtexte mit Nutzwert schreiben.
21. bis 25. Februar: Im Raumschiff Berlin
– Parlaments-Journalisten bei der Ar-
beit. 11. Februar: Richtiger Umgang mit
Umfragen und Statistiken. 7. / 8. Febru-
ar: Guter Stil – Was ist das? 16. / 17. Fe-
bruar: Schreiben auf den Punkt.
BKB, Wolfenbüttel. 21. bis 23. Januar:
Basiskurs Erzählen IV – Stil.
FES/JAK, Bonn. 17. bis 21. Januar in
Würzburg: Die journalistischen Darstel-
lungsformen. 22. Februar: Presserecht –
Juristisches Rüstzeug für alle Journa-
listen. 24. / 25. Februar: Zur Lage des
Journalismus in Deutschland – Exper-
tengespräch.
JHB, Hagen. 12. Januar: Medienrecht.
19. / 20. Januar: Recherche. 2. bis 4. Fe-
bruar: Fremdtexte redigieren.
KEP, Wetzlar. 4. / 5. Februar: Grundfor-

men im Journalismus. 25. / 26. Februar:
Kreatives Schreiben.
KLARA, Berlin. 16. bis 18. Februar:
Schreibgrundlagen für Fachredakteure.
MAZ, Luzern. 31. Januar / 1. Februar:
Professionelles Schreiben – Kreative
Ideen, lebendige Worte. 24. bis 28. Ja-
nuar: Schreibwerkstatt – Wider das
Grau des Schreiballtags. 25. bis 27. Ja-
nuar: Medienethik – Fairer Journalismus
und seine Grenzen. 22. bis 24. Februar:
Journalistisches Texten II – Schreiben,
hobeln, glänzen.
MH, Hamburg. 19. / 20. Februar:
Redigieren.
NA, Hamburg. 20. Januar in Zürich:
Effizientes Korrekturlesen. 14. / 15. Fe-
bruar: Kreatives Texten.
NK, Rendsburg. 28. bis 30. Januar:
CrimeTime – Schreibseminar für Krimi-
autoren.
TA, Augsburg. 9. / 10. Februar in Frank-
furt: Textwerkstatt I + II. 15. / 16. Febru-
ar in München: Textwerkstatt I + II.

Journalistische Themen

ABP, München. 17. Januar: Sportpsy-
chologie. 31. Januar bis 4. Februar:
Sportreportage. 21. bis 25. Februar:
Wirtschaftsjournalismus. 28. Februar bis
1. März in Kulmbach: Europa als journa-
listisches Thema.
ABZV, Bonn. 21. / 22. Februar in Blau-
beuren: Der Haushalt der Gemeinde.
28. Februar / 1. März in Blaubeuren:
Wirtschaft im Lokalen.
ANM, Kulmbach. 7. bis 11. Februar:
Radiogerechter Wirtschaftsjournalismus.
ARD.ZDF, Wiesbaden. 31. Januar bis
2. Februar: Wahlforschung bei Infratest
dimap. 1. / 2. März: Kreative Politikbe-
richte.
DGB, Hattingen. 13. bis 18. Februar:
(Wie) funktioniert die EU? – Europa
zwischen nationalen Eigeninteressen
und Solidarität unter den Mitgliedstaa-
ten (mit zweitägiger Exkursion nach
Brüssel). 27. Februar bis 3. März: Was
uns der Staat übrig lässt – Wie „große“
Finanzpolitik, Altersvorsorge und
Steuererklärung praktisch zusammen-
hängen (mit Fallbeispielen).
EAB, Bad Boll. 21. / 22. Januar: Flücht-
lingsschutz in Deutschland. 11. bis 13.
Februar: Wir und die anderen in Europa
– Migrationspolitik und Soziales im
Vergleich. 4. bis 6. März: Draußen vor
der Tür – Ehemalige Soldaten nach dem
Afghanistan-Einsatz.
FES / JAK, Bonn. 1. Februar in Berlin:
Umweltjournalismus – Ist die Energie-
wende möglich? 7. bis 9. Februar: Krimi-
nalberichterstattung.

JSR, Essen. 28. Januar: Workshop
Reisejournalismus. 31. Januar bis 4. Fe-
bruar: Grundseminar Politikbericht-
erstattung. 14. bis 18. Februar: Grund-
seminar Markt, Mächte und Medienpo-
litik. 21. bis 25. Februar: Grundseminar
Justizberichterstattung und Presserecht.

Journalistische Formen

ABP, München. 14. bis 18. Februar:
Interview. 17. / 18. Februar: Titel, Vor-
spann, BU – Zeitschrift. 3. / 4. März:
Titel, Untertitel, BU – Zeitung.
AFP, Hamburg. 24. Januar: Kleintexte.
26. bis 28. Januar: Das Print-Interview.
BJS, Berlin. 13. bis 15. Januar: Klarheit
und Substanz – Nachrichten in Zeiten
von Web 2.0. 13. bis 25. Januar: Ein-
führung in die journalistischen Darstel-
lungsformen. 17. / 18. Januar: Interview
für Printmedien. 19. / 20. Januar: Im Mit-
telpunkt der Mensch – Porträts schrei-
ben. 21. / 22. Januar: Die Reportage.
24. / 25. Januar: Kommentar, Rezension
und Glosse. 14. / 15. Februar: Informativ
und verlockend – Überschriften und
Bildtexte.
FES / JAK, Bonn. 17. / 18. Februar in
Hamburg: Wer fragt, der führt – Inter-
views führen mit politischen Mandats-
trägern.
JHB, Hagen. 17. / 18. Januar: Interview-
training für Anfänger. 21. / 22. Februar:
Kommentar.
KLARA, Berlin. 26. bis 28. Januar:
Eine Meinung haben! – Kommentar
und Glosse.
MAZ, Luzern. 21. Januar: Nachrichten-
sprache – Attraktiver Texten mit Farbe
und Präzision. 25. bis 28. Januar: Inter-
view – Im Dialog ermitteln und vermit-
teln. 1. / 2. Februar: Boulevardjournalis-
mus bäh? – Boulevardjournalismus
yeah! 16. / 17. Februar: Satire, Kolumne,
Glosse – Die große Kür.

Journalismus online

ABP, München. 15. bis 18. Februar:
Online-Texten.
AFP, Hamburg. 24. /25. Januar: Internet-
Wissen für Journalisten. 3. / 4. Februar:
Schreiben fürs Netz. 7. / 8. Februar: On-
line-Konzeption.
BJS, Berlin. 26. bis 28. Januar: Einfüh-
rung in den Online-Journalismus.
DGB, Hattingen. 21. bis 23. Januar:
Web 2.0 – Frauen am Netz: Die Vernet-
zungsmedien des Internets souveräner
nutzen und die Strukturen mitgestalten.
FES / JAK, Bonn. 9., 10., 14., 15., 16.
Februar: Web 2.0 – Impulse für Einstei-
gende (Webinar).
FFH, Bad Vilbel. 11. / 12. Februar: Web
2.0 – Click, vote & blog: Tool und Tricks

für attraktive Webseiten.
IFP, München. 20. bis 22. Februar: Tex-
ten fürs Web – Crossmedial arbeiten.
JA, München. 17. bis 19. Januar: Con-
tent-Management für Online-Redaktio-
nen. 22. / 23. Januar: Headlines, Teaser,
Nachrichten – Informativ texten, aktuel-
le Webseiten konzipieren und erstellen.
11. bis 13. Februar: Intensivseminar
HTML für Redaktionen (dju-Mitglieder
erhalten 50% Rabatt).
JSR, Essen. 12. bis 14. Januar: Work-
shop Journalismus 2.0 – Alles neu im
Netz? 7. bis 9. Februar: Grundseminar
Journalismus 2.0 – Alles neu im Netz?
MAZ, Luzern. 18. Januar: Twittern,
Bloggen,Webfilmen – Wie sich Journa-
listen vernetzen und vermarkten sollten.
21. Januar: Multimedia III – Produzieren
fürs Web. 31. Januar: Multimedia III –
Produzieren fürs Web. 14. Februar: Digi-
tales Publizieren – Leseransprache für
iPhone, Kindle, iPad und Co. 21. / 22. Fe-
bruar: Onlinerecherche – Suchen und
finden im Web.
MH, Hamburg. 21. bis 23. Januar:
Online-Journalismus. 26. / 27. Februar:
Schreiben fürs Web.
NA, Hamburg. 24. / 25. Januar: Online-
Schreibwerkstatt. 8. Februar in Zürich:
Social Media I – Einstieg ins Web 2.0.
9. Februar in Zürich: Social Media II –
Strategien für Social Media in der Kom-
munikation.
TA, Augsburg. 17. Februar in Köln:
Suchmaschinenmarketing und Website-
Optimierung.

Layout / Infografik

ADB, München. 31. Januar: Benutzer-
führung im Layout – Vom ansprechen-
den Bild-Text-Dialog zum Typografisch
wirksamen Detail. 21. Februar: Typografie.
AKAD, Berlin. 17. Februar: Beginn des
3-wöchigen Online-Kurses „Bilder und
Bildbearbeitung fürs Web“.
BJS, Berlin. 10. / 11. Januar: Layouten
mit Adobe InDesign. 12. Februar: Photo-
shop-Aufbaukurs. 16. / 17. Februar: Lay-
outen mit InDesign für Fortgeschrittene.
23. bis 25. Februar: Elektronisches Pu-
blizieren mit der Adobe Creative Suite.
BKB, Wolfenbüttel. 14. bis 16. Januar:
Der PC als digitales Fotolabor _ Einfüh-
rung in Photoshop.
MAC, München. An den Standorten
München, Stuttgart, Köln, Osnabrück,
Hamburg und Berlin werden laufend
zahlreiche mehrtägige Kurse in den
Bereichen Grafik, Bildbearbeitung, AV,
3D-Animation, Multimedia und Internet
angeboten. Kurse gibt es etwa zu Print-
design, InDesign, Photoshop, Adobe
Illustrator, Freehand und QuarkXpress,
Flash, Dreamweaver, CSS oder Typo 3.
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Informationen zu den genauen Termi-
nen bitte im Internet suchen oder tele-
fonisch erfragen (siehe Kasten).
MAZ, Luzern. 3. / 4. März: Datenjour-
nalismus, Visualisierung, Mash-ups –
Datenmengen übersichtlich darstellen.
NA, Hamburg. 25. Februar: Desktop
Publishing mit Adobe InDesign & Co.

Volontäre

ABP, München. 17. bis 28. Januar:
Grundkurs I – Zeitung. 24. bis 28. Janu-
ar: Grundkurs I – Online. 31. Januar bis
11. Februar: Grundkurs II – Zeitung.
14. bis 25. Februar: Grundkurs II – Zeit-
schrift.
ABZV, Bonn. 31. Januar bis 11. Februar
in Bonn: Grundlagen journalistischer
Arbeit A1. 31. Januar bis 11. Februar in

Stuttgart: Grundlagenseminar. 14. bis
25. Februar: Aufbaukurs II.
AFP, Hamburg. 10. Januar bis 4. Feb-
ruar: Volontärskurs Print. 7. Februar bis
4. März: Volontärskurs Print. 7. bis
18. Februar: Volontärskurs Radio 1.1.
MQ, Köln. 17. Januar bis 4. Februar:
Volontärskurs Radio.

Fotografie

ADB, München. 2. März: Bildrechte.
AKAD, Berlin. 20. Januar: Beginn des
4-wöchigen Online-Kurses „Digitale
Fotografie“.
BJS, Berlin. 9. bis 11. Februar: Digitale
Fotografie und Bildbearbeitung.
7. / 8. Februar: Fotografie in der Praxis.
JA, München. 21. bis 23. Februar:
In Bildern denken, Bilder bearbeiten

(dju-Mitglieder erhalten 50% Rabatt).
KLARA, Berlin. 21. bis 25. Februar:
Fortbildung zum Bildredakteur.
MAZ, Luzern. 8. / 9. Februar: Audio-
visuals – Fürs Web lernen Fotos laufen.
9. bis 11. Februar: Semiprofessionelle
Digitalfotografie I – Fokus Porträt.
15. bis 17. Februar: Bildinhalte produ-
zieren – Welche Form für welches Me-
dium? 16. bis 18. Februar: Semiprofes-
sionelle Digitalfotografie – Fokus Repor-
tage. 21. bis 25. Februar: Masterclass
mit Tim Hetherington.
MH, Hamburg. 14. bis 16. Januar:
Grundkurs Fotografie.
NA, Hamburg. 7. / 8. Februar in Düssel-
dorf: Digitalfotografie.

Hörfunk

ARD.ZDF, Wiesbaden. 10. bis 12. Fe-
bruar: On Air, immer schneller online.
14. bis 17. Februar: Radionachrichten.
21. bis 25. Februar: Radioworkshop für
Programmplaner. 28. Februar bis 4. März:
Grundlagen Radiomoderation. Weitere
Seminare unter: www.ard-zdf-medien-
akademie.de.
BJS, Berlin. 11. / 12. Februar: Live-
Reportage und Studiogespräch.
HFS, Frankfurt. 22. Januar: Einführung
in den digitalen Schnitt. 22. Januar:
Fürs Hören schreiben – Moderationen
und Texte für das Radio. 29. Januar:
Die Reportage – Trainingsworkshop.
29. Januar: Sprechen und Präsentieren
vor dem Mikrofon I. 4. Februar: Grund-
kurs Radio – Die Arbeit im Studio.
12. Februar: Vollsperrung auf der A5
nach Sturm und Hagel – Service und
Wetter im Radio. 12. Februar: Kino im
Radio – Die Filmkritik. 19. Februar:
Sprechen und Präsentieren vor dem
Mikrofon II. 19. Februar: Stimme als
Potenzial. 26. Februar: Der gebaute
Beitrag. 26. Februar: Nachrichten im
Radio für Profis.
JA, München. 11. bis 13. Februar: Jour-
nalismus 2.0 – Podcasts: Schreiben und
Produzieren für Online-TV und Radio
(dju-Mitglieder erhalten 50% Rabatt).
KEP, Wetzlar. 4. / 5. Februar: Crashkurs
Radio I.
MAZ, Luzern. 7. bis 9. Februar: Radio
für Nicht-Radioleute – Ein Einblick.
MEZ, Berlin. Diverse, frei zusammen-
stellbare Seminare vor allem zum
Radio-, aber auch zum TV-, Web- und
Printjournalismus unter: www.medien-
konkret.de.
MH, Hamburg. 4. bis 6. Februar: Hör-
Spiel. 12. / 13. Februar: Sprechen für
Radio und Fernsehen.
MQ, Köln. 17. / 18. Januar: Stimm-,
Sprech- und Kommunikationstraining
für Radiojournalisten.

Film & TV

ABP, München. 5. / 6. Februar: Dreh-
buchwerkstatt I. 1. bis 4. März: Fernseh-
beiträge texten.
ABZV, Bonn. 21. / 22. Februar: Online-
Videoproduktion mit Spiegelreflex-
kameras.
AFP, Hamburg. 28. bis 30. Januar: Die
Textperson. 24. / 25. Februar: TV-Dokus
und Reportagen. 25. / 26. Februar: Video
für Radioreporter. 28. Februar: Der
schnelle Film.
ANM, Kulmbach. 28. Februar bis
4. März: Crossmediales Arbeiten –
Videojournalist.
ARD. ZDF, Wiesbaden. 17. bis 20. Janu-
ar: Die Filmabnahme – Lange Formate.
17. bis 21. Januar: Digitales TV für Tech-
niker. 17. bis 21. Januar: Basistraining
Videojournalismus. 24. bis 26. Januar:
Fernseh-Storytelling – Hollywood für
den Fernseh-Alltag. 24. bis 28. Januar:
Vertiefung Videojournalismus. 24. bis
28. Januar: Fernseh-Nachrichten – Bei-
träge und NIFs. 21. bis 24. Februar:
Fernseh-Texten für Magazine. 21. bis
25. Februar: Fernsehen – Achtung Rot-
licht. 28. Februar bis 2. März: AVID Me-
dia Composer / News Cutter Audiobear-
beitung, Stereo & Sprachaufnahme.
Weitere Seminare unter: www.ard-zdf-
medienakademie.de.
BET, Hamburg. 24. Januar: File-Tech-
nologie. 1. bis 4. März: Videotechnik
Operating.
BJS, Berlin. 14. / 15. Januar: TV-Inter-
view-Training.
DFS, Lindlar. 25. Februar bis 1. März:
Grundkurs Dokumentarfilm Modul I –
Von der Idee zur Wirklichkeit.
FHB, Hamburg. 21. bis 23. Januar:
Einführung in das Drehbuchschreiben.
22. / 23. Januar: Visualisierungsseminar
für Autoren. 28. bis 30. Januar: Verfüh-
rer, Schurken, Psychopathen.
29. / 30. Januar: Licht für Film.
4. bis 6. Februar: Einführung in das
Drehbuchschreiben. 5. / 6. Februar: Der
gute Ton für bildbezogene Medien.
26. / 27. Februar: Think big! Oder wie
entwickele ich eine Fernsehserie.
FHF, Frankfurt. 28. bis 30. Januar:
Lichtgestaltung in der Praxis.
29. / 30. Januar: After Effects. 4. bis 6.
Februar: Drehplan und Kostenfallen –
Produktionsleitung. 18. bis 20. Februar:
Schreibwerkstatt Drehbuch.
25. bis 27. Februar: Dokumentarfilm-
praxis – Lust auf echte Menschen?
IFP, München. 9. bis 11. Februar:
Videojournalismus für Onliner – Cross-
medial arbeiten. 28. Februar bis 4. März:
Aufbaukurs Fernsehen.
KEP, Wetzlar. 4. / 6. März: Crashkurs TV.
KFH, Köln. 21. bis 23. Januar: Final Cut

service
➧ Kontakt zu den Seminaranbietern

ABP Fon 089 / 49 99 92–0,
www.a-b-p.de
ABZV Fon 02 28 / 259 00–0,
www.abzv.de
ADB Fon 089 / 29 19 53 84,
www.buchakademie.de
ADR Fon 07 11 / 16 40 726,
www.seminarprogramm.info
AFP Fon 040 / 41 47 96–0,
www.akademie-fuer-publizistik.de
AKAD Fon 030 / 61655–0,
www.akademie.de
ANM Fon 092 21 / 13 16, www.bay-
erische-medienakademien.de
ARD.ZDF Fon 06 11 / 59 05 04–0,
www.ard-zdf-medienakademie.de
BET Fon 040 / 4 10 84–0,
http://bet.de
BJS Fon 030 23 27 60 02,
www.berliner-journalisten-schule.de
BKB Fon 053 31 / 808–418,
www.bundesakademie.de
DFS Fon 022 66 / 37 57,
www.dokumentarfimschule.de
DGB Fon 023 24 / 50 80,
www.hattingen.dgb-bildungswerk.de
EAB Fon 071 64 / 790,
www.ev-akademie-boll.de
FCP Fon 089 / 34 07 79 77,
www.forum-corporate-publishing.de
FES / JAK Fon 02 28 / 883 -7124,
www.fes.de/journalistenakademie
FFH Fon 061 01 / 988–140,
www.ffhacademy.de
FHB Fon 040 / 399 099 31,
www.filmschule-hamburg-berlin.de
FHF Fon 069 / 13 37 99 94,
www.filmhaus-frankfurt.de
HFS Fon 069 / 92 10 74 05,
www.hoerfunkschule-frankfurt.de
IFP Fon 089 / 54 91 03–0,
www.ifp-kma.de

JA Fon 089 / 167 51–06,
www.journalistenakademie.de
JHB Fon 023 31 / 365–6 00,
www.hausbusch.de
JSR Fon 02 01 / 80 41 961,
www.journalistenschule-ruhr.de
KEP Fon 064 41 / 91 51 66,
www.cma-medienakademie.de
KFH Fon 02 21 / 222 710–0,
www.koelner-filmhaus.de
KLARA Fon 030 / 690 415 85,
www.KLARAberlin.de
MAC Fon 089 / 544 151–74,
www.macromedia.de
MAZ Fon 00 41 / 41 / 226 33 33,
www.maz.ch
MC Fon 05 11 / 44 05 00 5 11,
www.mediacampus.info
MEZ Fon 030 / 68 30 20 90,
www.medienkonkret.de
MFW Fon 089 / 20 333 712,
www.muenchner-filmwerkstatt.de
MH Fon 040 / 306 201 140,
www.medienbuero-hamburg.de
MQ Fon 02 21 / 29 93 05–31,
www.medienqualifizierung.de
MSD Fon 030 / 30 87 93 15,
www.masterschool.de
NA Fon 040 / 41 13–28 42,
www.newsaktuell.de
NK Fon 043 31 / 14 38–11,
www.nordkolleg.de
PFA Fon 069 / 92 10 72 22,
www.ev-medienhaus.de
RTL Fon 02 21 / 82 02–0,
www.rtl-journalistenschule.de
TA Fon 08 21 / 41 90 36–0,
www.textakademie.de
VDZ Fon 030 / 72 62 98–113,
www.zeitschriften-akademie.de
VSM Fon 089 / 83 51 91,
www.videoschule.de

Die Adressen zu unten stehenden Kontakten sind im Internet abrufbar
unter: http://mmm.verdi.de
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Advanced. 4. bis 6. Januar: Regie-Insze-
nierungsarbeit.
MAZ, Luzern. 1. / 2. Februar: Echtes
Leben und andere Missverständnisse –
Die TV-Reportage.
MC, Hannover. 27. / 28. Januar: Vom
Drehbuch zur Produktion VI – Akquise
und Vermarktung.
MFW, München. 15. / 16. Januar: Erzäh-
len in bewegten Bildern. 22. / 23. Janu-
ar: Fallstudie Low-Budget-Spielfilm.
22. / 23. Januar: Script & Continuity.
29. / 30. Januar: Erfolgreich Fernseh-
krimis schreiben. 29. / 30. Januar: Ein-
führung in den Videojournalismus.
5. / 6. Februar: Stoffentwicklung mit
„The human factor“. 5. / 6. Februar: Das
analoge Kopierwerk. 12. / 13. Februar:
Visual Effects. 12. / 13. Februar: Licht-
gestaltung für Film- und Videoprojekte.
19. / 20. Februar: Werbe- und Wirt-
schaftsfilmproduktion. 19. / 20. Februar:
Digitale Filmkameras. 26. / 27. Februar:
Dokumentarfilmproduktion. 26. / 27. Fe-
bruar: Der gute Ton.
MH, Hamburg. 3. bis 6. März: Einfüh-
rungskurs Videojournalismus.
MSD, Berlin. 20. Januar bis 17. Febru-
ar: Drehbuch – Grundkurs (Abend-
seminar an fünf Terminen). 5. Februar:
Komödie – Theorie. 6. Februar: Komödie
– Praxis. 19. Februar: The Human Factor
– Stoffentwicklung. 1. bis 29. März:
Drehbuch Aufbaukurs II (Abendseminar
an fünf Terminen).
NK, Rendsburg. 21. bis 23. Januar:
Drehbuch schreiben.
PFA, Frankfurt. 18. /19. Februar: Videos
im Netz: Video-Workshop für Onliner.
RTL, Köln. 19. / 20. Februar: Praktikums-
TV-Workshop – auf dem Weg zum
Volontariat
VSM, München. 22. Januar: Der rich-
tige Umgang mit Ihrer DV- oder HDV-
Videokamera. 19. Februar: HD-Videofil-
men in 3D mit Panasonic HDC-SDT750
– Videofilmen und Bearbeiten in der
dritten Dimension. 25. / 26. Februar:
Lichtstimmungen gekonnt erzeugen.

Selbst- und
Medienmanagement

ABP, München. 18. bis 20. Januar:
Management in Redaktionen (MiR) –
Der Chefredakteur als Unternehmen.
20. / 21. Januar: PR 2.0 – Public Rela-
tions im Web. 1. bis 3. Februar: MiR _
Konfliktmanagement und redaktionelles
Arbeitsrecht. 2. bis 4. Februar: MiR –
Relaunch und Redesign online. 7. bis 9.
Februar: Freie Journalisten – Existenz-
gründung. 10. / 11. Februar: Themen-
findung PR und Unternehmenskommu-
nikation. 21. / 22. Februar: MiR – Rheto-
rik. 23. bis 25. Februar: Erfolgreich ver-

handeln. 3. / 4. März in Kulmbach: Be-
werbungsgespräch.
ABZV, Bonn. 25. / 26. Januar: Dranblei-
ben – Coaching nach dem Coaching.
26. bis 28. Januar: Coaching – Neue
Aufträge, neue Stellen. 15. / 16. Februar:
Führungskräfte-Qualifizierung für
Redaktionen. 1. / 2. März: Redaktionel-
les Coaching I.
ADB, München. 17. Januar: Führungs-
aufgaben in Verlagen. 17. Januar: Freies
Lektorat I -Sicher redigieren. 31. Januar:
Kundenorientierung und Nutzwert –
Fachzeitschriftenanalyse. 10. Februar in
Berlin: Freies Lektorat I – Sicher redi-
gieren. 24. Februar: Freies Lektorat II –
Kunden finden und binden.
AFP, Hamburg. 17. / 18. Januar: PR-In-
strumente im Netz. 21. bis 23. Februar:
Öffentlichkeitsarbeit und PR.
ANM, Kulmbach. 14. bis 18. Februar:
Sprach- und Sprechtraining.
ARD.ZDF, Wiesbaden. 24. bis 26. Ja-
nuar: Erfolgsfaktor Persönlichkeit.
25. bis 27. Januar: Erfolgsfaktor Persön-
lichkeit II – Selbstmanagement. 24. bis
27. Januar: Rhetorik und Konfliktklä-
rung. 9. bis 11. Februar: Konflikte kon-
struktiv bewältigen. 14. / 15. Februar:

Gelassenheit im Arbeitsalltag. 23. bis
25. Februar: Kreativität unter Druck.
Weitere Seminare unter: www.ard-zdf-
medienakademie.de.
BJS, Berlin. 10. / 11. Januar: Strategi-
sche Pressearbeit. 12. bis 14. Januar:
Professionelles Texten für die PR-Arbeit.
17. / 18. Januar: Die professionelle PR-
Konzeption. 17. / 18. Januar: Rhetorik.
19. / 20. Januar: Texten von Pressemit-
teilungen. 24. bis 26. Januar: Professio-
nelle Kommunikation mit Social Media.
27. / 28. Januar: Pressekonferenzen und
Presseveranstaltungen. 28. / 29. Januar:
TV-Training für Pressesprecher. 31. Janu-
ar / 1. Februar: Online-PR – Pressearbeit
im Internet. 7. / 8. Februar: Moderieren
vor Publikum. 14. / 15. Februar: Auftritt
und Wirkung. 21. / 22. Februar: „Ihr Typ
wird verlangt“ – authentisch kommuni-
zieren. 21. / 22. Februar: Krisen-Kommu-
nikation.
BKB, Wolfenbüttel. 2. bis 4. Februar:
Social Media Marketing – Wie kann der
kleinere Kulturbetrieb das nutzen? 22.
bis 24. Januar: Überzeugen statt überre-
den – Gespräche zielorientiert führen.
FCP, München. 10. / 11. Februar: Kun-
denmagazine auf iPad & Co. 16. Febru-

ar: Crashkurs digitales Corporate Publis-
hing. 24. / 25. Februar: Neuentwicklung
von Kundenzeitschriften – Von der
Strategie zum Produkt. 28. Februar bis
4. März: Führungsaufgaben im Corpora-
te Publishing.
JHB, Hagen. 5. / 6. Februar: Steuersemi-
nar für Freiberufler.
KEP, Wetzlar. 11. / 12. Februar: Grund-
kurs Rhetorik. 11. / 12. Februar: Das ABC
der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.
KLARA, Berlin. 24. Januar bis 4. Febru-
ar: Redakteur für Social Media. 3. / 4. Fe-
bruar: Kundenfreundliche Korrespondenz.
7. bis 11. Februar: Fortbildung zum
Pressesprecher.
NA, Hamburg. 17. / 18. Januar in Ber-
lin: Themensetting und Storytelling.
20. Januar: Social Media Strategie.
24. / 25. Januar in Zürich: Krisenmanage-
ment. 27. / 28. Januar: Kampagnen-PR.
1. Februar in Zürich: Die gute Medien-
mitteilung. 9. Februar in Düsseldorf:
Bewegtbild in der PR – Konzeption.
10. / 11. Februar: Erfolgreiche Online-PR.
11. Februar in Zürich: Umgang mit Jour-
nalisten. 23. Februar in Düsseldorf: Die
gute Pressemitteilung.
PFA, Frankfurt. 31. Januar: Steuer- und
Buchhaltungsseminar für Journalisten
VDZ, Berlin. 26. Januar: Schlagfertig-
keitstraining – Sich einmischen, kontern
und mit schwierigen Gesprächspartnern
umgehen.

termine
Journalismus

Henri Nannen-Preis
HAMBURG. Für den Preis des Zeitschrif-
tenverlags Gruner + Jahr und seines
Magazins stern können herausragende
journalistische Print-und Online-Arbei-
ten, die 2010 in deutschsprachigen
Medien erschienen sind, eingereicht
werden.
Die Auszeichnung wird in fünf Katego-
rien vergeben: Reportage, Investigation,
Dokumentation, Humor, Fotoreportage.
Zusätzlich dazu vergibt die Jury einen
Sonderpreis und zeichnet Journalisten
für „herausragendes Eintreten für die
Unabhängigkeit der Presse im In- und
Ausland“, sowie für ihr „publizistisches
Lebenswerk“ aus. Eingereicht werden
können Texte und Fotoreportagen.
Dotierung: Insgesamt 35.000 €.
Einsendeschluss: 7. Januar.
Informationen: Henri Nannen Preis,
Fon: 040 / 37 03 – 29 02,
E-Mail: henri-nannen-preis@guj.de,
Internet: www.henri-nannen-preis.de.
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service

DIHK-Journalistenpreis
KÖLN. Der Ernst-Schneider-Preis der
Deutschen Industrie- und Handelskam-
mer für Wirtschaft in Presse, Fernsehen,
Hörfunk zeichnet Journalisten aus, de-
ren Beiträge in allgemein verständlicher
Weise wirtschaftliches Wissen und die
Kenntnis wirtschaftlicher Zusammen-
hänge vermitteln und damit einen Bei-
trag zur Darstellung der Wirtschaftsord-
nung leisten. Zugelassen sind Beiträge
aus dem Jahr 2010 der Kategorien
Presse, Fernsehen, Hörfunk und Inter-
net. Dotierung: Insgesamt ca. 70.000 €.
Einsendeschluss: 14. Januar. Kontakt:
Ernst-Schneider-Preis der deutschen
Industrie- und Handelskammern e. V.,
Christian Knull, Fon: 02 21 / 16 40 – 157,
E-Mail: christian.knull@koeln.ihk.de,
Internet: www.ernst-schneider-preis.de.

Business of Beauty
QUICKBORN. Die Interessenvertretung
Friseurprodukte stiftet den Medienpreis
Friseur, um das Bild des Friseurs und der
Friseurdienstleistung in der deutschen
Medienlandschaft zu fördern. Prämiert
werden Beiträge, die sich anspruchsvoll
mit dem Berufsbild auseinandersetzen
und die Komplexität und Vielseitigkeit
des Berufs vermitteln. Zugelassen sind
deutschsprachige Print- und TV-Beiträ-
ge, die 2010 publiziert wurden. Dotie-
rung: Insgesamt 15.000 Euro. Einsende-
schluss: 15. Januar. Kontakt: Organisa-
tionsbüro BoB, c/o Jörg Stolzenberg,
Fon: 041 06 / 62 01 50, E-Mail:
info@bob-medienpreisfriseur.de, Inter-
net: www.medienpreisfriseur.de.

Deutsch-Polnischer Journalistenpreis
STUTTGART/WARSCHAU. Der Deutsch-
Polnische Journalistenpreis prämiert die
besten deutsch- bzw. polnisch-sprachi-
gen Beiträge, die über das jeweilige
Nachbarland fair und offen berichtet
haben. Sie müssen 2010 erstmalig in
Hörfunk, Fernsehen, Printmedien oder
Internet veröffentlicht worden sein. Do-
tierung: Je Kategorie 5.000 €. Einsende-
schluss: 15. Januar. Kontakt: In Polen:
Barbara Owsiak, Stiftung für deutsch-
polnische Zusammenarbeit, Fon: 00 48 /
(0)22 / 338 67 97, E-Mail: barbara.owsi-
ak@fwpn.org.pl. In Deutschland: Chri-
stine Arlt-Palmer, Pontis Strategie GmbH
(Im Auftrag der Robert Bosch Stiftung),
Fon: 00 49 / (0)7 11 / 25 35 817 – 0, E-
Mail: arlt-palmer@pontis-strategie.de ,
Internet: www.deutsch-polnischer-jour-
nalistenpreis.de.

Christophorus-Preis
BERLIN. Der Gesamtverband der Deut-
schen Versicherungswirtschaft e.V.
(GDV) prämiert 2010 publizierte journa-

listische Arbeiten zur Sicherheit im Stra-
ßenverkehr. Sie sollen auf den neuesten
Erkenntnissen des Verkehrsverhaltens
beruhen sowie auf der Unfallforschung
aufbauen. In den Kategorien Print, KFZ-
Fachpresse, Radio, Fernsehen sowie Bü-
cher, Magazine, Schülerzeitungen wird
der erste Preis jeder Kategorie mit je-
weils 5.000 € dotiert. Einsendeschluss:
15. Januar. Kontakt: Christophorus-Stif-
tung im GDV,Yvonne Unger, Fon: 030 /
20 20 – 58 82, E-Mail: y.unger@gdv.org,
Internet: www.gdv.de/Backup/Christo-
phorusStiftung/inhaltsseite15567.html.

KAS-Lokaljournalistenpreis
BERLIN. Die Konrad-Adenauer-Stiftung
(KAS) zeichnet Journalisten und Redak-
tionen aus, die Vorbildliches für den
deutschen Lokaljournalismus geleistet
haben. Nicht nur gut ausgerüstete
Großstadtredaktionen, auch Lokalredak-
tionen mit schmaler Besetzung sind an-
gesprochen. Prämiert werden „Beiträge
zu beliebigen Themen“, „kontinuierliche
Berichterstattung“, „beispielhafte Ini-
tiativen und Aktionen“, „Konzepte und
Serien“ sowie „Text-Bild-Kompositio-
nen“. Die Arbeiten müssen 2010 im
Lokalteil einer deutschen Zeitung ver-
öffentlicht worden sein. Dotierung:
Insgesamt 7.500 €. Einsendeschluss:
31. Januar. Kontakt: Konrad-Adenauer-
Stiftung, Susanne Kophal, Fon: 030 / 269
96 – 32 16, E-Mail: susane.kophalkas.de,
Internet: www.kas.de.

Medtronic Medienpreis
FRANKFURT. Ob in der Diagnostik oder
bei der Behandlung von Krankheiten –
Medizintechnik ist aus der modernen
Medizin schon lange nicht mehr weg-
zudenken. Mit der Auslobung des
„Medtronic Medienpreises – Medizin
Mensch Technik“ will Medtronic die
Qualität der Berichterstattung über
diese innovativen Technologien fördern.
Beiträge, die zwischen 1. Januar 2010
bis 31. Januar 2011 publiziert wurden.
Dotierung: Insgesamt 15.000 €.
Einsendeschluss: 31. Januar.
Kontakt: Info Büro Medtronic Medien-
preis, c/o Topcom Communication,
Fon: 069 / 33 00 89 38, E-Mail:
info@medtronic-medienpreis.de, Inter-
net: www.medtronic-medienpreis.de.

Medienpreis Deutsche AIDS-Stiftung
BONN. Mit dem Medienpreis werden
Personen ausgezeichnet, die in beson-
derer Weise sachkundig über HIV / AIDS
informieren, aktuelle neue Entwicklun-
gen und Fragestellungen zu HIV und
AIDS darstellen, kontinuierlich zum The-
ma arbeiten und zu einem solidarischen
Verhalten gegenüber Menschen mit HIV

und AIDS motivieren. Der Preis wird für
bis zu drei journalistische oder künstle-
rische Beiträge vergeben. Eingereicht
werden können Beiträge, die vom 1. Ja-
nuar 2009 bis zum 31. Dezember 2010
in Zeitungen, Zeitschriften oder im Inter-
net, im Hörfunk, Fernsehen oder anderen
AV-Medien in deutscher Sprache veröf-
fentlicht wurden. Dotierung: Insgesamt
15.000 €. Einsendeschluss: 31. Januar.
Kontakt: Deutsche AIDS-Stiftung
SdbRm, Andrea Babar, Fon: 02 28 / 60
46 9 – 37, E-Mail: andrea-babar@
aids-stiftung.de, www.aids-stiftung.de.

Concordia-Publizistikpreis
WIEN. Der Presseclub Concordia, die
Vereinigung österreichischer Journalisten
und Schriftsteller, vergibt den „Concor-
dia-Preis“ für besondere publizistische
Leistungen zum Schutze der Menschen-
rechte sowie der Presse- und Informa-
tionsfreiheit. Beiträge für die Kategorie
Menschenrechte müssen in Österreich
erschienen sein oder einen engen Bezug
zu Österreich haben. Beiträge zum
Thema Presse- und Informationsfreiheit
sind nicht auf das Gebiet Österreichs
beschränkt. Gewürdigt werden Leistun-
gen aus dem Print- und dem Bereich
der elektronischen Medien.
Dotierung: Insgesamt: 7.400 €.
Einsendeschluss: 31. Januar. Kontakt:
Presseclub Concordia, Fon: 00 43 (0) 1 /
533 85 73, E-Mail: office@concordia.at,
Internet: www.concordia.at.

Ludwig-Erhard-Preis
für Wirtschaftspublizistik
BONN. Ausgezeichnet werden 2010
publizierte Zeitungs-, Zeitschriften-,
Hörfunk- und Fernsehbeiträge sowie
Arbeiten der wissenschaftlichen Publizi-
stik, die sich beschreibend, analysierend
oder kommentierend mit Themen der
Wirtschaft unter ordnungspolitischen
Vorzeichen befassen. Teilnehmen können
Journalisten und Wissenschaftler bis zu
35 Jahren. Dotierung: Insgesamt 15.000 €.
Einsendeschluss: 1. Februar. Kontakt:
Ludwig-Erhard-Stiftung e.V., Fon: 02 28 /
539 88 – 0, E-Mail: info@ludwig-er-
hard-stiftung.de, Internet: www.ludwig-
erhard-stiftung.de.

Preis Wissenschaftsjournalismus
AACHEN.Wissenschaft will kompetent
vermittelt werden. Um herausragende
Beispiele dieser Transferarbeit zu würdi-
gen, vergibt die Rheinisch-Westfälische
Technische Hochschule Aachen den
RWTH-Preis Wissenschaftsjournalismus.
Ausgezeichnet wird die verständliche
und publikumswirksame Verdeutlichung
komplexer Sachverhalte aus wissen-
schaftlichen Disziplinen, die an der

RWTH angesiedelt sind. Zugelassen sind
nach dem 1. Oktober 2008 veröffent-
lichte deutschsprachige Printbeiträge.
Dotierung: Insgesamt 3.000 €.
Einsendeschluss: 4. Februar. Kontakt:
Dezernat für Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit RWTH Aachen, Toni Wimmer,
Fon: 02 41 / 80 -943 22, E-Mail:
pressestelle@zhv.rwth-aachen.de,
Internet: www.rwth-aachen.de.

Quandt-Medienpreis
BAD HOMBURG. Der Herbert Quandt
Medien-Preis würdigt außergewöhnliche
deutschsprachige Print-, Hörfunk- und
Fernseharbeiten zu Themen aus der
Wirtschaft. Gesucht werden spannende
Reportagen, klärende Analysen, bei-
spielhafte Präsentationen oder innova-
tive Formate. Preiswürdig ist neben sorg-
fältiger Auswahl und Deutung von Fak-
ten die Qualität des Beitrags in Sprache,
Stil und Verständlichkeit. Dotierung:
Insgesamt 50.000 €. Einsendeschluss:
15. Februar. Informationen: Johanna-
Quandt-Stiftung, Nina Mülhens,
Fon: 061 72 / 404 – 342, E-Mail:
info@johanna-quandt-stiftung.de, Inter-
net: www.johanna-quandt-stiftung.de.

Anzeige



Fotografie

Marta Hoepffner-Preis
HOFHEIM (Taunus). Der Preis der Marta
Hoepffner-Gesellschaft für Fotografie
e.V. wird zum Thema „Blick durchs Fen-
ster“ ausgeschrieben. Er soll die künst-
lerische Schwarz-Weiß-Fotografie fördern
und das Andenken an die Fotografin
Marta Hoepffner (1912 bis 2000) wach
halten. Prämiert werden Schwarz-Weiß-
Arbeiten professioneller Nachwuchsfoto-
grafen. Dotierung: 3.000 €, außerdem
Ausstellungsmöglichkeiten. Einsende-
schluss: 19. Februar. Kontakt: Marta
Hoepffner Gesellschaft für Fotografie
e.V., Ralf Dingeldein, Fon: 069 / 35 35 06
71, E-Mail: info@hoepffner-preis.de,
Internet: www.hoepffner-preis.de.

Film

Lehrgänge am Kölner Filmhaus
KÖLN. Am 20. Januar ab 18.00 Uhr kön-
nen sich Filmschaffende und solche, die
es werden wollen, über zwei berufsbe-
gleitende, jeweils zwölfmonatige Lehr-
gänge informieren. Die Kurse „Fiction
Producer“ und „Produktionsleiter“ sind
IHK-anerkannt und kosten 5.500 € bzw.
5.800 €. Die Kursgebühren beinhalten
Unterrichtsmaterialien, Arbeitsmittel
und eine Jahreslizenz Sesam Drehplan /
Kalkulation. Die Qualifizierungsmaßnah-
men können bei entsprechender Voraus-
setzung nach AFBG (Meister-Bafög) und
über die FFA gefördert werden.
Kontakt: Kölner Filmhaus, Sandra Weiß,
Fon: 02 21 / 222 710 – 30 / -21, Internet:
www.koelner-filmhaus.de, E-Mail:
weiterbildung@koelner-filmhaus.de.

Lehrgang
Audio- und Videoproduktion
MÜNCHEN. Die Finessen des Videojour-
nalismus können Journalistinnen und
Journalisten ab dem 25. Februar bei
der Münchener Journalistenakademie
berufsbegleitend lernen. Inhaltliche
Schwerpunkte sind das Konzipieren und
Gestalten digitaler Audio- und Video-
Medien: Planen, Bearbeiten und Publi-
zieren von Ton und Bewegtbild. Der
Kurs findet in Präsenzkursen an neun
Wochenenden statt und wird durch zu-
sätzliche E-Learning-Aufgaben komplet-
tiert. Der neunmonatige Lehrgang kos-
tet 3.500 €, dju-Mitglieder erhalten
50 Prozent Rabatt, eine Ratenzahlung
ist möglich. Informationen zu Programm
und Anmeldung: www.journalistenaka-
demie.de/index.php?p=135

Shocking Shorts Award
MÜNCHEN. 13TH STREET verleiht den
Shocking Shorts Award für den besten

Kurzfilm aus Einreichungen der Genres
Action, Krimi, Thriller, Mystery und
Horror. Verliehen wird der Award im
Rahmen des Filmfests München. Teil-
nehmen können alle Filmschaffenden
mit deutschsprachigen Kurzfilmen bis
zu 30 Minuten, die nicht älter als zwei
Jahre sind. Der Sieger erhält die Mög-
lichkeit, am „Universal Studios Film-
masters Program“ in Los Angeles teil-
zunehmen und sich dort Know-how
bei einem Hollywood-Major Studio an-
zueignen. Einreichschluss: 31. Januar.
Informationen: www.13thstreet.de.

Rundfunk

Columbus-Fernseh- und Radiopreise
BERLIN. Die Preise werden vergeben für
journalistische Fernseh- bzw. Radiopro-
duktionen zum Thema Reise und Touris-
mus. Prämiert werden im Fernsehbereich
Magazinbestandteile bis 15 Minuten
Sendelänge und Einzelfilme bis 90 Mi-
nuten Sendelänge. Radiobeiträge laufen
in den Kategorien journalistische Kurz-
reportagen bis ca. 15 Minuten und mono-
thematische Sendungen bis 60 Minuten
Wortanteil. Vergeben werden Auszeich-
nungen in Gold, Silber und Bronze.
Einreichschluss: 4. Januar.
Informationen: Vereinigung Deutscher
Reisejournalisten. Für den Fernsehpreis:
Jürgen Drensek: 030 / 88 68 23 73,
E-Mail: columbus-filmpreis@vdrj.org;
für den Radiopreis: Otto Deppe, Fon:
068 94 / 512 54, E-Mail: columbus-radio-
preis@vdrj.org. Internet: www.vdrj.org.

CIVIS Europas Medienpreis
für Integration
KÖLN. Der CIVIS Medienpreis zeichnet
Programme zum Thema Integration und
kulturelle Vielfalt in Europa aus. Gesucht
werden Programmleistungen in Radio
und TV, die das friedliche Zusammen-
leben von Menschen unterschiedlichster
nationaler, ethnischer, religiöser oder
kultureller Herkunft fördern. Der Preis
wird als europäischer Fernsehpreis,
als deutscher Fernsehpreis und als CIVIS
Radiopreis für deutschsprachige Pro-
gramme in Europa vergeben. Der Fern-
sehpreis wird in den Kategorien Infor-
mation und Unterhaltung, der Radiopreis
in den Kategorien kurze Programme
(bis sechs Minuten) und lange Program-
me (ab sechs Minuten), vergeben. Am
Deutschen CIVIS Fernsehpreis nehmen
Einsendungen teil, die aus Deutschland
eingereicht werden. Zum Europäischen
CIVIS Radiopreis für deutschsprachige
Hörfunkprogramme können Radiosta-
tionen in der EU und der Schweiz Pro-
grammbeiträge einreichen. Die Beiträge
müssen in der Zeit vom 21. Januar 2010

bis 20. Januar 2011 gesendet worden
sein. Dotierung: 36.000. Zusätzlich gibt
es zwei mit je 5.000 € dotierten Preise:
den European Young CIVIS Media Prize
für Journalisten bis 32 Jahre und den
CIVIS Online Media Preis für journali-
stisch aufbereitete Webseiten.
Einreichschluss für alle Kategorien:
20. Januar. Kontakt: CIVIS Medienstif-
tung GmbH, Fon: 02 21 / 27 75 87,
E-Mail: info@civismedia.eu,
Internet: www.civismedia.eu.

ARD/ZDF Förderpreis
„Frauen + Medientechnologie“
NÜRNBERG. ARD und ZDF prämieren
talentierte Absolventinnen von Hoch-
schulen und Universitäten aus dem
Bereich der Medientechnologie für
Arbeiten, die sich mit aktuellen techni-
schen Fragestellungen aus dem Bereich
der audio-visuellen Medien befassen.
Honoriert werden Abschlussarbeiten an
deutschen, österreichischen und schwei-
zerischen Hochschulen und Universitä-
ten. Bewertungskriterien sind fachliche
Exzellenz der Bewerberin, Innovation,
praktische Relevanz und strategische
Bedeutung der Arbeitsergebnisse für die
Zukunft der AV-Medien. Dotierung: Ins-
gesamt 12.000 €. Bewerbungsschluss:
28. Februar. Kontakt: ARD/ZDF Förder-
preis Frauen + Medientechnologie,
Fon: 09 11 / 96 19 – 495,
E-Mail: info@ard-zdf-foerderpreis.de,
Internet: www.ard-zdf-foerderpreis.de.

Stipendien

Southern African Bursary
BERLIN. Im Rahmen des Journalisten-
stipendiums Deutschland-Südliches Afrika
bekommen Journalisten aus den afrika-
nischen SADC-Staaten (Angola, Bots-
wana, Dem. Republik Kongo, Lesotho,
Madagaskar, Malawi, Mauritius, Mo-
zambique, Namibia, Sambia, Südafrika,
Swaziland, Tansania, Zimbabwe) und
aus Deutschland die Möglichkeit, im
Sommer 2011 in Deutschland bzw. in
einem SADC-Staat bei einem Medium
ihrer Wahl zu arbeiten und Beiträge für
ihre Heimatredaktion anzufertigen.
Deutsche Journalisten zwischen 25 und
35 Jahren können sich bewerben.
Das Stipendium beträgt 3.000 €, ein
Eigenanteil ist erwünscht. Bewerbungs-
schluss: 31. Januar. Informationen:
The Southern African Bursary, IJP e. V.,
Marco Vollmar, Postfach 310746, 10637
Berlin, E-Mail: sa-application@ijp.org,
Internet: www.ijp.org.

Arthur F. Burns Fellowship
KÖNIGSSTEIN. Das Arthur-F. Burns Fel-
lowship-Programm gibt 20 Journalisten

aus Deutschland und den USA Gelegen-
heit, berufliche und persönliche Erfah-
rungen im jeweils anderen Land zu
gewinnen. Die Stipendiaten arbeiten
mindestens zwei Monate in einer Gast-
redaktion und berichten als Korrespon-
denten für ihre Heimatmedien. Zuge-
lassen sind deutsche und US-amerikani-
sche Journalisten im Alter zwischen 21
und 37 Jahren. Dauer: August bis Sep-
tember. Dotierung: Jeweils 4.000 € bzw.
5.000 US-Dollar. Bewerbungsschluss:
1. Februar. Informationen: Internationale
Journalisten-Programme (IJP), Dr. Frank-
Dieter Freiling, Postfach 1565, 61455
Königstein, Fon: 061 74 / 77 07, E-Mail:
freiling@ijp.org, Internet: www.ijp.org.

Redaktionsstipendien in Frankreich
BERLIN/PARIS. Das Deutsch-Französi-
sche Jugendwerk (DFJW) unterstützt
Journalisten bis zu 30 Jahren mit Re-
daktionsaufenthalten und Sprachkursen.
Journalisten können das Stipendium des
DFJW für einen Monat erhalten. Der
Betrag beinhaltet eine Pauschale von
900 € für Unterbringung und Verpflegung
sowie eine Pauschale für Fahrtkosten.
Vor dem Aufenthalt können deutsche
Journalisten an einem Intensiv-Franzö-
sisch-Sprachkurs in Frankreich teilneh-
men. Sprachkurs und Redaktionsaufent-
halt können unabhängig voneinander
innerhalb von zwei Jahren in Anspruch
genommen werden. Bewerbungsschluss:
31. Januar. Kontakt: Deutsch-Französi-
sches Jugendwerk, Fon: 030/28 87 57 – 0,
E-Mail: info@dfjw.org, Internet:
www.dfjw. org/programm-fuer-junge-
journalisten.

Reuters Fellowships
OXFORD. Das Reuters Institute der
Oxford-University bietet Stipendien für
etablierte Journalisten in der Karriere-
mitte mit mindestens 5-jähriger Berufs-
erfahrung und guten Englischkenntnis-
sen. Journalisten aus aller Welt können
drei bis neun Monate in Oxford studie-
ren und Themen intensiv bearbeiten.
Studienbeginn ist im Oktober, Januar
oder April. Die Stipendiaten nehmen an
Seminaren teil und verfassen Texte, die
akademische Standards erfüllen. Jeder
Teilnehmer erhält einen Tutor für das
gewählte Spezialthema, das Themen-
spektrum ist weit gefächert. Das Stipen-
dium umfasst die Kosten für Reise,
Unterbringung und Lebensunterhalt.
Bewerbungsschluss für 2011 / 2012:
1. Februar. Informationen: The Reuters
Institute for the Study of Journalism,
Fon: 00 44 / (0)18 65 / 61 10 90, E-Mail:
reuters.institute@politics.ox.ac.uk, Inter-
net: http://reutersinstitute.politics.ox.ac.uk/
fellowships/overview.html.
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Varia

Journalismus crossmedial
MÜNCHEN. Crossmediales Arbeiten
können Journalistinnen und Journali-
sten an der Journalistenakademie ab
21. Januar berufsbegleitend lernen. In
dem neunmonatigen Lehrgang, der aus
Präsenzkursen an neun Wochenenden
und zusätzlichen E-Learning-Aufgaben
besteht, vertiefen die Teilnehmenden
ihr Praxiswissen im Konzipieren und
Gestalten digitaler Medien: Planen, Be-
arbeiten und Publizieren von Text, Ton
und Bild. Der Lehrgang kostet 3.500 €,
dju-Mitglieder erhalten 50 Prozent
Rabatt, eine Ratenzahlung ist möglich.
Informationen: http://www.journalisten-
akademie.de/index.php?p=5.

leute
Christian Baulig, bisher Leiter des Agen-
da-Ressorts der G+J-Wirtschaftsmedien,
wurde weiterer stellv. Chefredakteur
des Wirtschaftsmagazins Capital neben
Paul Prandl. Die Leitung des Agenda-
Ressorts obliegt nun einer Doppelspitze
aus Claus Gorgs, bislang stellv. Res-
sortleiter Unternehmen der G+J-Wirt-
schaftsmedien, und Horst von Buttlar,
bisher stellv. Leiter des Agenda-Ressorts.

Esteban Bayer, bisher Deutschlandkor-
respondent des Spanischen Dienstes der
dpa, folgt zum 1. Januar 2011 als Leiter
dieses Dienstes auf Juan Carlos Sala-
zar, der aus Altersgründen ausscheidet.

Martin Bialecki, bis Oktober 2009
Leiter des dpa-Hauptstadtbüros und der
Redaktion Politik Deutschland, dann
Geschäftsführer der Agentur Plato Kom-
munikation, folgt zum 1. Januar 2011
als Leiter der dpa-Redaktion Politik auf
Roland Freund, der sich auf seine Auf-
gaben als Chef Inland konzentrieren wird.

Der bisherige Spiegel-Reporter Klaus
Brinkbäumer wird zum 1. Januar 2011
Mitglied der Chefredaktion des Magazins
und übernimmt die neu geschaffene
Position eines Textchefs.

Gemeinschaftsredaktion Vorabend der
ARD: Neu in die Gemeinschaftsredak-
tion berufen wurden Jana Brandt
(Fernsehfilmchefin beim MDR), Bettina
Ricklefs (Leiterin der Redaktion Fern-
sehfilm und stellv. Leiterin des Pro-
grammbereichs Spiel Film Serie beim
BR), Andreas Gerling (NDR), Gebhard

Henke (WDR) und Jan Schulte-Kel-
linghaus (NDR), der die Geschäftsfüh-
rung übernahm. Von den bisher vier
Mitgliedern der Gemeinschaftsredaktion
blieben Elke Kimmlinger (WDR Media-
group) und Bernhard Gleim (NDR).

Andrej Grabowski, bisher stellv. Chef-
redakteur des Nachrichtensenders N24
und Leiter der Abteilung Magazine und
Talks, wechselt als Redaktionsleiter des
Magazins „Stars & Stories“ zu SAT.1.

Sebastian Holder, zuletzt bei Sport1
sowie als Leiter Konzeption und Koope-
ration bei der Constantin Sport Marke-
ting GmbH tätig, wechselt zur Nachrich-
tenagentur dapd, wo er ab 1. Januar
2011 den Aufbau des neuen Sportdien-
stes verantworten wird, der im 2. Quartal
2011 starten soll.

Petra Kammerevert, Mitglied des
Europäischen Parlaments, löste als Vor-
sitzende des Programmausschusses des
WDR-Rundfunkrats Susanne Rüsberg-
Uhrig ab, die das Amt aus gesundheit-
lichen Gründen niederlegte. Heinrich
Kemper, der einen Ackerbaubetrieb be-
wirtschaftet und in landwirtschaftlichen
Verbänden aktiv ist, folgte als Vorsitzen-
der des Haushalts- und Finanzausschus-
ses auf Marc Jan Eumann, der mit
seiner Ernennung zum Staatssekretär im
Ministerium für Bundesangelegenheiten,
Europa und Medien der Landesregierung
NRW aus dem Rundfunkrat ausgeschie-
den ist.

Michael Kappeler, derzeit Cheffoto-
graf und stellv. Leiter der Bilderdienste
bei der Nachrichtenagentur dapd, wird
zum 1. Januar 2011 Cheffotograf Basis
und Koordinator der dpa-Bilderdienste.

Ralf Kapschack, langjähriger Journalist
beim WDR Fernsehen, zuletzt Leiter der
ReportageSendung „hier und heute“,
folgte als Pressesprecher der SPD-Land-
tagsfraktion NRW auf Thomas Breu-
stedt, der Regierungssprecher in Düs-
seldorf wurde.

Janika Kästner, bisher als PR-Beraterin
im Tourismusbereich tätig, wurde Re-
dakteurin bei dem vierteljährlich er-
scheinenden Reisemagazin Sehnsucht
Deutschland sowie der Online-Ausgabe
und dem gleichnamigen webTV-Kanal
(Sehnsucht Deutschland GmbH & Co.
KG, Hamburg).

Landespressekonferenz Hamburg: Im
Amt bestätigt wurden der Vorsitzende
Jürgen Heuer (NDR-Fernsehen),
sein Stellvertreter Peter Ulrich Meyer

(Hamburger Abendblatt) und Schatz-
meisterin Susanne Mayer-Peters (frü-
her NDR-Hörfunk). Neu in den Vorstand
gewählt wurden Insa Gall (Die Welt),
Markus Arndt (Bild) und Kristine Jan-
sen (NDR-Hörfunk).

Landespressekonferenz Schleswig-Hol-
stein: Peter Höver (Flensburger Tage-
blatt) wurde als Vorsitzender wieder-
gewählt. Stellvertreter sind Ulf B. Chri-
sten (Hamburger Abendblatt), Christia-
ne Habenicht (NDR-Fernsehen), André
Klohn (dapd) und Wolfgang Schmidt
(dpa); Schatzmeister bleibt Andreas
Otto (R.SH Radio Schleswig-Holstein).

Werner Neunzig, Geschäftsführer
des Verlags Readers Digest Deutschland,
folgte als Vorsitzender des Südwest-
deutschen Zeitschriftenverleger-Verbands
auf Erwin Fidelis Reisch, der nicht
mehr kandidierte.

Daniel Reichling, freier Journalist und
bisheriger Gebietsredakteur West im
Tanzwelt Verlag, wurde zum Pressespre-
cher des Deutschen Tanzsportverbandes
gewählt.

Markus Schächter, Intendant des ZDF,
wurde turnusgemäß zum Vorsitzenden
der Mitgliederversammlung von ARTE
gewählt. Sein Stellvertreter ist Rémy
Pflimlin, Leiter der öffentlich-rechtli-
chen Sendergruppe France Télévisions.
Die bisherige Vorsitzende der Mitglieder-
versammlung, Véronique Cayla, zuletzt
Leiterin des französischen Kinofilmzen-
trums CNC, folgte als Präsidentin des
ARTE-Vorstands auf Jérôme Clément.

Stephan Schäfer, Chefredakteur der
Zeitschrift Schöner Wohnen, übernahm
auch die Redaktionsleitung von Essen &
Trinken (ebenfalls G+J). Seine Vorgänge-
rin Katja Burghardt verließ den Verlag.

Michael Schilling, bisher bei der
Münchner Abendzeitung stellv. Leiter
des Sportressorts, löste als Lokalchef
Georg Thanscheidt ab, der sich auf
seine Aufgaben als stellv. Chefredakteur
des Blatts konzentrieren will.

Carolin Schuhler, zuletzt gesamtver-
antwortliche Chefredakteurin Print der
im Juli 2009 gegründeten Vision Media
GmbH (München), wurde Herausgebe-
rin der Vision Media und von deren
Tochter Madame-Verlag.

Andrea Schwendemann, bisher Re-
daktionsleiterin von National Geographic
World (G+J), übernahm die neu geschaf-
fene Position der Textchefin bei dem

Kindermagazin GEOlino extra. Redak-
tionsleiterin von National Geographic
World wird spätestens zum 1. Februar
2011 Kerstin Bode, zuletzt Chefredak-
teurin der Zeitschrift Healthy Living.

Christoph Seils (Berlin), zuletzt u.a.
bei Zeit Online und tagesspiegel.de
sowie als freier Autor tätig, wurde Res-
sortleiter Online beim Magazin Cicero
(Ringier Publishing GmbH).

Uwe Steinkrüger erklärte seinen
Rücktritt als Pressesprecher der Links-
fraktion im NRW-Landtag. Er wird zum
Landschaftsverband Rheinland zurück-
kehren, bei dem er als Pressereferent im
Presseamt sowie in der PR-Abteilung des
Industriemuseums Oberhausen tätig war.

Christine Strobl, bisher Leiterin der
Abteilung Kinder- und Familienpro-
gramm des SWR in Baden-Baden, folgt
zum 1. Februar 2011 als Leiterin der
Hauptabteilung Film- und Familienpro-
gramm des Senders auf Carl Bergen-
gruen, der im Februar 2011 Vorsitzen-
der der Geschäftsführung von Studio
Hamburg wird.

Dr. André Uzulis, zuletzt Chefredakteur
des Südkurier (Konstanz), wurde neuer
Auslandschef der Nachrichtenagentur
dapd und Mitglied der Chefredaktion.

.

preise
ARD Hörspieltage im Zentrum für Kunst
und Medientechnologie (ZKM) in Karls-
ruhe – eine Auswahl der Preisträger.
Deutscher Hörspielpreis der ARD (5.000
€) und Publikumspreis ARD Online
Award (2.500 €): „Die Sicherheit einer
geschlossenen Fahrgastzelle“ (MDR)
von Thilo Reffert (Regie: Stefan Ka-
nis); Preis für die freie Hörspielszene
„Premiere im Netz“: Kurzhörspiel
„Kennst du schon Ken?“ von Simon
Kamphans und Matthias Lang; Deut-
scher Kinderhörspielpreis (5.000 €):
„Der Dschinn aus dem Ring“ (BR) von
Cornelia Neudert (Regie: Bernhard
Jugel). Kinderhörspielpreis der Stadt
Karlsruhe (1.000 €): „Gespensterjäger
auf eisiger Spur“ (NDR) von Cornelia
Funke (Bearbeitung: Jörgpeter von
Clarenau, Regie: Hans Helge Ott). Die
Jury des Deutschen Kinderhörspielprei-
ses benannte weitere vier Produktionen
als die besten: 2. „Klaras Kiste“ (DLR)
von Rahel van Kooij (Bearbeitung: An-
drea Czesienski); 3. „Rico, Oskar und
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die Tieferschatten“ (WDR) von Andreas
Steinhövel (Bearbeitung: Judith Lo-
rentz); 4. „Tom Sawyer“ (DLR / SR / Der
Hörverlag) von Mark Twain (Bearbei-
tung: Alexander Schumacher); 5. „Ja-
kob mit dem grünen Ohr“ (MDR) von
Lena Hach.

Heinz Badewitz, Gründer und Leiter
der Internationalen Hofer Filmtage, er-
hielt einen der mit 10.000 € dotierten
Kulturpreise der E.ON Bayern.

Der Bremer Fernsehpreis wird für Regio-
nalprogramme öffentlich-rechtlicher
Sender aus Deutschland und Österreich
vergeben. Beste Sendung: „Niedersach-
sen 19.30“ (NDR); bester Einzelbeitrag
zum Thema „Wirtschaft in der Krise“:
Birgit Borsutzky („Niedersachsen
19.30“); lobende Anerkennungen: Kultur-
magazin „artour“ (MDR), Regionalma-
gazin „Sachsenspiegel“ (MDR), Repor-
tageformat „hier und heute“ (WDR).

Franziska Buchs Film „Hier kommt
Lola!“ (Produktion: Uschi Reich) nach
der Buchreihe von Isabel Abedi gewann
beim 27th Chicago International Child-
ren’s Film Festival den ersten Preis in
der Kategorie Live-Action Feature.

4. Deutscher IPTV Award – bestes Design:
QTom (interaktives Musikfernsehen);
innovativste Technologie: Make.TV (Live
Übertragungsstudio); bestes Geschäfts-
modell: IPTV.de; innovativstes Format:
Clixoom.de (Online Talkshow); Sonder-
preis: Produktionsfirma UC-TV mit der
TV-Produktion „Haiti – Das Kranken-
haus aus der Kiste“; Zuschauerpreis:
wettendass.zdf.de (Online-Angebot von
Wetten).

Der Deutsche Karikaturenpreis wird von
der Sächsischen Zeitung verliehen und
stand 2010 unter dem Thema „Jetzt
erst recht!“. 1. Preis: Rudi Hurzlmeier;
2. Preis: das Duo Elias Hauck und
Dominik Bauer; 3. Preis: MOCK (d.i.
Volker Kischkel); Preis für das Lebens-
werk: Reiner Schwalme. Der Preis ist
mit insgesamt 10.000 € dotiert.

43. Deutscher Wirtschaftsfilmpreis des
Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie – Kategorie Filme über
die Wirtschaft: „Karstadt – Der große
Schlussverkauf“ von Ingolf Gritschne-
der und Georg Wellmann (WDR);
Kategorie Filme aus der Wirtschaft so-
wie Sonderpreis für den besten Film des
Wettbewerbs (5.000 €): „LEO Film 2009:
Der logistische Jahresrückblick“ (DVV
Media Group / schau.tv); Kategorie Fil-
mische Darstellung von Studenten/innen

oder Berufsanfängern/innen (5.000 €):
„Architekturbüro Scharrenhauser“
(Bildfolge Filmproduktion).

„Die Sendung mit dem Elefanten“
(WDR, nach den Büchern von Matthias
Sodkte) wurde beim Japan Prize 2010,
einem Wettbewerb für internationale
Bildungsprogramme, als bestes Vorschul-
programm ausgezeichnet.

Beim 12. European Newspaper Award
wurde die Wochenzeitung der Freitag
in den Kategorien Titelseiten, Sektions-
titelseiten, Visual Storytelling, Typogra-
fie und Illustration ausgezeichnet.

20. FilmFestival Cottbus – Festival des
osteuropäischen Films – eine Auswahl
der Preisträger. Hauptpreis für den bes-
ten Film (20.000 €): Oleg Novkovic
(Regie) und Uliks Fehmu (Produktion)
für „White White World“ (Serbien /
Deutschland / Schweden). Preis für den
besten Debütfilm, FIPRESCI-Preis und
lobende Erwähnung der Internationalen
Jury: Dmitry Mamulija für „Ein anderer
Himmel“ (Russland). Spezialpreis für die
beste Regie, Preis der Ökumenischen
Jury: Agnes Kocsis für „Adrienn Pál“
(Ungarn /Niederlande /Österreich / Frank-
reich). IFG Inspiration Award: „Tilva
Ros“ von Nikola Lezaic (Serbien).
Darstellerin (5.000 €): Eva Gabor
(„Adrienn Pál“, Ungarn). Darsteller
(5.000 €): Taavi Ealma („Die Versu-
chung des Hl. Tony“ von Veiko Öunpuu,
Estland). Kurzfilm – Hauptpreis: Shota
Gamisonia für „Meer der Wünsche“
(Russland); Spezialpreis: Alexandru
Mavrodineanu für „Musik im Blut“
(Rumänien / Frankreich). Jugendfilm:
Jacek Borcuch für „Alles, was ich liebe“
(Polen). Special Award: Katarzyna
Klimkiewicz für „Hanoi Warschau“
(Polen). Publikumspreis: Aktan Arym
Kubat für „Der Dieb des Lichts“ (Kirgi-
stan / Deutschland / Frankreich / Nieder-
lande). Dialog-Preis: Diana Groó für
„Vespa“ (Ungarn). Förderpreis der
DEFA-Stiftung und Cottbus Discovery
Award: Yael Reuveney für den Doku-
mentarfilm „Erzählungen vom Verlore-
nen“ (Israel / Deutschland).

Der Filmemacher Jean-Luc Godard
erhielt einen Ehrenoscar und wird mit
dem Grand Prix Design 2010 der
Schweizerischen Eidgenossenschaft aus-
gezeichnet.

Oliver Halmburgers zeitgeschichtliche
Dokumentation „Busting the Berlin
Wall“ (Koproduktion ZDF) wurde in
Tokio mit dem Japan Foundation Presi-
dent’s Price ausgezeichnet.

Die Heureka-Journalistenpreise, gestiftet
von dem Pharmakonzern Sanofi-Aventis,
werden für junge Journalisten bis zum
Alter von 35 Jahren ausgeschrieben.
Zeitung/Zeitschrift: Christina Hucklen-
broich für den Artikel „Auf Herz und
Nieren geprüft“ (FAZ) und Jens Uehlecke
für die Reportage „Der Doktor-Vater“
(Magazin Zeit Wissen); Fernsehen:
Wobbeke Klare für die Redaktion der
Sendung „Rätselhafte Krankheiten“ (Sen-
dereihe „Quarks & Co“,WDR Fernsehen).
Die Preise sind mit je 5.000 € dotiert.

interfilm – 26. Internationales Kurzfilm-
festival Berlin – eine Auswahl der Preis-
träger. I. Internationaler Wettbewerb /
Berlin-Brandenburg Kurzfilmpreis (6.000
€): „A Lost and Found Box of Human
Sensation“ von Stefan Leuchtenberg
und Martin Wallner (Deutschland);
Animation (Sachleistung): „Viliam“ von
Veronika Obertova (Slowakei); Spiel-
film (Sachleistung): „I love Luci“ von
Colin Kennedy (Schottland / England /
Dänemark). II. Konfrontationen – Gegen
Gewalt und Intoleranz /1. Preis (2.000 €):
„Zwischen Himmel und Erde“ von
York-Fabian Raabe (Deutschland);
2. Preis (1.000 €): „Na Wewe“ von Ivan
Goldschmidt (Belgien / Burundi). III.
Publikumswettbewerb Dokumentar /
interfilm Dokumentarfilmpreis (1.000 €):
„Teheran Kitchen“ von Pola Schirin
Beck (Deutschland / Iran). IV. Deutscher
Wettbewerb / Bester Film (1.500 €):
„Gisberta“ von Lisa Violetta Gaß;
ZDFneo-Preis (Ankauf): „Der kleine Nazi“
von Petra Lüschow; SAE Institute Kurz-
filmpreis (Stipendium): „Apollo“ von
Felix Gönnert; ic! berlin – Berlin Award
(2.000 €): „The External World“ von
David O’Reilly (Deutschland / Irland).
V. Publikumswettbewerb „Eject XIII“ /
Publikumspreis für den abwegigsten
Film (1.000 €): „Benigni“ von Pinja
Partanen, Jasmiini Ottelin und Elli
Vuorinen (Finnland). VI. Viral Video
Award / Publikumspreis (1.000 €): „Nice
Game“ von Tilman Egel (Deutschland);
Jury-Preis (1.000 €): „Nestlé, kein Palm-
öl aus Urwaldzerstörung!“ von David
McNulty und Michael Watts /Green-
peace (Deutschland); Politisches Viral zu
den Themen Klima, Demokratie oder
Gerechtigkeit (1.000 €): „Polar Bear“
von Daniel Kleinman (England). VII.
Kinder- und Jugend-Kurzfilmwettbewerb
KUKI / Kurzfilm für Kinder – 1. Preis
(1.000 €): „Mobile“ von Verena Fels
(Deutschland); 2. Preis (500 €): „Die
unglaubliche Reise von Margaux“ von
Marc-Etienne Schwartz (Frankreich).
Kurzfilm für Jugendliche – Publikums-
preis (Sachleistung): „Franswa Sharl“
von Hannah Hilliard (Australien).

Bei den 38. International Emmy Awards
in New York wurde die Kinderserie
„Shaun das Schaf“ (Koproduktion WDR
/BBC) in der Kategorie Children & Young
People ausgezeichnet.

Auf dem Internationalen Fernsehfilmfe-
stival ZOOM in Igualada / Barcelona gin-
gen drei Hauptpreise an „Die Hebamme
– Auf Leben und Tod“ (Koproduktion
ZDF /ORF): Peter Probst wurde für das
beste Drehbuch ausgezeichnet, an
Dagmar Hirtz gingen die Preise für
den besten Film und die beste Regie.

30. Internationales Festival der Film-
hochschulen München – eine Auswahl
der Preisträger. VFF Young Talent Award
(7.500 €): „For Madmen Only“ von
Pawel Maslona (Polen); Spezialpreis
des Jury-Präsidenten: „The Minutes, the
Hours“ von Janaína Marques Ribeiro
(Kuba); ARTE-Kurzfilmpreis (Ankauf des
Films): „BOB“ von Jacob Frey und
Harry Fast (Filmakademie Baden-Würt-
temberg); Arri-Preis für Dokumentarfilm
(Sachleistung): „Holding Still“ von
Florian Riegel (Kunsthochschule für
Medien Köln); Luggi-Waldleitner-Preis
für Drehbuch (3.000 €): Janaína Mar-
ques Ribeiro und Pablo Arellano Tin-
tó für „The Minutes, the Hours“ (Kuba);
Kamera (1.000 €): Till Girke für „Göm-
böc“ von Ulrike Vahl (Hochschule für
Film und Fernsehen Potsdam-Babels-
berg); Panther-Preis für die Produktion
eines deutschen Films (Sachpreis) und
Prix Interculturel (5.000 €): „Daniels
Asche“ von Boris Kunz (Hochschule für
Fernsehen und Film München); Climate
Clips Award (5.000 €): „Technologien“
von Frederike Wagner und Tina Teu-
cher (Internationale Sommeruniversität,
Berlin / Santiago de Chile).

44. Internationale Hofer Filmtage –
Filmpreis der Stadt Hof (undotiert):
Regisseurin Caroline Link; Förderpreis
Deutscher Film (je 5.000 €):Marty
Schenk für die Schnittleistung in „Luks
Glück“ (Koproduktion ZDF) von Ayse
Polat und Peter Aufderhaar für Musik
und Sound Design in „Sascha“ von
Dennis Todorovic. Nachwuchspreis der
Eastman Kodak Company (5.000 €):
„Das Lied in mir“ (Koproduktion BR /
SWR / Filmakademie Baden-Württem-
berg) von Florian Cossen; Bild-Kunst
Förderpreis Szenenbild / Kostümbild
(je 200 €): Astrid Pöschke und Nadine
Kremeier für „Marieke Marieke“ von
Sophie Schouken.

Dem Journalisten Dawit Isaak, Mitbe-
gründer der ersten unabhängigen Zei-
tung Eritreas, wird vom Weltverband
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der Zeitungen und Nachrichtenmedien
WAN-IFRA die Goldene Feder der
Freiheit 2011 verliehen. Isaak wird seit
neun Jahren ohne Anklage oder Prozess
in Haft gehalten; sein Verbleib ist nicht
bekannt.

Journalistenpreis des Gravenbrucher
Kreises, eines Zusammenschlusses
führender, überregional tätiger Insol-
venzkanzleien Deutschlands –
1. Preis (5.000 €): Henryk Hielscher für
eine Reihe von Beiträgen zur Insolvenz
von Arcandor (Wirtschaftswoche);
2. Preis: Elisabeth Dostert für eine
Serie über die Insolvenz des Maschinen-
bauers Rohwedder (SZ);
3. Preis: Jan Hildebrand für seine
Berichterstattung über den Wohnwa-
gen-Hersteller Knaus Tabbert.

Der Juliane-Bartel-Medienpreis wird
vom Niedersächsischen Ministerium für
Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit
und Integration für „die kreative Aus-
einandersetzung von Autorinnen und
Autoren mit einer differenzierten und
geschlechtergerechten Darstellung von
Frauen und ihren Lebenswelten in den
Medien“ vergeben. Fernsehfilm und
Serie: „Schutzlos“ (ZDF) von Kit Hop-
kins und Thilo Röscheisen; Informa-
tionssendung und Dokumentation:
„Julia Franck“ (RBB / ARTE / SF) von
Daniela Schmidt-Langels und „Tabak-
mädchen“ (3sat) von Biljana Garvan-
lieva; Hörfunk: „Noch zehn Sekunden –
Die amerikanische Radpionierin Elsa
Knight Thompson“ (DLF) von Martina
Groß. Der Preis ist mit insgesamt
12.000 € dotiert.

Claus Kleber, Erster Moderator des ZDF-
„heute-journals“, wurde mit dem Hanns-
Joachim-Friedrichs-Preis für Fernsehjour-
nalismus 2010 ausgezeichnet. Ein
Sonderpreis ging an die Redaktion der
WDR-Dokumentationsreihe „die story“.

Wolfram Kons, Gesamtleiter der
RTL-Charity, wurde für sein langjähriges
Engagement für „RTL – Wir helfen Kin-
dern“ und den entsprechenden Spen-
denmarathon mit dem Laureus Medien
Wohltätigkeitspreis 2010 ausgezeichnet.

RBB-Moderator Uwe Madel erhielt für
das Kriminalmagazin „Täter – Opfer –
Polizei“ den Preis Krimifuchs 2010, den
der Berliner Bezirk Reinickendorf verleiht.

Anthony Dod Mantle (Großbritan-
nien), einem Pionier des digitalen Kinos
und international renommierten Bildge-
stalter, wurde der mit 5.000 € dotierte
Marburger Kamerapreis 2011 zuerkannt,

der von der Universität und der Stadt
Marburg ausgelobt wird.

Medienpreis „Kinderrechte in der Einen
Welt“ der Kindernothilfe – Print (2.500
€):Meike Dinklage für „Gerettet?“
(Brigitte); TV (2.500 €): Golineh Atai
für die Reportage „Suche Kind, zahle
bar – die Adoptionslobby“ (WDR Fern-
sehen); Hörfunk (2.500 €): Rebecca
Hillauer für die Reportage „Junge See-
len – billige Ware. Kinder im Sextouris-
mus“ (RBB); Foto (2.500 €): Christoph
Gödan für die Bildstrecke „Die großen
Mütter“ (Kontinente); Sonderpreis:
Bergit Fesenfeld, Redakteurin der
Sendung „Lebensart“ (WDR 5) sowie
u.a. Buchautorin und Lehrbeauftragte,
für ihren langjährigen und intensiven
Einsatz für die Kinderrechte.

Der Medienpreis Mecklenburg-Vorpom-
mern wird vom DGB Bezirk Nord, der
Heinrich-Böll-Stiftung, der Landes-
zentrale für politische Bildung und der
MVweb Agentur getragen. Die diesjähri-
gen Preisträger – Print: Frank Pubantz
für „Im langen Schatten der Wohltätig-
keit“ (Schweriner Volkszeitung); Fern-
sehen: Jan Frerichs für die Dokumen-
tation „Harte Hunde, schwarze Schafe“
(ZDFneo); Hörfunk:Wolfgang Heidelk
für „Großer Bahnhof in Sternberg“ (NDR
Info); Nachwuchspreis: Felix Hock für
„Konspirative KüchenKonzerte“ (TV- und
Web 2.0-Sendung) und Tanja Krämer
für „Schlechte Aussichten“ (Tagesspiegel).
Die Preise sind pro Sparte mit 1.000 €
dotiert.

Johannes Naber, Absolvent der
Filmakademie Baden-Württemberg,
gewann beim 16. Festival „Cinéma tous
écrans“ in Genf mit seinem ersten
Spielfilm „Der Albaner“ den Preis für
den besten Film.

obs-Awards 2010 der dpa-Tochter news
aktuell für die besten PR-Bilder des Jah-
res – eine Auswahl. Gesamtsieger und
1. Platz in der Kategorie Events und
Kampagnen:WWF Deutschland, „1000
schmelzende Menschen aus Eis“. Kate-
gorie Unternehmenskommunikation –
1. Platz: Philipps-Universität Marburg,
„Dächer von Marburg“. Kategorie
Produktfoto – 1. Platz: Interio AG
(Schweiz), „TELL Hocker aus Massiv-
holz, FSC“. Kategorie Porträt – 1. Platz:
Johanniter-Unfall-Hilfe e.V., „Die Nudel
– Johanniter Menüservice“. Kategorie
NGO-Foto – 1. Platz: Save the Children
Schweiz, „Juli und Julianne nach dem
Erdbeben in Haiti“. Kategorie Automo-
bil-Bilder – 1. Platz: PRH Hamburg
Kommunikation, „Voller Einsatz“.

Preise der DEFA-Stiftung 2010 – Preis
für Verdienste um die deutsche Film-
kunst (15.000 €): Kurt Maetzig, Mit-
begründer des DDR-Filmstudios DEFA
und Regisseur; Preis zur Förderung des
künstlerischen Nachwuchses (7.500 €):
die Regisseurin Feo Aladag („Die
Fremde“); Preis zur Förderung der
deutschen Filmkunst (15.000 €): das
Produzententeam Florian Koerner von
Gustorf und Michael Weber
(Schramm Film, Berlin); Programmpreise
(je 5.000 €): Zeughaus-Kino (Berlin),
Kinderkino München e.V. und Filmclub
813 e.V. (Köln). Die Preisgelder betrugen
insgesamt 52.500 €.

Den Preis „Leuchtturm für besondere
publizistische Leistungen“ verleiht die
Journalistenvereinigung netzwerk re-
cherche (nr). Er ging in diesem Jahr zu
gleichen Teilen an Dr. Heiner Geißler
(Bundesminister a.D.), Dr. Andreas
Zielcke (SZ) und Arno Luik (Stern) für
ihre Beiträge zur Aufklärung über das
Großprojekt „Stuttgart 21“. Heiner
Geißler wurde für seine Leistung als
Leiter und Moderator der Schlichtungs-
verhandlungen ausgezeichnet, Andreas
Zielcke für seinen Beitrag „Der unheil-
bare Mangel“ (SZ) und Arno Luik für
eine Artikel-Serie im Stern, in der zahl-

reiche Dokumente und geheime Akten
zu „Stuttgart 21“ veröffentlicht wurden.
Das Preisgeld beträgt insgesamt
3.000 €.

Thomas Reutter, Redakteur bei dem
ARD-Politikmagazin „Report Mainz“
(SWR), wurde zum „Europäischen Jahr
gegen Armut und Ausgrenzung“ für
seine Sozialreportage „Herr Dinse wird
obdachlos“ (SWR) mit dem Journalisten-
preis der EU-Kommission 2010 (800 €)
in der Kategorie Audiovisuelle Beiträge
auf nationaler Ebene ausgezeichnet.

Gülseren Sengezer, freie Redakteurin
beim ZDF-Landesstudio Rheinland-Pfalz,
erhielt für die Dokumentation
„Die Brandkatastrophe von Ludwigs-
hafen: Das Leben danach“ (ZDFneo)
den mit 5.000 € dotierten Mainzer
Journalistenpreis 2010 der Stiftung
PresseClub Mainz.

Günter Wallraff erhielt den mit 5.000 €
dotierten Siebenpfeiffer-Preis für enga-
gierten Journalismus 2010, den die
Siebenpfeiffer-Stiftung (Homburg / Saar-
pfalz-Kreis) vergibt. Eine lobende An-
erkennung wurde der SWR-Journalistin
Susanne Babila zuteil, die sich Themen
wie Asyl und Migration widmet.
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